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An Herrn  
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Dieter Reiter  

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
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Evaluierung der verkehrlichen Wirkung und Nutzung von Stellplätzen 
für E-Roller, Fahrräder und Mietfahrräder 

Der Stadtrat möge beschließen: 

Die Stadtverwaltung evaluiert, inwiefern die neu geschaffenen Stellplätze für E-Roller und 

Fahrräder sowie Mietfahrräder angenommen werden. Weiterhin wird überprüft, ob das wilde 

Abstellen im öffentlichen Raum seit Einrichtung der Stellplätze merklich zurückgegangen ist. 

Sollten die Stellplätze für E-Roller und Fahrräder inkl. Mieträder nicht ausreichend angenommen 

werden oder sich das wilde Abstellen nur unmerklich reduziert haben, werden die hierfür 

freigegebenen Flächen wieder zur ursprünglichen Nutzung als öffentliche- und Anwohner-

Stellplätze bzw. Lieferzonen freigegeben. 

Begründung 

Durch die Einrichtung von gesonderten Stellplätzen für E-Roller, Fahrräder und Mietfahrräder 

sind insbesondere im Bereich der Altstadt viele bisher gut ausgelastete Parkplätze weggefallen. 

Die Anwohner und Gewerbetreibenden beklagen sich, dass die neuen Stellplätze kaum 

angenommen werden und ihnen nun zusätzlich durch fehlende Abstellmöglichkeiten für PKW, 

weggefallende Lieferzonen und einen erhöhten Parksuchverkehr, Nachteile entstanden sind. 

Sollten die Stellplätze für E-Roller, Fahrräder und Mieträder tatsächlich nicht ausreichend 

angenommen werden oder keine verkehrliche Wirkung entfalten, müssen diese Flächen daher 

für die Betroffenen wieder in herkömmlicher Art und Weise nutzbar sein. 

Hans Hammer 
Stadtrat 
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Shared Mobility: Möglichkeiten des Smart Monitoring nutzen und Moni-
toring-Dashboard live schalten!

Die Landeshauptstadt München setzt in Kooperation mit den entsprechenden Anbietern zeit-
nah die Möglichkeiten der raumbezogenen Analyse und Visualisierung im Bereich der Shared 
Mobility ein. Durch dieses Smart Monitoring soll es beispielsweise ermöglicht werden, die Ein-
haltung von Parkverbotszonen und das regelwidrige Abstellen von Kleinfahrzeugen automati-
siert zu überwachen und zu ahnden, Bürgermeldungen digital zu erfassen und automatisch wei-
terzuverarbeiten, das Ausleih- und Abstellverhalten bei der Evaluierung bestehender Mobili-
tätsstationen zu nutzen, flexible, anlassbezogene Abstell-/Zufahrtsbeschränkungen (Curbside 
Management) per Knopfdruck zu erlassen oder das tatsächliche Mobilitätsverhalten bei der Pla-
nung neuer Verkehrsinfrastrukturen mit einzubeziehen. Das zu diesen Zwecken und mit diesen 
Funktionalitäten bereits entwickelte Monitoring-Dashboard soll dazu zeitnah live geschaltet 
und für die Fachreferate (insb. Mobilitätsreferat, Kreisverwaltungsreferat und Planungsreferat) 
nutzbar gemacht werden. 

Begründung

Die automatisierte, raumbezogene Analyse und Visualisierung von Fahrzeugen im Bereich 
Shared Mobility bietet sowohl die Chance, bestehende Probleme in diesem Bereich in Zusam-
menarbeit mit den jeweiligen Anbietern zu minimieren, als auch flexible Regelungen beispiels-
weise für Großveranstaltungen zu treffen. Zudem können die vollständig anonymen Standort-
daten der Fahrzeuge helfen, wenig genutzte oder überlastete Mobilitätsstationen zu identifi-
zieren sowie tatsächliche Bedarfe bei der Weiterentwicklung der Verkehrsinfrastruktur in Mün-
chen zu berücksichtigen. Ein entsprechendes Projekt, bei dem in Zusammenarbeit der Stadt 
München mit einem großen Technologieunternehmen ein einsatzbereites Monitoring-Dash-
board vorbereitet wurde, wird aber seit Anfang 2021 nicht mehr weiterverfolgt. 

Fabian Ewald Jens Luther 
Stadtrat Stadtrat 
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1. Einleitung

Der Münchner Verkehrs- und Tarifver-

bund (MVV) sowie die Verbundland-

kreise und die Landeshauptstadt Mün-

chen (LHM) haben das Ziel, den Anteil 

des Umweltverbundes – Fuß-, Rad- und 

ÖPNV-Wege – am Modal Split zu erhö-

hen. Insgesamt werden im MVV-Raum 

noch fast die Hälfte aller Fahrten mit 

dem motorisierten Individualverkehr 

(MIV) zurückgelegt. In der LHM sind es 

34 %.1 Um noch mehr Menschen von 

Verkehrsmitteln des Umweltverbundes 

zu überzeugen, müssen diese schneller, 

flexibler und stressfreier werden.  

Ein geteiltes Mikromobilitätsangebot 

kann einen wichtigen Beitrag dazu leis-

ten. Unter Mikromobilität werden fol-

gende Verkehrsmittel verstanden: Fahr-

räder, Pedelecs, (E-)Lastenräder, E- 

Tretroller und (E-)Motorroller. Diese 

Angebote haben sich zu einer attrakti-

ven Mobilitätsoption auf kurzen und 

mittellangen Strecken entwickelt. 

In der LHM und den benachbarten Land-

kreisen des MVV gibt es im Jahr 2023 

sieben große Angebote geteilter Mikro-

mobilität: Das kommunale Bikesharing-

Angebot MVG Rad, ein privat-

wirtschaftliches Bikesharing-System, 

drei privatwirtschaftliche Sharing-

Dienste für E-Tretroller und teils Pede-

lecs sowie ein Anbieter für geteilte (E-) 

Motorroller.  

In den nächsten zwei Jahren sollen ent-

scheidende Schritte getan werden, die-

ses Angebot im MVV-Raum weiterzu-

entwickeln. Dies betrifft vor allem  

das öffentliche Fahrradverleihsystem 

(ÖFVS). Das bisherige MVG Rad basiert 

auf einer Betrauung der Münchner Ver-

kehrsgesellschaft (MVG) durch die LHM. 

Diese läuft im Januar 2025 aus und es 

soll zu einer neuen Ausschreibung des 

ÖFVS kommen. Zusätzlich stehen auch 

einzelne Kommunen in der NordAllianz2 

sowie der Landkreis Fürstenfeldbruck 

kurz vor der Ausschreibung eines ÖFVS. 

Nach Auslaufen des Systems soll keine 

Angebotslücke entstehen und Be-

standskund*innen gehalten werden. Da-

für ist es wichtig die MVG in die Vorbe-

reitung integriert sein. Gleichzeitig soll 

die Chance genutzt werden, durch eine 

Weiterentwicklung des Angebotes neue 

Nutzer*innen zu gewinnen.  

Abbildung 1: Mobilitätspunkt im MVV. Quelle: MVV (N&P Grafik) 
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2. Richtung M  ilitätswende mit geteilte  Mik  m  ilität im MVV

Geteilte Mikromobilität kann einen 

wichtigen Beitrag für die Mobilitäts-

wende leisten. Dies gilt insbesondere, 

wenn sie den öffentlichen Verkehr sinn-

voll ergänzt und zu einem kombinierten 

und attraktiven Angebot beiträgt. Ge-

teilte Fahrräder und E-Tretroller kön-

nen beispielsweise für die erste oder 

letzte Meile einer längeren Fahrt mit 

dem ÖPNV genutzt werden und so die 

Reisezeit verkürzen. Ein weiterer Mehr-

wert ergibt sich dort, wo zwar der Groß-

teil der Wege eines Tages mit dem 

ÖPNV abgedeckt werden kann, nicht je-

doch alle Wege. Hier kann geteilte Mik-

romobilität Angebotslücken füllen und 

autofreie Mobilität insgesamt attrakti-

ver machen. Schließlich erhöht geteilte 

Mikromobilität insgesamt die Verläss-

lichkeit öffentlicher Mobilität. Auf kür-

zeren Strecken bietet sie zum Beispiel 

eine Alternative, wenn andere Ver-

kehrsmittel einmal ausfallen.  

Der erste Teil dieses Kapitels stellt die 

momentane Situation geteilter Mikro-

mobilität in der LHM und den Landkrei-

sen des MVV dar. Diese Darstellung 

dient als Grundlage für die darauffolgen-

den Teile. 

Teil zwei beleuchtet Qualitätskriterien 

für ein öffentliches Sharing-System, die 

über die Integration mit dem öffentli-

chen Verkehr hinausgehen, beispiels-

weise die Art der Fahrzeuge und Statio-

nen.  

Der dritte Teil des Kapitels beschäftigt 

sich anschließend mit der Frage, wo im 

Verbundraum besonders große Potenzi-

ale für die Bereitstellung und Nutzung 

geteilter Mikromobilität bestehen.  

Die in diesem Kapitel vorgestellten Er-

gebnisse wurden anhand der folgenden 

Untersuchungen erarbeitet: 

▪ Interviews mit 17 Betreiber*innen, 

Städten, Regionen, Verbünden und 

Verkehrsunternehmen, das heißt der 

für die Planung und Umsetzung von 

Mikromobilität verantwortlichen Ak-

teure in oder im Auftrag der öffentli-

chen Hand 

▪ Markterkundung mit fünf Anbietern: 

Nextbike by Tier, Call a Bike, Donkey 

Republic, Fifteen und Inurba Mobility 

▪ Auswertung bestehender Evaluatio-

nen, Umfragen, Publikationen und 

wissenschaftlicher Literatur zu ge-

teilter Mikromobilität 

▪ Auswertung relevanter Nahver-

kehrspläne und andere Planungs-

werke zum Thema geteilter Mikro-

mobilität 

▪ Auswertung von Struktur- und Nut-

zungsdaten, unter anderem von Fahr-

ten mit E-Tretrollern und dem MVG 

Rad im MVV-Raum 

▪ Erarbeitung von User-Journeys und 

Betreiberszenarien sowie der Ange-

botsgestaltung in einem Workshop 

mit Verbundlandkreisen und ausge-

wählten Kommunen im MVV-Raum 

2.1   ktuelles  nge  t und Nutzung 
v n Mik  m  ilität 

Im Jahr 2023 stellen E-Tretroller das 

zahlenmäßig größte Angebot geteilter 

Mikromobilität im MVV-Raum dar. Die 

Unternehmen Tier, Voi, Bolt und Lime 

bieten zusammen rund 16.900 Fahr-
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zeuge an.6 Die Anzahl der Fahrzeuge be-

zieht sich aber nur auf die Stadt Mün-

chen. Vereinzelt werden die E-Tretroller 

aber auch in anderen Gemeinden ange-

boten, beispielsweise in Dachau. Die An-

bieter Tier und Bolt bieten in ihrem Sys-

tem neben E-Tretrollern ebenfalls Pede-

lecs an.  

Im Bereich des nichtelektrifizierten Bi-

kesharings stehen insgesamt mehr als 

5.500 Fahrzeuge im MVV Raum zur Ver-

fügung. Hier dominiert das öffentliche 

Sharing-Angebot des MVG Rads mit 

3.200 Fahrrädern in der LHM und 1.300 

weiteren Fahrrädern in den Landkreisen 

München und Starnberg sowie der Ge-

meinde Poing. Weitere rund 1.000 ge-

teilte Fahrräder werden durch das ei-

genwirtschaftlich betriebene Angebot 

der DB Tochter Call a Bike im Bereich 

der Münchner Innenstadt bereitgestellt. 

Weniger verbreitet sind geteilte E-Mo-

torroller. Rund 500 Fahrzeuge werden 

im Bereich der Münchener Innenstadt 

durch das privatwirtschaftliche Unter-

nehmen Emmy angeboten. 7 

Die Anzahl an (E-) Lastenrädern ist ver-

gleichsweise gering. Dies gilt insbeson-

dere nach der Insolvenz des privatwirt-

schaftlichen Anbieters Avocargo, der 

auch in München aktiv war, im Jahr 

2023. Jedoch bestehen auch weiterhin 

vereinzelte kleinere und teilweise kos-

tenlose Angebote für geteilte (E-)Las-

tenräder. In München sind hier die 

knapp über 30, kostenlos nutzbare, Las-

tenräder des Vereins Freie Lastenradl zu 

nennen. Weiterhin laufen in der Landes-

hauptstadt Pilotprojekte der Firmen 

Sigo und ehvcle. Auch in den Verbund-

landkreisen gibt es vereinzelt (E)-Las-

tenrad-Angebote. Hierzu zählen das 

Lasdah in Dachau, das Eberrad in Ebers-

berg, das Brucker Lastenrad in Fürsten-

feldbruck oder das Lastenradmietsys-

tem in Freising.  

Im Hinblick auf die Fahrzeugnutzung 

zeigen die beiden größten Angebote – 

Fahrräder und E-Tretroller – nur geringe 

Unterschiede: Der Vergleich von Aus-

leihdaten dreier E-Tretroller-Anbieter 

und dem MVG Rad zeigt eine starke 

Abbildung 3: Nutzung von MVG Rad und E-Tretrollern in München im Vergleich 
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Korrelation im Hinblick auf Ausleihzeit-

punkte, Nutzungsorte und Nutzungs-

dauer.8 Zwar sind im Tagesverlauf die 

Verkehrsspitzen morgens und nachmit-

tags beim Fahrrad ausgeprägter, was für 

eine leicht höhere Nutzung des Fahrrads 

für Berufs- und Pendelverkehre spricht. 

Darüber hinaus ist die Nutzung im Ta-

ges-, Wochen und Jahresverlauf jedoch 

nahezu identisch (s. Abbildung 3). 

Schließlich zeigten die beiden Modi eine 

ähnliche Mietdauer: Diese lag bei E-

Tretrollern in München bei 7 – 8 Minu-

ten (Median)9 und beim MVG Rad bei 10 

– 12 Minuten (Median).10   

Bei der Nutzung je Fahrzeug zeigen sich 

Schwankungen sowohl bei E-Tretrollern 

als auch bei Fahrrädern. Diese bewegen 

sich jedoch in einem ähnlichen Korridor. 

Eine Studie aus dem Jahr 2019 zeigt, dass 

E-Tretroller in deutschen Städten 

durchschnittlich drei- bis viermal pro 

Tag ausgeliehen wurden. München lag 

dabei mit 3,2 Ausleihen pro Fahrzeug 

und Tag im unteren Mittelfeld.11 Laut ei-

ner Evaluationsstudie zur verkehrlichen 

Wirkung von E-Tretrollern in München 

stieg die Nutzung daraufhin bis 2021 je-

doch deutlich an.12  

Für geteilte Fahrräder in ÖFVS ergeben 

sich in Deutschland ungefähr zwei Aus-

leihen pro Fahrzeug und Tag. In anderen 

europäischen Städten, wie Barcelona 

und London, werden Fahrräder im 

Durchschnitt bis zu sieben Mal am Tag 

und damit deutlich häufiger ausgeliehen 

(s. Abbildung 4). Gründe dafür sind ei-

nerseits die attraktive Gestaltung dieser 

Angebote, wie kostenlose Fahrten bei 

Abschluss von Monats- oder Jahres-

abos, die hohe Verfügbarkeit und der 

Anteil an Pedelecs, und andererseits die 

hohe Akzeptanz bei den Einwohner*in-

nen.  

Während sich die Nutzung von E-Tret-

rollern in München ähnlich darstellt wie 

in anderen Städten, ist dies für geteilte 

Fahrräder anders. Im Vergleich zu ande-

ren deutschen Städten und den genann-

ten europäischen Beispielen sind die 

Ausleihzahlen hier gering: Die Räder des 

Abbildung 4: Angebotsdichte und Nutzung von ÖFVS in ausgewählten Städten 
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MVG Rads wurden 2022 im Durch-

schnitt nur rund 0,5-mal am Tag ausge-

liehen. Dieser Wert basiert auf den Ge-

samtausleihzahlen des Jahres 2022 und 

beinhaltet Daten aus der LHM sowie den 

Landkreisen München und Starnberg 

sowie der Gemeinde Poing.  

Vermutlich sind die niedrigen Ausleih-

zahlen in München zu einem wesentli-

chen Anteil damit begründet, dass an-

dere Städte wie Köln, Dresden oder Kiel 

Nutzer*innen des Systems die ersten 30 

Minuten Fahrzeit kostenlos zur Verfü-

gung stellt – entweder mit dem Besitz ei-

ner Abokarte für den ÖPNV oder ohne 

jegliche Bedingungen. Dies erhöht die 

Attraktivität des Angebotes. Zugleich 

zeigen sich aber auch bei anderen Syste-

men wie das Metropolradruhr oder das 

meinRad in Mainz, dass auch ohne finan-

zielle Anreize hohe Ausleihzahlen er-

reicht werden können. Das lässt darauf 

schließen, dass auch die Einwohner-

dichte Einfluss auf die Nutzung des Sys-

tems hat. Eine Auflistung der Anbieter 

mit detaillierten Informationen ist dem 

Anhang zu entnehmen.  

2.2 Qu litätsk ite ien fü  ein gutes 
 nge  t 

Unter Qualitätskriterien verstehen wir 

jene Kriterien, die aus Perspektive der 

Nutzer*innen ein gutes System geteilter 

Mikromobilität ausmachen und gleich-

zeitig einen möglichst effizienten Ein-

satz betrieblicher Mittel erlauben. Fünf 

dieser Kriterien wurden im Laufe der 

Grundsatzuntersuchung identifiziert: 

▪ Viele Modi zur Verfügung stellen, 

aber Fokus auf das Fahrrad 

▪ Schnell vorankommen durch ein dich-

tes Stationsnetz 

▪ Sichere, hochwertige und langlebige 

Fahrzeuge im Standardangebot der 

Anbieter für hohen Komfort 

▪ Eine übergreifende Marke für Wie-

dererkennbarkeit beim Kunden 

▪ Geringe Zugangsbarrieren durch ein-

fache Gestaltung von Vertrieb und 

Tarif 

Viele Modi zur Verfügung stellen, 

aber Fokus auf das Fahrrad 

Jeder der eingangs genannten Modi ge-

teilter Mikromobilität kann Menschen 

dazu bringen, auf nachhaltige Verkehrs-

mittel umzusteigen. Auch in einem öf-

fentlichen System geteilter Mikromobi-

lität kann prinzipiell jeder dieser Modi 

angeboten werden. Dennoch erscheint 

für öffentlich geförderte Mikromobilität 

ein Fokus auf Fahrräder und Pedelecs 

sinnvoll. 

Die Betrachtung der heutigen Situation 

von Mikromobilität hat gezeigt, dass 

Fahrräder ähnlich häufig und auf ähnli-

che Art genutzt werden wie E-Tretroller. 

Beide Modi bieten Möglichkeiten, die 

erste und letzte Meile ebenso zu über-

brücken wie Netzlücken im ÖPNV.  

Anders als E-Tretroller haben Fahrräder 

jedoch weniger gesellschaftliche Akzep-

tanzprobleme (s. Unterkapitel „Schnell 

vorankommen durch ein dichtes Sta-

tionsnetz“). Darüber hinaus bestehen 

für E-Tretroller bereits verschiedene 

privatwirtschaftliche Angebote, die 

nicht notwendigerweise durch weitere 

öffentliche Angebote ergänzt werden 

müssten.  

Als Ergänzung zu Fahrrädern und Pede-

lecs bieten sich v.a. (E-)Lastenräder an. 

Zwar sind diese bisher noch nicht weit-

räumig vertreten. Dennoch wird 
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Lastenrädern ein besonders hohes Po-

tenzial zugeschrieben, Pkws zu substitu-

ieren.13  

Untermauert werden diese Empfehlun-

gen auch durch die Ergebnisse des 

Workshops mit Verbundlandkreisen 

und ausgewählten Kommunen14 im 

MVV-Raum am 30. März 2023. Die Teil-

nehmenden erarbeiteten auf diesem 

Workshop mithilfe von User Journeys 

Nutzungsszenarien für die verschiede-

nen Modi in ihren Gemeinden bzw. 

Landkreisen. Daraufhin wurde disku-

tiert, welche Modi prioritär zur Verfü-

gung gestellt werden sollten. Während 

durchweg das Fahrrad als erste Fahr-

zeugwahl genannt wurde, favorisierten 

die Teilnehmenden das (E)-Lastenrad als 

sinnvolle Ergänzung eines öffentlichen 

Sharing-Systems.15  

Schnell vorankommen durch ein 

dichtes Stationsnetz  

Wir empfehlen für Fahrräder grundsätz-

lich ein stationsbasiertes System mit vie-

len kleineren Stationen. Für die intermo-

dale Verknüpfung können die Mobili-

tätsangebote an speziell ausgewiesenen 

Mobilitätspunkten gebündelt werden. 

Die Ausstattung soll sich in der Regel auf 

Bodenmarkierungen, einfache, 

betreiberunabhängige Ständermodule 

sowie eine Beschilderung beschränken. 

Im Folgenden gehen wir auf die einzel-

nen Stationsmerkmale und unsere Emp-

fehlungen ein. 

Die Entscheidung für ein stationsbasier-

tes System haben wir in einer Abwägung 

der Stärken und Schwächen gegenüber 

einem Free-Floating und hybriden Ange-

bot getroffen. Die potenziellen Nut-

zer*innen in München selbst haben laut 

dem Fahrrad-Monitor keine klare Präfe-

renz für eines der Systeme.16 Die wich-

tigsten Argumente für ein stationsba-

siertes System sind ein aufgeräumtes 

Straßenbild und die Auffindbarkeit für 

Nutzer*innen. Dagegen spricht die ge-

ringere Flexibilität bei der Abgabe im 

Vergleich zu Free-Floating-Bereichen 

und der kostenintensiven Errichtung 

von Stationen. Den beiden Kontra-Argu-

menten kann durch die Standortwahl 

und Größe der Stationen entgegenge-

wirkt werden, wie im Folgenden geschil-

dert.  

Als nächstes möchten wir die Wichtig-

keit eines aufgeräumten Straßenbildes 

für Bürger*innen unterstreichen, die wir 

an der Einstellung gegenüber E-Tretrol-

lern ablesen können  Die Frage „Wie fin-

den Sie allgemein, dass man in München 

Abbildung 5: Was an Stationen wichtig ist, Design exemplarisch 
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E-Tretroller ausleihen kann?“ in einer 

Umfrage im Auftrag der LHM, beant-

wortet ein Drittel mit sehr gut (17 %) 

oder gut (16 %) und rund ein Viertel mit 

mangelhaft (10 %) und ungenügend 

(17 %)17. Im Fahrradmonitor München 

nehmen über die Hälfte (52 %) der Be-

fragten E-Tretroller im öffentlichen 

 aum als „sehr störend“ bz   „eher stö-

rend“  ahr 18 Die negative Erfahrung, 

die München mit Obike im Jahr 2017 

machte, als das Unternehmen die Stadt 

mit seinen Fahrrädern zum Unmut vieler 

Bürger*innen überschwemmte, schmä-

lerte ebenfalls die Akzeptanz vieler hin-

sichtlich der Mikromobilitätsangebote.  

Eine für Deutschland repräsentative 

Umfrage des ADAC zeigt, dass für das 

negative Image von E-Tretrollern vor al-

lem sorgloses Abstellen auf Gehwegen, 

das Blockieren des knappen öffentlichen 

Raumes und das verbotene Fahren auf 

den Gehwegen verantwortlich sind.19 

Die höhere Flexibilität von Free-Floa-

ting gegenüber einem stationsbasierten 

Angebot kann durch eine hohe Stations-

dichte kompensiert werden. Daher emp-

fehlen wir viele kleine Stationen.  

Insgesamt empfehlen wir 1.550 Statio-

nen im MVV-Raum, um ein flächende-

ckendes Angebot mit einem hohen Po-

tenzial an Ausleihen zu realisieren (s. Ka-

pitel 2.3). Besonders dicht sollte das An-

gebot in der LHM sein – dort sollte jede 

Station innerhalb von bis zu fünf Minu-

ten Fußweg erreicht werden können. In 

kleineren Städten wie Freising, Dachau, 

Germering oder Fürstenfeldbruck sowie 

im recht dicht besiedelten Raum des 

Landkreis München, kann von diesem 

Standard leicht abgewichen werden. 

Eine konkrete Empfehlung für Standorte 

haben wir in Kapitel 2.3 vom Potenzial 

abgeleitet, erläutert und in Kapitel 5 (s. 

Abbildung 15) aufbereitet. 

Die Größe der Station sollte entspre-

chend kleiner sein als derzeit in Mün-

chen und anderen deutschen Städten 

üblich, um in der Fläche mit einer gege-

benen Flottengröße eine bessere Abde-

ckung zu erreichen. Im Durchschnitt 

empfehlen wir knapp 6 Fahrräder pro 

Station (mit maximal 12 und minimal 4 

Fahrrädern). Die Größe der Stationen 

sollte in München kleiner sein und sich 

am lokalen Potenzial ausrichten. Derzeit 

bieten die Fahrradstationen des MVG 

Rad in München eine Kapazität von 4 bis 

24 (z. B. Münchner Freiheit) Fahrrädern. 

In Berlin sind es in der Regel 4 bis über 

30 Fahrräder, die über ca. 111 Stationen 

im Stadtgebiet und den Außenbezirken 

verteilt sind.20 Das Fahrradverleihsys-

tem StadtRAD Hamburg bietet ebenfalls 

verschiedene Stationstypen an, die je 

nach Standort und Nachfrage Platz für 

16 bis 47 Fahrräder bieten und über 270 

Stationen verteilt sind (s. Abbildung 8 in 

Kapitel 2.2). 21,22 

In Verbindung zur Standortwahl und 

Größe der Stationen stehen zudem die 

sich im Ausbau befindenden Mobilitäts-

punkte in der LHM und die Verbund-

landkreise. Mobilitätspunkte sind Kno-

tenpunkte, an denen verschiedene Ver-

kehrsangebote und weitere Services an 

einem Ort zusammengeführt werden. 

Das sind in der Regel ÖPNV- und Sha-

ring-Angebote, Ladesäulen bzw. Stell-

plätze für Elektrofahrzeuge und Quar-

tiersboxen. Mobilitätspunkte sollten bei 

der Standortwahl für Stationen des 

ÖFVS priorisiert werden.   

Abseits von Mobilitätspunkten empfeh-

len wir folgende Ausstattung: Der skiz-

zierte Stationstyp ist einfach für 
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Nutzer*innen aufzufinden, kostengüns-

tig sowie schnell aufzubauen und kann 

bei Bedarf unkompliziert verlegt werden 

(s. Abbildung 5). Er hat eine Bodenmar-

kierung und Schilder, um die Stationen 

gut sichtbar in den öffentlichen Raum zu 

integrieren. Es sind optional, einfache 

Fahrradständermodule zu verwenden, 

die entweder von den Kommunen selbst 

oder von Anbietern bereitgestellt wer-

den können, um zusätzliche Ordnung zu 

schaffen. Die Entscheidung darüber, ob 

dies notwendig ist, sollte letztendlich im 

Ermessen jeder Kommune liegen. Die 

Fahrräder der Anbieter verfügen in der 

Regel über einen Ständer, können so 

freistehen und sind daher nicht auf Do-

cking-Stationen angewiesen.  

Optional können stellenweise und gege-

benenfalls temporär virtuelle Stationen 

in der App und ein Geofencing zur Kon-

trolle eingerichtet werden. Virtuelle Sta-

tionen sind nur in der App sichtbar und 

bedürfen keine Markierungen im Stra-

ßenraum. Durch die GPS-Funktion der 

Fahrräder können diese an vorab be-

stimmten Orten, die in der App als Sta-

tion markiert sind, abgegeben werden. 

Mittels Geofencing kann dann erkannt 

werden, ob das Fahrrad im erlaubten Be-

reich abgestellt wird und unterbindet 

die Fahrzeugrückgabe in definierten Ge-

bieten.23 Wir empfehlen dies strategisch 

dort einzusetzen, wo es aufgrund des 

Budgets, der Vorlaufzeit und räumlichen 

Voraussetzungen sinnvoll ist. Durch vir-

tuelle Stationen werden Kosten weiter 

verringert und die Flexibilität auf Seiten 

des Betreibers erhöht, allerdings mit Ab-

strichen bei Auffindbarkeit und Ord-

nung für Bürger*innen.  

Für mehr Flexibilität bei der Weiterent-

wicklung des Systems kann zusätzlich zu 

unserem skizzierten Stationstyp die 

Option von kombinierten Gebieten mit 

Free-Floating oder flexiblen Abstellord-

nungen vertraglich offengehalten wer-

den. Falls der Ausbau mit festen Statio-

nen nicht schnell genug vorangeht, oder 

es Sonderfälle erfordern, können diese 

dann vom Anbieter virtuell eingerichtet 

werden. 

Sichere, hochwertige und langlebige 

Fahrzeuge aus dem Standardange-

bot der Anbieter für hohen Komfort 

Für die Fahrzeuge empfehlen wir eine 

Gestaltung, die gängige Sicherheitsstan-

dards erfüllt und in Bezug auf Ausstat-

tung und Handhabung ein angenehmes 

Fahrerlebnis für die Nutzenden in den 

Vordergrund stellt. Die Fahrzeuge soll-

ten zudem robust sein und wenig anfällig 

für Vandalismus. Sonderanfertigungen 

sollten vermieden werden, da Kosten-

faktor und Ersatzteilbeschaffung da-

durch schwieriger werden. Im Folgen-

den gehen wir auf die einzelnen Krite-

rien ein. 

Zu den Mindestanforderungen in Bezug 

auf Sicherheit gehören eine LED-Vor-

der- und Rückleuchte entsprechend der 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

(StVZO) und mit Prüfzeichen des Kraft-

fahrt-Bundesamts. Für die Erfüllung der 

StVZO braucht es zudem eine helltö-

nende Klingel, zwei voneinander unab-

hängige und funktionsfähige Bremsen 

sowie zwei rutschfeste und festver-

schraubte Pedale.24 Ein GS-Zeichen zer-

tifiziert die Sicherheit der Räder. Bei Pe-

delecs ist zusätzlich auf die elektrotech-

nische Sicherheit zu achten.  

Für die Ausstattung übersetzen wir den 

Anspruch eines hochwertigen Fahrzeu-

ges mit einer 7-Gang-Nabenschaltung 

für höheren Fahrkomfort, mindestens 
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jedoch mit einer 3-Gang-Nabelschal-

tung. Insbesondere in den hügligeren 

Regionen der Verbundlandkreise er-

leichtert eine Gangschaltung das Voran-

kommen. Ein Gepäckträger oder Korb 

vorne oder hinten am Rad bietet zusätz-

lichen Komfort und ist für Nutzungszwe-

cke wie Erledigungsverkehre, zum Bei-

spiel den Einkauf im Supermarkt, rele-

vant. 

Für Pedelecs reicht eine automatische 

Zwei-Gang-Schaltung aus, da das Fah-

ren mit dem Motor grundsätzlich einfa-

cher ist. Wir empfehlen den Einsatz von 

Wechselakkus, damit die Fahrräder 

nicht an eine Ladeinfrastruktur gebun-

den sind und es mehr Abgabemöglich-

keiten für Nutzer*innen gibt. Um auch 

Tagesausflüge mit den Pedelecs möglich 

zu machen, beispielsweise die Umrun-

dung des Starnberger Sees oder die 

Fahrt zu anderen Freizeitzielen im 

Münchner Umland, sollte die Reichweite 

der Pedelecs mindestens 70 Kilometer 

betragen. 

Wichtig für die Handhabbarkeit von 

Fahrrädern und Pedelecs ist ein niedri-

ger Einstieg und ein höhenverstellbarer 

Sattel. Zudem sollte das Fahrrad nicht zu 

schwer sein. Bikesharing-Räder wiegen 

in der Regel zwischen 20 und 30 Kilo-

gramm.25 Wir empfehlen ein Gewicht 

am unteren Ende der Skala für normale 

Fahrräder. Pedelecs können entspre-

chend schwerer sein. Diese Aspekte der 

Handhabbarkeit sind auch für Inklusion 

und Gendergerechtigkeit relevant. In ei-

ner Umfrage zu Sicherheitsmaßnahmen 

für Radfahrer*innen über 50 Jahren im 

ländlichen Raum, sprachen sich 83 % für 

leichtes Gewicht und einen tiefen Ein-

stieg aus.26  

Unsere Empfehlungen zur Ausstattung 

und Handhabbarkeit decken sich mit 

den Ergebnissen unseres Workshops am 

30. März 2023 mit den Verbundland-

kreisen und ausgewählten Kommunen 

im MVV-Raum. Gemeinsam haben wir in 

Gruppen die gewünschten Merkmale er-

arbeitet und diskutiert.  

Abbildung 6: Was an einem geteilten Fahrrad wichtig ist, Design exemplarisch 
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Aus Kundensicht und auch für geringere 

Werkstattkosten ist zudem die Robust-

heit der Fahrräder wichtig. Sie sollen 

funktionsfähig sein und sich in einem gu-

ten Zustand befinden. Bei der Gestal-

tung der Fahrräder kann dies berück-

sichtigt werden durch drei Hauptfakto-

ren: Rahmenmaterial, Reifen und Brem-

sen. Fahrräder mit Rahmen aus Alumini-

umlegierungen oder Carbonfaser sind 

widerständiger gegenüber Stößen und 

Vibrationen als Fahrräder mit Rahmen 

aus Stahl. Breitere Reifen bieten auch 

eine hohe Robustheit aufgrund der bes-

seren Stoßdämpfung. Zuverlässige 

Bremsen sind sehr wichtig für Robust-

heit und Sicherheit. Hydraulische Schei-

benbremsen bieten in der Regel eine 

bessere Bremsleistung und sind weniger 

anfällig für Verschleiß als mechanische 

Bremsen. 

Speziell angefertigte Fahrzeuge sind für 

einen hohen Kundennutzen nicht not-

wendig. Längerfristig können sie diesem 

sogar entgegenstehen. Denn Anbieter 

entwickeln ihre eigenen Fahrräder stets 

weiter. Eine Nutzung von Standardrä-

dern ermöglicht, zu einem späteren Zeit-

punkt auf entsprechende Weiterent-

wicklungen zurückzugreifen. Bei Spezi-

alanfertigungen wäre eine Weiterent-

wicklung hingegen voraussichtlich mit 

zusätzlichen Kosten verbunden. Die Lie-

ferfristen können sich nach Erfahrungen 

von MVG Rad um mehrere Monate ver-

längern. Auch die anderen, von uns in ei-

ner Markterkundung befragten Anbie-

ter Call a Bike, Donkey Republic, Inurba 

Mobility und Fifteen, raten von Spezial-

anfertigungen aus diesem Grund ab.  

Eine übergreifende Marke für Wie-

dererkennbarkeit beim Kunden 

Wichtig ist aus unserer Sicht eine räum-

lich übergreifende Marke für öffentliche 

Angebote geteilter Mikromobilität. An-

dere Städte zeigen bereits, wie man mit 

einer starken Marke Kund*innen an sich 

binden kann. Nutzer*innen erkennen 

das Angebot wieder und können sich da-

mit identifizieren. Erreicht werden kann 

dies durch den Markennamen, die Farb-

gestaltung und einen dezenten Einsatz 

von Werbung. 

Der Markenname soll bestenfalls die lo-

kale Identität der Münchner Region auf-

greifen und sich im Namen und der Ge-

staltung der Fahrzeuge widerspiegeln. 

Ein naheliegendes Beispiel für eine ver-

bundweite Marke des ÖFVS wäre der 

Name „M  - ad“. Oder ein Name ähn-

lich der Sprottenflotte in Kiel, die mit 

Sprotten eine lokale Verknüpfung her-

gestellt haben. Beispielsweise mit dem 

Namen „ rezn- ike“ (s. Abbildung 6). 

Die Marke lässt sich im besten Fall auf 

andere Modi übertragen. Letztendlich 

sollte der Name zwischen allen beteilig-

ten Akteuren abgestimmt werden. Die 

Logos der Betreiber, also beispielsweise 

des MVV und/oder der MVG können da-

rauf zu sehen sein. Insbesondere, wenn 

der Name den Betreiber nicht erkennen 

lässt. 

Eine Wiedererkennbarkeit des Angebo-

tes wird durch eine auffällige und ver-

traute Farbgestaltung der Fahrzeuge 

erreicht. Städte wie Mainz, Dresden 

oder Wien nennen die Wichtigkeit der 

Wiedererkennbarkeit und die Schaffung 

einer Marke mitunter als wichtigsten Er-

folgsfaktor für ihr ÖFVS. Eine ikonische 

Farbe kann dabei helfen – in Dresden 

fährt das MOBIbike in dem typischen 
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gelb des Dresdner Stadtwappens und 

der Dresdner Verkehrsbetriebe (DVB) 

und das StadtRAD in Hamburg greift das 

rot des Stadtwappens auf. Auch bei der 

bisherigen Farbgestaltung des MVG 

Rads werden die vorherrschenden Far-

ben der MVG Verkehrsmittel und somit 

des ÖPNV in München aufgegriffen. 

Für die Umsetzung können die Fahr-

zeuge entweder lackiert oder Folien an-

gebracht werden. Folien sind günstiger, 

flexibler in der Beschaffung aber even-

tuell weniger auffällig oder ästhetisch. 

Lackierungen sind aufwändiger und be-

nötigen mehr Zeit für die Lieferung. Für 

beides sollten Visualisierungen von An-

bietern in der Ausschreibung eingeholt 

und auf dieser Basis eine Entscheidung 

getroffen werden. 

In Bezug auf Werbung empfehlen wir im 

besten Fall eine Nutzung der dafür vor-

gesehenen Flächen für Eigenwerbung. 

Einer der Anbieter, den wir im Rahmen 

der Markterkundung interviewt haben, 

macht Fremdwerbung unter Umständen 

sogar zu einem Ausschlusskriterium für 

die Bewerbung auf eine Ausschreibung. 

Eine zu auffällige, anderweitige Wer-

bung steht zudem der Wiedererkenn-

barkeit als städtisches Verleihsystem 

entgegen. Ein solches Beispiel sehen wir 

in Berlin bei dem städtischen Verleihsys-

tem „Nextbike po ered b  Edeka“, die 

vor  0 0 auch als „Deezer Nextbikes“ in 

der Stadt unterwegs waren. 

Letztendlich ist die Werbung jedoch 

eine Einnahmequelle für den Besteller 

des Systems, also für Kommunen und die 

LHM. Ein Einsatz sollte zwischen den 

Akteuren im MVV final abgestimmt wer-

den. Wir stellen im Kapitel 3.1 mit den 

Betreiberszenarien eine Option für Be-

diengebiete vor, bei der lokale 

Werbepartner für Teilflotten in einzel-

nen Bediengebieten gewonnen werden 

können. 

Geringe Zugangsbarrieren durch ein-

fache Gestaltung von Vertrieb und 

Tarif 

Wichtig bei Vertrieb und Tarif sind die 

einfache Verständlichkeit und Nutzbar-

keit des Angebotes. Je geringer die Zu-

gangsbarrieren, desto besser. Im Folgen-

den zeigen wir, wie dies durch die Wahl 

einer MaaS-App als hauptsächlichen 

Vertriebskanal gelingen kann. In Bezug 

auf Tarif empfehlen wir eine kosten-

günstige Abrechnung in 15- oder 30-Mi-

nuten-Intervallen, eine Integration in 

bestehende Tarifmodelle des ÖPNV und 

Kooperationen mit Unternehmen. 

Als wichtigsten Vertriebskanal setzen 

wir auf eine verbundweite MaaS-App. 

Grund dafür ist, dass mehrere Angebote 

geteilter Mikromobilität in einer einzi-

gen App gebündelt werden und zudem 

Informationen über den ÖPNV bereit-

stellen können. Damit werden intermo-

dale Reiseketten gestärkt und Mikromo-

bilität aus einer Hand gewährleistet. Das 

Wechseln zwischen Apps, beispiels-

weise für das Auffinden und Buchen von 

Fahrrädern und E-Lastenrädern, ist um-

ständlich. Die Registrierung in unter-

schiedlichen Apps kostet Zeit und hält 

Erstnutzer*innen im ungünstigsten Fall 

von der Nutzung ab. 

Zusätzlich zur MaaS-App sollen die ein-

zelnen Modi, insbesondere Bikesharing, 

auch über die entsprechende Anbieter-

App zugänglich sein. So kann auch der 

überregionale Kundenstamm des Anbie-

ters das Angebot über die gewohnte App 

nutzen. Die Buchung soll zudem über die 

MVGO-App möglich sein. Die weitere 
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Integration über deutschlandweite 

MaaS- und Navigationsapps wie z. B. 

FreeNow und Google Maps sind stark zu 

empfehlen.  

In Ergänzung zu einer App kommen au-

ßerdem Stationsterminals, Chip- und 

RFID-Karten und eine telefonische Aus-

leihe in Frage – wir empfehlen RFID-

Karten und telefonische Ausleihe als zu-

sätzliche, optionale Buchungsmöglich-

keit. Von Stationsterminals raten wir ab, 

da diese dem empfohlenen Stationskon-

zept entgegenstehen und die technische 

Umsetzung nicht im Verhältnis zu dem 

geringen zusätzlichen Nutzen steht.  

Die Ausleihe über Chip- und RFID-Kar-

ten ist abzuwägen. Wichtige integrier-

bare Tickets, wie die Isar-Card oder das 

Deutschland-Ticket, gibt es in Zukunft 

als Chipkarte und ermöglichen so einen 

erleichterten Zugang zum System für 

Abokartenbesitzer*innen. Es erlaubt zu-

dem eine leichte Handbarkeit und eröff-

net die Möglichkeit ohne Smartphone 

das Fahrrad auszuleihen. Demgegen-

über stehen die Mehrkosten durch den 

zusätzlichen Ausleihprozess. Es braucht 

entsprechende Lesegeräte bei den Fahr-

rädern. Die darin verbaute Halbleiter-

technologie kann Lieferzeiten verlän-

gern, wie uns Anbieter bei der Markter-

kundung wissen lassen haben.  

Zudem sollte aus unserer Sicht eine tele-

fonische Ausleihe in Betracht gezogen 

werden. Die telefonische Ausleihe kann 

für gegebenenfalls technisch weniger af-

fine Nutzer*innen einfacher sein. Die 

Kosten für den Betrieb einer Hotline sol-

len in der Ausschreibung abgefragt und 

als optional vorgesehen werden. 

Neben dem Vertrieb ist der Tarif ein 

zentraler Hebel für ein attraktives Ange-

bot geteilter Mikromobilität. Die erste 

Frage stellt sich nach den Abrechnungs-

einheiten. Wir empfehlen eine Abrech-

nung im 30-Minuten-Intervall aufgrund 

der Nutzungsdauer und dem erfolgrei-

chen Einsatz in anderen ÖFVS. Rund 

90 % aller Fahrten mit MVG Rad fallen 

unter die 30-Minuten-Grenze. Bei neun 

von zehn Fahrten müssen sich Nut-

zer*innen so keine Gedanken um zusätz-

liche Kosten machen. Bei der Mehrheit 

der betrachteten ÖFVS, in zehn von 15 

betrachteten Fällen wird in 15-Minuten 

oder 30-Minuten-Intervallen abgerech-

net (s. Abbildung 7). Die von uns inter-

viewten Städte haben mit 30-Minuten-

Intervallen gute Erfahrungen gemacht. 

Auch in den Städten mit minutenbasier-

ter Abrechnung inklusive München wird 

mit 30 Freiminuten für Abonnent*innen 

gearbeitet. Aus Gründen der Einfach-

heit, der Verständlichkeit und Abschätz-

barkeit der Kosten einer Fahrt 

Abbildung 7: Preise in ÖFVS im Vergleich 
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empfehlen wir keine minutenbasierte 

Abrechnung.  

Anschließend müssen Preise festgelegt 

werden. Wir empfehlen für Fahrräder 

eine Bepreisung von 1 € je  0 Minuten 

im Basistarif und 2 € bis 3 € für  edelecs, 

Tageshöchstsätze von  5 € respektive 

 0 €, Monatsabos in der Höhe von  0 €, 

jährliche  bos für 60€, die Nutzung von 

Freiminuten in Kombination mit ÖPNV-

Tickets und Sonderkonditionen für Aus-

leihen über Nacht und für Mitarbeitende 

bei Unternehmenskooperationen.  

Für 1 € je  0 Minuten für normale Fahr-

räder haben wir uns entschieden, weil so 

in vielen Fällen den Nutzer*innen Preis-

vorteile entstehen und das Angebot so 

attraktiv und einfach verständlich ist. Da 

es sich um ein öffentliches Fahrradver-

leihsystem handelt, ist die Teilhabe aus 

unserer Sicht ein wichtiges Argument 

für die Bereitstellung eines Angebotes. 

Wie eine Umfrage im Jahr 2021 unter 

Münchner*innen ermittelt hat, sind es 

9 % der potenziellen Nutzer*innen, die 

höchstens 1 € für  0 Minuten zahlen 

würden.27 Zudem hat die Inflation der 

letzten Jahre Menschen mit geringem 

Einkommen zusätzlich belastet. 

 edelecs sollen mit   € bis   € für  0 Mi-

nuten jedoch teurer sein. So kann auf der 

anderen Seite das Potenzial der Nut-

zer*innen abgeschöpft werden, die be-

reit sind, mehr für Bikesharing zu zahlen. 

Außerdem können mit den angehobe-

nen Preisen für Pedelecs die höheren In-

vestitions- und Betriebskosten teilweise 

kompensiert und einer unverhältnismä-

ßig höheren Auslastung von Pedelecs im 

Vergleich zu normalen Fahrrädern ent-

gegengewirkt werden. Laut der besag-

ten Umfrage sind 18 % dazu bereit, 

maximal 2 € für  0 Minuten zu zahlen, 

39 % maximal 3 € und rund  4 % mehr 

als das.  

Die Preise sollten pro Tag nach oben hin 

gedeckelt sein, damit keine unverhält-

nismäßig hohen Kosten bei einer Tages-

ausleihe anfallen. Wir empfehlen maxi-

mal 15 € für normale Fahrräder und ma-

ximal 20 € für  edelecs  

Monatliche und jährliches Abos sollen 

für 10 € bz   60 € inkludiert  erden, um 

für Vielfahrer*innen ein attraktives An-

gebot zu schaffen. Im Gegenzug sollen 

dafür die ersten 30 Minuten frei bzw. bei 

Pedelecs rabattiert angeboten werden. 

Zudem plädieren wir für den Einsatz von 

30 Freiminuten für das Bikesharing-Sys-

tem in Kombination mit ÖPNV-Tickets. 

So wird eine bestmögliche tarifliche In-

tegration der Angebote erreicht. Konk-

ret können das IsarCard-, Deutschland- 

und Semestertickets sein, soweit diese 

im Verbund erworben wurden. Beim 

Deutschlandticket kann auch über eine 

zusätzliche Flatrate (z    4,90 € oder 

9,90 €) für die Nutzung von Sharing-An-

geboten nachgedacht werden, um neue 

Einnahmen zu generieren. Langfristig 

sollte das Deutschlandticket auch als 

multimodales Ticket funktionieren und 

die Nutzung nicht nur für Käufer*innen 

im Verbundraum möglich sein. Die Nut-

zer*innen sollten maximal 3 x am Tag die 

Freiminuten via App in Anspruch neh-

men dürfen. So kann verhindert werden, 

dass die öffentlichen Fahrräder über 

längere Zeiträume hinweg intensiv für 

gewerbliche Zwecke genutzt werden.  

Durch die tarifliche Integration werden 

intermodale Reiseketten incentiviert 

und das Angebot insgesamt attraktiver. 

Für die meisten Nutzer*innen ist dies 

sehr relevant, denn 20 % bis 60 % aller 
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Fahrten mit geteilter Mikromobilität 

werden intermodal mit dem ÖPNV ge-

nutzt.28,29,30 Auch die von uns interview-

ten Städte haben mit 30 Freiminuten 

gute Erfahrungen gemacht und nennen 

sie als Erfolgsfaktor. Beim KVB-Rad bei-

spielsweise spiegelt sich das auch am 

Kundenfeedback wider: 67 % der Nut-

zer*innen finden die 30-Minuten- Frei-

fahrt sehr wichtig und 26 % wichtig.31  

Sonderkonditionen sehen wir darüber 

hinaus bei Unternehmen und der Nut-

zung über Nacht. Durch Kooperation 

von Unternehmen mit dem Verleihsys-

tem sollen Mitarbeitende einen Son-

dertarif bekommen, der zwischen Be-

treiber und Unternehmen abgestimmt 

werden muss. Die Verifizierung von Mit-

arbeitenden kann dafür über die ge-

schäftliche E-Mail-Adresse der Mitar-

beiter*innen geschehen. 

Eine Nachtpauschale, die eine Ausleihe 

zwischen 18 Uhr abends und 9 Uhr früh 

ermöglicht, sollte für 2,50 € angeboten 

werden. Mit der Nachtpauschale wird 

das Angebot beispielsweise für die 

Kund*innen in ländlicheren Räumen at-

traktiv, die ein Fahrrad für den Heimweg 

nach Feierabend nutzen und am nächs-

ten Morgen wieder zurückfahren. 

2.3  Räumliche  n lyse des P ten- 
zi ls geteilte  Mik  m  ilität  

Nachdem wir dargestellt haben, wie ein 

Bikesharing-System für die Nutzer*in-

nen gestaltet werden kann, stellt sich die 

Frage, wo ein solches System Sinn 

macht. In diesem Abschnitt betrachten 

wir daher das räumliche Potenzial in der 

LHM und in den Verbundlandkreisen 

des MVV. Ziel der Analyse ist es, Gebiete 

zu identifizieren, in denen die 

Bereitstellung eines Angebotes für ge-

teilte Mikromobilität sinnvoll ist. 

Im Folgenden gehen wir detaillierter da-

rauf ein, wie wir den Potenzialscore er-

mittelt haben, was die Ergebnisse sind 

und welche Schlüsse wir daraus für die 

Anzahl der Ausleihen sowie der Anzahl 

von Fahrrädern und Stationen ziehen. 

Sechs Faktoren speisen unseren Po-

tenzialscore 

Der Potenzialscore soll die Nutzung von 

Angeboten geteilter Mikromobilität 

möglichst genau abbilden. Daher haben 

wir anhand von wissenschaftlicher Lite-

ratur Faktoren ermittelt, die mit der 

Nutzung von Mikromobilität zusam-

menhängen, bzw. diese beeinflussen. 

Für die wichtigsten Faktoren haben wir 

verfügbare Datenquellen aufbereitet32. 

Diese Faktoren sind: 

▪ Points of Interest (POI) 

▪ Einwohnerdichte 

▪ Fuß- und Radinfrastruktur 

▪ ÖPNV-Angebot 

▪ Arbeitgeber 

▪ Soziodemographie 

Wir haben auf der einen Seite die unab-

hängigen Variablen, also die aufgezähl-

ten sechs Faktoren, und auf der anderen 

Seite die Nutzung als abhängige Variable 

identifiziert. Als nächstes stellt sich die 

Frage, inwieweit eine Ursache-Wir-

kungs-Beziehung auch in München 

nachweisbar ist und wie unterschiedlich 

stark diese Beziehung ausgeprägt ist. 

Mit einer Korrelationsanalyse haben 

wir den statistischen Zusammenhang 

zwischen jeder unabhängigen und der 

abhängigen Variable berechnet. Grund-

lage dafür sind Daten auf Ebene von 100 
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x 100 Meter-Zellen. Lagen die Daten 

nicht in dieser Granularität vor, haben 

wir den Rasterzellen den Wert der höhe-

ren Aggregationsebene zugewiesen, 

beispielsweise von Stadtbezirksteilen in 

der LHM. Für die Nutzung haben wir 

Ausleihvorgänge von drei E-Tretroller-

Anbietern im Jahr 2022 und von MVG 

Rad in den Jahren von 2015 bis 2021 

verwendet. Zum Zeitpunkt der Korrela-

tionsanalyse lagen uns keine Daten von 

MVG Rad für das Jahr 2022 vor. 

Am höchsten ist die Korrelation zwi-

schen POIs und Nutzung (r = 0,53) und 

zwischen der Länge des Radwegenetzes 

und Nutzung (r = 0,37). Zwischen den 

anderen unabhängigen und der abhängi-

gen Variable ist kein Zusammenhang 

nachweisbar (r = < 0,2). Auch auf größe-

rer Aggregationsebene von 500 x 500 

Metern sind die Korrelationen nicht we-

sentlich stärker ausgefallen. Wir erklä-

ren die größtenteils schwachen Korrela-

tionen damit, dass sich die Fahrrad- und 

E-Tretroller-Daten größtenteils auf 

Free-Floating-Zonen beschränken. Wir 

gehen davon aus, dass Ziel und Abstell-

ort der Fahrräder leicht variieren und 

daher zu einem ungenaueren Zusam-

menhang führen. Die komplexen Mobili-

tätsmuster scheinen sich ohne weitere 

Informationen zum Wegezweck nicht 

eindeutig aus den Daten herleiten zu las-

sen. 

Aufgrund der größtenteils schwachen 

Korrelationen zwischen den unabhängi-

gen und der abhängigen Variable haben 

wir von einer reinen Regressionsanalyse 

zur Vorhersage der Nutzung abgesehen. 

Als am vielversprechendsten sehen wir 

einen Mixed-Methods-Ansatz an, das 

heißt die Kombination von quantitativer 

und qualitativer Methodik. Einerseits 

gibt uns die quantitative 

Korrelationsanalyse einen Einblick in die 

München-spezifische Realität auf Basis 

der Datengrundlage. Andererseits hilft 

uns die qualitative Methode dabei, wis-

senschaftlich nachgewiesene Ursache-

Wirkungs-Beziehungen entsprechend 

berücksichtigen zu können.  

Wir haben für den qualitativen Teil eine 

Auszählung von Nennungen der sieben 

unabhängigen Variablen in wissen-

schaftlicher Literatur genutzt, die von 

einer Meta-Studie der TU München er-

mittelt wurden.33  

Anschließend wurden die unabhängigen 

Variablen entsprechend der Korrelatio-

nen und der Literatur-Auszählung ge-

wichtet. Wir haben dabei zwischen dem 

Potenzial für E-Tretrollersharing und Bi-

kesharing, (E-)Lastenradsharing und 

(E-)Motorrollersharing unterschieden. 

Anschließend wurden die Werte für jede 

Zelle im MVV-Raum berechnet und vali-

diert. 
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Abbildung 8: Potenzialscore für Bike- und E-Tretrollersharing im MVV-Raum in 100 x 100 Meter-Zellen. Nur Zellen 
mit bebauten Flächen werden in dieser Karte dargestellt 
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Ein Wert für das räumliche Potenzial 

für 187.000 Zellen im MVV-Raum 

Der so berechnete Potenzialscore wird 

auf einer Skala von 0 (kein Potenzial) bis 

> 6 (sehr hohes Potenzial)34 in einem 

100 x 100 Meter Raster im gesamten 

MVV-Raum dargestellt. Für die Über-

sichtlichkeit haben wir all jene Zellen 

herausgenommen, die nicht besiedelt 

oder bebaut sind.35 Von den knapp 

585.000 Zellen bleiben so 187.000 üb-

rig. Den Potenzialscore für Bike- und E-

Tretrollersharing haben wir in einem in-

teraktiven Dashboard dargestellt. 

Erkenntnisse der Analyse sind, dass es 

erwartungsgemäß einen starken Zu-

sammenhang zwischen Raumtypen und 

Potenzialscore gibt. Insbesondere in den 

städtischen RegioStar-Typen36, wie 

Metropole, Mittelstadt und Städtischer 

Raum einer Metropolitanen Stadtre-

gion, wurde ein besonders hohes Poten-

zial beobachtet. In der LHM weisen 61 % 

der Rasterzellen einen Potenzialscore 

von 3 oder höher auf, was auf ein mode-

rates bis sehr hohes Potenzial hinweist. 

Auch in den größten Siedlungen und 

Dörfern in ländlichen Gebieten gibt es 

konzentriert hohe Werte.  

Intermodale Wegeketten stärken 

den ÖPNV  

Wie wir eingangs erwähnt haben, sind 

sechs Faktoren in den Potenzialscore 

eingeflossen. Für die POIs, Einwohner-

dichte, Fuß- und Radinfrastruktur, Ar-

beitgeber und Soziodemographie stan-

den uns Datensätze zur Verfügung, die 

diese Faktoren abbilden. Der Faktor 

ÖPNV-Angebot ist jedoch komplexer, 

weil die Angebotsqualität und (intermo-

dale) Reisezeiten berücksichtigt werden 

sollten. Daher haben wir drei Arten von 

Analysen durchgeführt, um die aktuelle 

Angebotsqualität im ÖPNV hinsichtlich 

des Potenzials für geteilte Mikromobili-

tät zu bewerten.  

Als erstes haben wir die ÖPNV-Qualität 

im Hinblick auf die Anzahl der Abfahr-

ten, die Betriebszeiten, die fußläufige 

Erreichbarkeit und die Anzahl von ange-

botenen Linien an einzelnen Haltestel-

len bewertet und alle vier Aspekte 

gleichgewichtet. 37  

Als zweites haben wir die intermodale 

ÖPNV-Erschließung mit dem Fahrrad 

ermittelt. Das heißt die Identifikation 

von Gegenden, von denen aus man mit 

einem Fahrrad – aber nicht zu Fuß – eine 

ÖPNV-Haltestelle innerhalb von 15 Mi-

nuten erreicht. Ein Angebot von geteil-

ter Mikromobilität in diesen Gegenden 

ermöglicht intermodal sinnvolle Reise-

ketten mit dem ÖPNV. 

Drittens haben wir eine Reisezeitana-

lyse durchgeführt. Damit haben wir die 

Kommunen und Stadtbezirksteile iden-

tifiziert, von denen sich in Bezug auf die 

Reisezeit ein signifikanter Vorteil im 

Vergleich zum ÖPNV als einziges Ver-

kehrsmittel ergibt, wenn man das Fahr-

rad für die erste und / oder letzte Meile 

zum ÖPNV nutzt. Darüber hinaus haben 

wir das Reisezeitverhältnis zwischen 

MIV und ÖPNV mit und ohne der ersten 

und /oder letzten Meile mit dem Fahrrad 

berechnet. Die Ergebnisse der Reisezeit-

analyse möchten wir im Folgenden kurz 

vorstellen, da sie den Mehrwert von 

Mikromobilität gut repräsentieren. 

Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Nut-

zung des Fahrrads für die erste und 

letzte Meile zu ÖPNV-Haltestellen den 

Nutzer*innen in der LHM und den meis-

ten Kommunen in den Verbundlandkrei-

sen im Vergleich zur alleinigen Nutzung 
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des ÖPNV zwischen 6 und 18 Minuten 

sparen kann. In einigen Siedlungen, wie 

z.B. Paunzhausen und Gammelsdorf in 

Freising, Berganger in Ebersberg und 

Sachsenkam in Bad Tölz-Wolfratshau-

sen, können die Einwohner*innen durch 

die Nutzung von Fahrrädern vor und 

nach der ÖPNV-Fahrt mehr als 40 Minu-

ten sparen. 

Die Kombination der Nutzung von 

ÖPNV und Fahrrad oder anderen Mikro-

mobilitätsmodi macht den ÖPNV nicht 

nur attraktiver, sondern verbessert auch 

das Verhältnis von Reisezeit und Fortbe-

wegungskosten im Vergleich zum Auto. 

Im MVV-Raum ist man mit dem Auto 

etwa 2,06-mal so schnell unterwegs wie 

mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Die 

tatsächliche Verkehrsbelastung (Stau) 

ist bei der Berechnung nicht miteinge-

flossen. Wenn man jedoch das Auto mit 

einer Kombination aus ÖPNV und Fahr-

rad für die erste und letzte Meile ver-

gleicht, beträgt dieser Wert nur 1,69. 

Die Bereitstellung eines öffentlichen 

Mobilitätsangebots, das geteilte Mikro-

mobilität einschließt, macht das ÖPNV-

Angebot attraktiver und konkurrenzfä-

higer zu Autos. Es ermöglicht den Nut-

zer*innen, schneller, flexibler und 

stressfreier unterwegs zu sein. 

Wir rechnen mit durchschnittlich 

0,5 bis 2,3 Ausleihen / Fahrzeug und 

Tag im MVV 

Anhand des Potenzialscores lassen sich 

die zu erwartenden Ausleihen grob ab-

schätzen. Als Anhaltspunkt haben wir 

die folgende Umrechnung des Potenzial-

scores in Ausleihen pro Fahrzeug / Tag 

für Bikesharing ermittelt. 

Die Umrechnung bezieht sich nicht auf 

den Wert einzelner Zellen vom 100 x 

100 Meter-Raster, sondern den Durch-

schnitt in einer Kommune, bzw. einen 

Stadtbezirksteil in der LHM (s. Anhang 

Abbildung 14). Im gesamten MVV be-

trägt der durchschnittliche Potenzial-

score 2,7, in der LHM 3,3 und in den Ver-

bundlandkreisen 2,6.38 

Die Zahlen haben wir aus der Verteilung 

von Ausleihen in jeder Zelle und je Po-

tenzialscore ermittelt. Je höher der Po-

tenzialscore, desto mehr Ausleihen gibt 

es. Allerdings steigt die Anzahl an Auslei-

hen in Zellen mit sehr niedrigem Poten-

zial bis zu Zellen mit sehr hohem Poten-

zial ungleichmäßig stark an.  

Für die zu erwartenden Ausleihen haben 

wir einen minimalen und einen maxima-

len Wert berechnet, da die Ausleihzah-

len von der Ausgestaltung des Systems 

und den Rahmenbedingungen abhängig 

sind. Als Anhaltspunkte für die Berech-

nung haben wir die durchschnittlichen 

Ausleihzahlen von MVG Rad (0,5 Auslei-

hen / Fahrrad und Tag) und dem Stadt-

RAD in Hamburg berücksichtigt (2,3 

Ausleihen / Fahrrad und Tag). Die Schät-

zung bezieht keine Pedelecs mit ein, die 

Abbildung 9: Erwartete Ausleihen entlang des Poten-
zialscores für Kommunen und Stadtbezirksteile 
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in der Regel eine höhere Auslastung auf-

weisen.39 

Auf dieser Grundlage können wir auch 

das CO2-Einsparpotential berechnen. 

Durch die substituierten Pkw-Fahrten 

lassen sich jährlich bei einer durch-

schnittlichen Nutzung von 0,5 Fahr-

ten/Rad am Tag (Worst-Case-Szenario) 

rund 123 Tonnen CO2 pro Jahr einspa-

ren. Bei einer Nutzung von 2,3 Fahr-

ten/Rad am Tag (Best-Case-Szenario) 

ergibt das Einsparpotenzial 570 Tonnen 

CO2 pro Jahr.40 

Wir empfehlen rund 9.000 Fahrrä-

der für den MVV-Raum 

Die Empfehlung von 9.000 Fahrrädern – 

darunter 2.500 Pedelecs - basiert auf 

der aktuellen Versorgung mit jeweils 3,3 

Fahrrädern pro 1.000 Einwohner im Be-

triebsgebiet.41 Eine Übersicht haben wir 

in Abbildung 10 zusammengestellt. 

Aktuell stehen 4.500 MVG Räder in der 

MVV-Region. Das entspricht einer Ver-

sorgung mit 2,5 Rädern je 1.000 Einwoh-

ner. Die Stadtrandgebiete in der LHM 

sind zudem noch nicht ausreichend er-

schlossen. Im Deutschlandweiten Ver-

gleich ist das eine sehr gute Abdeckung. 

In anderen europäischen Städten mit 

höheren Ausleihvorgängen gibt es bis zu 

5 Fahrräder / 1.000 Einwohner in 

Barcelona. Je mehr Fahrräder / 1.000 

Einwohner verfügbar, desto höher auch 

die zu erwartenden Ausleihzahlen / 

1.000 Einwohner.42 Außerdem redu-

ziert man mit vielen Fahrrädern die Re-

balancing-Kosten und erhöht Sichtbar-

keit und Verfügbarkeit des Angebotes.  
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Abbildung 10: Empfehlung für die Mindestanzahl an Fahrrädern und Stationen in den Verbundlandkreisen, zzgl. 
Fürstenfeldbruck 



  
  
  

23 
 

Daher empfehlen wir eine Zielabde-

ckung von mindestens 3,5 Fahrrädern / 

1.000 Einwohner in der LHM mit insge-

samt mindestens 5.200 Stück und dem 

strukturell vergleichbaren Landkreis 

München mit 1.200 Stück. Für alle ande-

ren Verbundlandkreise empfehlen wir 

aufgrund des geringeren Potenzials und 

der Raumstruktur mindestens 2,5 Fahr-

räder / 1.000 Einwohner und damit je-

weils 300 bis 450 Stück. 

Das Angebot von Pedelecs macht auf-

grund der höheren Nutzung, den zu 

überwindenden Höhenmetern von 200 

Metern und mehr (vor allem südlich der 

LHM), der Erschließung neuer Kunden-

kreise insbesondere im Tourismus und 

dem höheren Komfort und schnelleren 

Reisezeiten Sinn. Allerdings gehen mit 

Pedelecs auch höhere Kosten einher. 

Wir rechnen mit doppelt bis dreifach 

höheren /Leasing- und Anschaffungs-

kosten von Pedelecs und 25 % bis 35 % 

höheren Betriebskosten.43  

In Abwägung eines attraktiven und 

gleichzeitig kosteneffizienten Angebo-

tes empfehlen wir sowohl für die LHM 

als auch die Verbundlandkreise eine 

Quote von mindestens 25 % Pedelecs, 

also knapp 2.700 der 9.000 Fahrräder. 

Die Quote kann sukzessive erhöht wer-

den, wenn die Nachfrage entsprechend 

hoch ist. Die Option eines entsprechen-

den Hochlaufs von Pedelecs sollte in 

dem Rahmenvertrag geregelt werden 

und könnte über den Austausch von de-

fekten Fahrrädern erfolgen. 

Abbildung 11: Hexagone mit 600 Meter Durchmesser in der LHM für ein flächendeckendes Netz von Stationen: 
Potenzialscore zur Priorisierung und Verteilung von Fahrrädern 
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Die Fahrräder können auf 1.550 

Stationen flächendeckend verteilt 

werden 

Der Potenzialscore hilft ebenfalls bei 

der Standortwahl für Bikesharing- oder 

Mobilitätspunkte. Für die LHM empfeh-

len wir die Prämisse, dass für Nutzer*in-

nen mindestens alle 5 Minuten ein Fahr-

rad in fußläufiger Entfernung erreichbar 

sein soll. Das entspricht rund 300 Me-

tern Luftlinie. Laut Fahrradmonitor 

München sind 25 % der potenziellen 

Nutzenden dazu bereit, maximal 5 Minu-

ten Fuß zurückzulegen. Zwar würden 

43 % auch 10 Minuten und 22 % sogar 

mehr als 10 Minuten Fußweg in Kauf 

nehmen, allerdings verlängert dies die 

Reisezeit und die Verfügbarkeit an jeder 

Station zu jedem Zeitpunkt ist gegebe-

nenfalls nicht gewährleistet.44 

Für die Ermittlung der dafür notwendi-

gen Anzahl und Verteilung von Statio-

nen nutzen wir als Annäherung ein Git-

ternetz aus Hexagonen. Innerhalb von 5 

Minuten Fußweg lässt sich ein Angebot 

in der Mitte eines Hexagons erreichen. 

Mit ca. 1.100 Hexagonen ist die Fläche 

der LHM komplett abgedeckt. Rechnet 

man Flächen heraus, die nicht bebaut 

sind (Wald, Park, Wasser) und ein gerin-

ges Potenzial haben, sind es 908 Hexa-

gone (s. Abbildung 11) und entspre-

chend viele Stationen. Eine Priorisierung 

und Verteilung der Räder auf die Statio-

nen kann anhand des aggregierten Po-

tenzialscores erfolgen. Im Schnitt sind es 

in der LHM 5,7 Fahrräder pro Station. 

Für die Verbundlandkreise empfehlen 

wir einen leicht angepassten Ansatz. 

Hier sollte ein Kompromiss zwischen 

fußläufiger Erreichbarkeit und Abde-

ckung in der Fläche gefunden werden. 

Eine Empfehlung für konkrete Standorte 

haben wir in Abbildung 15 im Kapitel 5 

gemacht. Wir sind wie in der LHM von 

durchschnittlich 5,7 Fahrrädern pro Sta-

tion für den Landkreis München und 5 

Fahrrädern pro Station für die weiteren 

Verbundlandkreise ausgegangen. Das 

macht 213 Stationen für den Landkreis 

München und 64 bis 90 Stationen für die 

anderen Verbundlandkreise.45 Für die 

Auswahl von Standorten haben wir ent-

lang der Stationsanzahl einerseits Hexa-

gone mit einem moderaten bis sehr ho-

hen Potenzial präferiert und flächende-

ckend verteilt. Die Standorte sollten von 

Verbundlandkreisen und Kommunen 

einzeln geprüft, abgewogen und ausge-

wählt werden. Die empfohlenen Statio-

nen wurden mithilfe eines automatisier-

ten Prozesses generiert und bieten eine 

gute Grundlage für die Auswahl der 

Standorte. Da in einem automatisierten 

Prozess nicht alle relevante Kriterien 

berücksichtigt werden können, empfeh-

len wir, basierend auf lokalem Wissen 

und weiteren lokalen Daten, die einzel-

nen Empfehlungen zu überprüfen und 

zusätzliche Kriterien, wie beispielsweise 

die Verfügbarkeit von Flächen, zu be-

rücksichtigen. Außerdem gehen wir in 

unserem Vorschlag davon aus, dass jede 

betroffene Kommune auch ein Angebot 

vorsieht.  



  
  
  

25 
 

3. Mik  m  ilität  uf die  t  ße   ingen
 

Wir haben in dem vorigen Kapitel fest-

gehalten, wie ein attraktives Angebot 

geteilter Mikromobilität aussehen kann 

und wo es im MVV-Raum am meisten 

Potenzial dafür gibt. Dabei stehen die 

Nutzer*innen und deren Bedürfnisse im 

Vordergrund. Nun wollen wir uns in dem 

folgenden Kapitel dem Betrieb widmen 

und der Frage, wie ein solches Angebot 

auf die Straße gebracht werden kann. 

Die Perspektive wechselt hier vom Nut-

zenden zum Betreiber. Wir definieren 

dafür drei wichtige Grundpfeiler des Be-

triebs: Betreiberszenarien, Steuerungs-

mechanismen und Umsetzungsempfeh-

lungen. 

3.1   et ei e szen  ien 

Unter einem Betreiberszenario verste-

hen wir die Verknüpfung von Aufgaben, 

die zur Bereitstellung eines Mikromobi-

litätsangebotes anfallen, und den dafür 

zuständigen Akteuren. Im Folgenden 

stellen wir unser präferiertes Szenario 

für ein regionales ÖFVS im MVV vor. Es 

basiert auf der Prämisse, dass alle rele-

vanten Akteure gemeinsam ein System 

entwickeln und sich auf die im vorigen 

Kapitel genannten Qualitätskriterien ei-

nigen. Ein Rahmenvertrag soll Kommu-

nen und Verbundlandkreisen die Flexi-

bilität bieten, die für einen flächende-

ckenden Ausbau benötigt wird. Teil des 

Betreiberszenarios sind zudem zwei Op-

tionen für die Ausgestaltung des Bedien-

gebietes.  

Die Chance gemeinsam ergreifen 

Den Kommunen und Verbundlandkrei-

sen im MVV bietet sich mit dem neuen 

ÖFVS die Chance, Bürger*innen ein at-

traktives, grenzüberschreitendes Mobi-

litätsangebot im Sinne der Mobilitäts-

wende bereitzustellen. Dieser Chance 

sind sich die im Rahmen des Projektes 

einbezogenen Akteure vom MVV, der 

LHM und den Verbundlandkreisen be-

wusst. Für die Umsetzung muss jedoch 

noch einige Überzeugungsarbeit geleis-

tet werden. Das betrifft vor allem die 

185 Kommunen im MVV und deren Ent-

scheidungsträger*innen. Alle involvier-

ten Akteure sollen eine Aufgabe im 

neuen ÖFVS übernehmen.  

Welche Aufgaben das sind haben wir 

entlang einer Wertschöpfungskette ab-

gebildet. Die Wertschöpfungskette defi-

niert Aufgaben, die zur Bereitstellung 

von Mikromobilität anfallen: Die Pla-

nung, Fahrzeuge & Stationen, Betrieb 

und Schnittstelle zum Kunden. Die Ak-

teure sind Landkreise, Kommunen, An-

bieter und zentrale Institutionen. Mit 

letzterem sind vor allem MVV und MVG 

gemeint. Das Mobilitätsreferat der LHM 

nimmt insofern eine Sonderstellung ein, 

als dass es die LHM in der Rolle einer 

Kommune und eines Landkreises in den 

folgenden Ausführungen vertritt. 

Die Zuordnung von Akteuren zu Aufga-

ben haben wir aus den Kernkompeten-

zen der Akteure abgeleitet und in den 

bereits erwähnten Workshop mit Ver-

treter*innen von Verbundlandkreisen 

und ausgewählten Kommunen im MVV 

diskutiert. Das Ergebnis haben wir in Ab-

bildung 12 dargestellt. 
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mit der zentralen Institution übernimmt. 

In Bezug auf den Vertrieb hängt dies eng 

mit der App zusammen. Wir schlagen in 

Kapitel 2.2 eine MaaS-App und eine An-

bieter-App vor. Entsprechend verteilen 

sich auch die Aufgaben von zentraler In-

stitution und Anbieter auf die jeweilige 

App. Kundenbetreuung und Kundenser-

vice sollten dann vom Anbieter über-

nommen werden, wenn bei der zentra-

len Institution keine Kapazitäten dafür 

verfügbar sind oder der Anbieter dies ef-

fizienter leisten kann.  

Nutzung eines Rahmenvertrages für 

zeitliche Flexibilität beim Ausbau 

Für die Ausschreibung empfehlen wir ei-

nen Rahmenvertrag mit einem Anbieter 

für mehr Flexibilität. Darüber hinaus 

machen wir im Folgenden Vorschläge 

zur Vertragslaufzeit, Vertragsgestal-

tung, der Organisation der Vertrags-

schließung und Konditionen. 

Die unterschiedlichen Stadien der Kom-

munen und Verbundlandkreise in Sa-

chen geteilte Mikromobilität erschwe-

ren eine zeitliche Synchronisation und 

einen einheitlichen Ausbau des ÖFVS. 

Einerseits sind beispielsweise der Land-

kreis Fürstenfeldbruck; die NordAllianz 

und andere Kommunen fördermittelbe-

dingt an eine frühere Ausschreibung ge-

bunden oder daran interessiert. Der 

Landkreis Fürstenfeldbruck und die 

NordAllianz müssen im Jahr 2023 noch 

ausschreiben. Andererseits sind andere 

Kommunen und Verbundlandkreise vo-

raussichtlich so kurzfristig noch nicht in 

der Lage, eine Entscheidung für oder ge-

gen eine Teilnahme an einer gemeinsa-

men Ausschreibung zu treffen, bzw. die 

finanziellen Mittel dafür aufzubringen. 

Ein Rahmenvertrag ermöglicht den Ab-

ruf einer Leistung zu festgelegten Kon-

ditionen zu einem späteren Zeitpunkt. 

Dieser darf allerdings nicht zu lange auf-

geschoben werden, da Abschreibungen 

über eine längere Laufzeit günstiger sind 

und die Anbieter ggf. einen Inflations-

ausgleich vorsehen. Mit einer Preisgleit-

klausel kann dies im Vertrag festgelegt 

werden. 

Die Vertragslaufzeit mit dem Anbieter 

soll bei mindestens fünf Jahren liegen 

für eine Ausschreibung von Fahrrädern 

und Pedelecs. Eine Erweiterungsmög-

lichkeit von 2 x 2 Jahren ermöglicht dar-

über hinaus die Fortführung eines er-

folgreichen Systems und mehr Flexibili-

tät. Kürzere Laufzeiten von drei Jahren 

empfehlen wir bei noch unerprobteren 

Sharing-Systemen wie E-Tretroller,  

(E-)Lastenrädern und (E-)Motorrollern. 

Die Verträge sind so zu gestalten, dass 

der Betreiber auf Anpassungen flexibel 

reagieren kann. Sei es die Aufstockung 

der Flotte, die Elektrifizierungsquote 

der Räder und das Verlegen der Statio-

nen. Diese Anpassungen sollen inner-

halb der Vertragslaufzeit möglich sein 

und im Vertrag schriftlich festgehalten 

werden. Anpassungen sind dann zu tref-

fen, nachdem die Sachverhalte ausrei-

chend evaluiert worden sind. Der Auf-

traggeber übernimmt hier die politische 

Abstimmung. 

Verträge werden zentral organisiert. 

Ein zentraler Akteur, beispielsweise 

MVV und/oder die MVG, schließt in Ab-

sprache mit allen beteiligten Akteuren 

einen Rahmenvertrag mit dem Anbieter. 

Die MVG soll dabei durch seine Exper-

tise im derzeitigen System sowohl bei 

der inhaltlichen Mitgestaltung der Aus-

schreibung als auch bei der operativen 
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Betriebskoordination eine Rolle einneh-

men. Über Einzelabruf können die Kom-

munen dann direkt mit dem Anbieter ei-

nen Einzelvertrag abschließen. Der Rah-

menvertrag sollte so im Detail ausgear-

beitet sein, dass – wenn Kommunen die 

Leistung abfragen – die Verträge mit 

dem Anbieter so einfach wie möglich ge-

halten werden. Vor Vertragsabschluss 

müssen die Kommunen mit einer Wil-

lenserklärung ihre Abschätzung bezüg-

lich einer Teilnahme und der groben An-

zahl an Fahrräder abgeben, um den Rah-

men im Vertrag stecken zu können. Ab-

nahmeverpflichtungen sind in diesem 

Fall nicht notwendig. 

Zudem soll in den Verträgen geregelt 

sein, unter welchen Konditionen die 

Kommunen Leistungen des Rahmenver-

trages abrufen können. Wir empfehlen 

die Kosten pro Fahrrad in jeder Ge-

meinde gleich hoch anzusetzen und 

nicht nach Lage, Potenzial und Menge zu 

differenzieren. Diese Lösung ist ein fai-

rer Weg, um ein flächendeckendes Sys-

tem bereitstellen zu können und auch 

ländlichere Kommunen zu integrieren in 

denen niedrigere Ausleihzahlen als in 

der LHM erwartet werden. Dennoch 

empfehlen wir eine Mindestgröße für 

„Inseln“ vorzusehen, beispiels eise von 

200 – 300 Fahrrädern. Kommunen kön-

nen sich dafür zusammenschließen. In 

dieser Größenordnung lohnt sich die Er-

richtung eines eigenen Service-Clusters. 

An andere Inseln angrenzende Kommu-

nen können ggf. an die bestehenden 

Strukturen problemlos auch in kleineren 

Dimensionen andocken. Der zeitliche 

Vorlauf für einen Beitritt soll sich an den 

Lieferzeiträumen der Fahrräder orien-

tieren und bei ca. 3 bis 6 Monaten liegen. 

Die genaue Konstellation von Kommu-

nen ist im Vorhinein nicht absehbar, 

daher sollte mit dem Anbieter im Einzel-

fall eine Strategie entwickelt werden.  

Zwei Optionen für das Bediengebiet 

im MVV-Raum 

Im MVV-Raum sollen Kommunen selbst 

die Möglichkeit haben, nach Abwägung 

der Potenziale, Kosten und Möglichkei-

ten, dem System beizutreten. Der Rah-

menvertrag ermöglicht, dass die Ent-

scheidung nicht unbedingt zur Aus-

schreibung selbst erfolgen muss und 

schafft so Bedenk- und Vorbereitungs-

zeit. Allerdings kann dies zu einem vor-

erst fragmentierten Bediengebiet füh-

ren. Wir schlagen zwei Optionen vor, um 

damit umzugehen. 

Für die erste Option werden Kommu-

nen, die Leistungen des Rahmenvertra-

ges in Anspruch nehmen, Teil eines Be-

diengebietes. Das bedeutet, dass Auslei-

hen und Abgaben eines Fahrzeugs im ge-

samten Bediengebiet möglich sind (Bei-

spiele sind Velo Antwerpen, VRNnext-

bike, Frelo Freiburg, Regiorad Stuttgart, 

Metropolradruhr). Die Investitions- und 

Betriebskosten für unterschiedliche 

Raumtypen werden bereits im Rahmen-

vertrag definiert.  

Die zweite Option ist die Bildung sepa-

rater, geschlossener Bediengebiete, 

wenn Kommunen Leistungen des Rah-

menvertrages abrufen. Nutzer*innen 

haben die Möglichkeit Fahrräder inner-

halb eines Bediengebietes auszuleihen 

und abzugeben, aber sollten keine Fahr-

ten darüber hinaus durchführen können. 

Daher ist die Bildung von verkehrlich 

sinnvollen, nachfrageorientierten Be-

diengebieten besonders wichtig.  

Kommunen sollten sich dort zusammen-

schließen, wo sich ein verkehrlich mög-

lichst gut abgrenzbarer Raum ergibt – 



  
  
  

29 
 

auch landkreisübergreifend. Da bei ge-

teilten Fahrrädern längere Wegstrecken 

von über zehn Kilometern unüblich sind, 

können längere Distanzen besser mit 

dem ÖPNV überbrückt werden. Das Bi-

kesharing aus anderen Bediengebieten 

am Anfang oder Ende der Wegekette zu 

nutzen, ist mit einer einheitlichen MaaS-

App problemlos möglich. Es besteht ein 

durchgängiges Angebot mit gleichem 

Tarif und gleicher App über kommunale 

Grenzen hinweg. Die separierten Be-

diengebiete ermöglichen bei Bedarf ein 

maßgeschneidertes, lokales Sponsoring 

oder Branding sowie eine Reduzierung 

von Rebalancing-Aufwand. Für diese Art 

der Ausgestaltung ist uns kein ÖFVS be-

kannt.  

Wir haben darüber hinaus einige wei-

tere Szenarien ausgiebig geprüft, emp-

fehlen diese aber nicht. Im Folgenden 

sind die drei wichtigsten von Ihnen auf-

gelistet: 

Alternativszenario 1  „Ein Wurf“): Eine 

Ausschreibung unter einheitlichem 

Dach und mit Kooperationsvertrag für 

das gesamte MVV-Gebiet (soweit mög-

lich) zu einem festgelegten Zeitpunkt im 

Jahr 2025 mit einem Anbieter (Beispiele 

sind städtische Systeme wie KVB-Rad in 

Köln oder das StadtRAD Hamburg). 

Alternativszenario 2  „ andkreise“):  is 

zu neun Ausschreibungen unter einem 

weitestgehend einheitlichen Dach für je-

den Landkreis zu verschiedenen Zeit-

punkten mit bis zu neun Anbietern (Bei-

spiel RSVG-Bike).  

Alternativszenario 3  „Donut“): Z ei 

Ausschreibungen ohne einheitliches 

Dach einerseits für die LHM und ande-

rerseits für die Verbundlandkreise des 

MVV zu verschiedenen oder dem glei-

chen Zeitpunkt mit bis zu zwei Anbie-

tern (Beispiel Barcelona und Umland, 

WienMobil Rad und Niederösterreich). 

3.2   teue ungsmech nismen 

Für die Steuerung des Mikromobilitäts-

Angebotes gibt es einige geeignete Mit-

tel, die vorab definiert werden können 

und einen Rahmen für die Kontrolle der 

Anbieter stecken. Im laufenden Betrieb 

kann so sichergestellt werden, dass die 

Qualitätskriterien – ein schnelles, flexib-

les und stressfreies Mobilitätsangebot – 

erfüllt werden.  

Abbildung 13: Zwei Optionen in Bezug auf Bediengebiete 
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In Bezug auf das neu auszuschreibende 

ÖFVS lässt sich das Angebot über Ser-

vice Levels und die Regelung der Abstel-

lung von Fahrzeugen steuern. Für an-

dere Modi, insbesondere E-Tretroller, 

empfehlen wir eine Kontrolle der Anbie-

ter über Geofencing und freiwillige 

Selbstverpflichtungserklärungen. Bei 

Nicht-Einhaltung der Selbstverpflich-

tungserklärung sollten Strafzahlungen 

entrichtet werden.  Eine Regulierung 

durch dynamische Flottengrößen er-

möglicht es den Städten zudem, dass An-

bieter nur auf Grundlage von hohen Aus-

leihzahlen ihr Angebot vergrößern dür-

fen und wird ebenfalls empfohlen. Die 

Bündelung von Angeboten an Mobili-

tätspunkten und gekennzeichneten Ab-

stellflächen ist eine Chance für ein ge-

ordnetes Bild im Straßenraum und die 

bestmögliche Ausnutzung von für Mik-

romobilität vorgesehenen Flächen. 

Diese Empfehlungen spiegeln sich auch 

in der für München angefertigten E-

Tretroller Evaluation wider.  

Im Weiteren nun die Steuerungsmecha-

nismen in Bezug auf das ÖFVS, die wir 

anhand von Service Leveln und der Ein-

nahmeaufteilung definieren. 

Service Level für Steuerung der An-

bieter nutzen 

Die Verfügbarkeit von Rädern sollte 

über sogenannte Service Levels geregelt 

werden. Mitunter kann dabei definiert 

werden, wie häufig Fahrräder verteilt 

werden sollen. Wir empfehlen den An-

bietern hier genügend Spielraum zu las-

sen, um Innovationen, beispielsweise 

„ redictive Maintainance“ oder Incenti-

vierung von bestimmten Abstellungen, 

nicht zu blockieren. Wichtiger ist für die 

Mehrheit der Kund*innen, dass die Fahr-

räder dort sind, wo sie gebraucht 

werden und nicht dort, wo sie bestellt 

wurden. Sicherlich muss hier eine Ba-

lance gefunden werden.  

In Bezug auf das Rebalancing empfehlen 

wir dabei Stationen nach ihrer Nach-

frage in drei Gruppen zu unterteilen und 

die Versorgung mit Fahrzeugen für jede 

Gruppe zu definieren. Stark frequen-

tierte Stationen müssen täglich versorgt 

werden, mittel-frequentiere Stationen 

alle 48 Stunden und schwach frequen-

tierte Stationen wöchentlich. In den ers-

ten Wochen und Monaten kann man 

eine noch geringe Rebalancing-Quote 

ansetzen, um das Nutzerverhalten zu 

analysieren und die Klassifizierung von 

Stationen daran auszurichten. Mit dem 

Anbieter sollten die Daten ausgewertet 

und analysiert werden. Bei Nichteinhal-

ten der vereinbarten Leistungen, sollen 

Maluszahlungen mit dem Anbieter ver-

einbart werden. 

Des Weiteren soll der Anbieter dazu 

verpflichtet werden, Daten zu den Aus-

leihen an den Stationen, Ausleihdauer 

und -länge, der Servicefrequenz, Störun-

gen und Kundenfeedback mit den Auf-

gabenträger*innen zu teilen. Daten sol-

len so vorliegen, dass zu lokalen Dash-

boards, wie die zentrale Datenplattform 

für Mobilitätsdaten der LHM, Schnitt-

stellen hergestellt werden können. Die 

Daten sollen schnell und einfach analy-

sieren sein zu können, um das Angebot 

nachträglich anpassen zu können. Die 

Fahrzeuge müssen entsprechend mit 

GPS ausgestattet sein. Eine gute Lokali-

sation der Fahrzeuge ist unabdingbar, 

insbesondere bei Stationen ohne Do-

ckingstationen. Der Betreiber soll hier-

für die technologischen Möglichkeiten 

aufzeigen und ein Konzept für eine lü-

ckenlose Ortung der Fahrzeuge präsen-

tieren. 
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Des Weiteren soll eine Mindestverfüg-

barkeit von Fahrrädern definiert wer-

den. In den Wintermonaten kann die 

Flotte um 10 – 20 % reduziert werden, 

ansonsten sollten 100 % der bestellten 

Fahrzeuge und eine zusätzliche Reser-

veflotte von 5 – 10 % bereitstehen. Da-

neben gilt es von dem Anbieter ein Kon-

zept vorlegen zu lassen, wie sie nachhal-

tig hohe Qualität im Betriebsgebiet ge-

nerieren können. Hier stehen vor allem 

Werkstatt- und Serviceprozesse im Vor-

dergrund. 

Ebenfalls muss in den Service Levels eine 

Vereinbarung zu dem Umgang mit Van-

dalismus getroffen werden. Wir emp-

fehlen an die Erfahrungen mit MVG Rad 

anzuknüpfen und eine passende jährli-

che Ersatzquote in den Verträgen vorzu-

sehen. Zur Vermeidung von Vandalis-

mus sollten die Anbieter im Zuge der 

Ausschreibung technische Sicherungs-

möglichkeiten darstellen, um Vandalis-

mus zu minimieren. Bei Überschreitung 

der Quote sollte im Einzelfall eine Son-

derregelung getroffen werden. 

Einnahmen dem Anbieter zurechnen 

als Incentivierung 

In Bezug auf die Einnahmeverteilung 

empfehlen wir eine Partizipation des 

Anbieters zu 100 % an den Verleihein-

nahmen. Die Verteilung der Einnahmen 

an die einzelnen Kommunen ist komplex 

und wird in diesem Fall umgangen. Au-

ßerdem werden einerseits die von An-

bietern angesetzten Betriebskosten ge-

ringer gehalten und andererseits der An-

bieter am Erfolg des Systems beteiligt – 

so entsteht eine nachhaltige Motivation 

das Angebot optimal bereitzustellen. 

Werden festgelegte Zielwerte dabei we-

sentlich übertroffen oder unterschrit-

ten, kann darüber hinaus ein Bonus / 

Malus diskutiert werden. Denn mit stei-

gender Nutzung steigen auch die Be-

triebskosten an, insbesondere die In-

standhaltung. Bonuszahlung kann es 

dann für den Anbieter geben, wenn die 

Ausleihen der Fahrzeuge und die Ent-

wicklung der registrierten Kund*innen 

deutlich über den Erwartungswert vom 

Betreiber liegen. Gleiches gilt es für Ma-

luszahlungen, wenn die Performance 

unter dem Erwartungswert liegt.  

Im Fall von nachträglichen Tarifanpas-

sungen ist eine Zusatzvereinbarung zu 

treffen, die die Einnahmeverluste auf 

Anbieterseite ausgleicht. Diese ist schon 

deshalb zwingend notwendig, weil eine 

Tarifanpassung, bzw. eine Vergünsti-

gung des Tarifs, auch mit einer höheren 

Nutzung und damit einem höheren In-

standhaltungs- und Rebalancingauf-

wand einhergeht. Ist mit Angebotser-

stellung noch kein Verbundtarif abge-

stimmt, sollte die Bestrebung zu einem 

Verbundtarif in den Angebotsunterla-

gen erwähnt werden. 

3.3  Umsetzungsem fehlungen 

Nachdem wir die Betreiberszenarien 

und Steuerungsmechanismen festgelegt 

haben, wollen wir nun auf den letzten 

Schritt eingehen – die Umsetzung und 

was es dafür braucht. Wir haben dies auf 

zwei Punkte heruntergebrochen. Einer-

seits die Kosten, mit denen der finanzi-

elle Aufwand, insbesondere für die Kom-

munen und eine rechtzeitige Sicherung 

der Finanzmittel, abgeschätzt werden 

kann. Andererseits die Vorlaufzeit, die 

für den Start eines ÖFVS benötigt wird. 
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Rund 700 € jährlich pro Rad zuzüg-

lich Infrastruktur 

Auf Basis von Benchmarks anderer 

Städte rechnen wir mit Anschaffungs-

kosten pro Fahrrad von maximal   000 € 

in der Anschaffung inklusive Branding. 

Auf eine Laufzeit von fünf Jahren herun-

tergebrochen sind das  00 € pro Jahr  

Kosten für Pedelecs sind entsprechend 

höher. Sie kosten das doppelt bis Dreifa-

che, also rund   000 € bis   000 € pro Pe-

delec. Hinzu kommen die Infrastruktur-

kosten, die  ir auf ca    500 € für eine 

Bodenmarkierung und ein gebrandetes 

Schild mit Stange schätzen. Die Preise 

sind dabei von dem Prozess der Kommu-

nen und dem beauftragten Baureferat 

abhängig.    

Wir empfehlen ein Leasing der Fahrrä-

der. Mit einem Leasing kann ein Wechsel 

auf neuere Räder durch den Anbieter 

reibungslos erfolgen. Wenn Fördermit-

tel in Betracht kommen, soll aber auch 

ein Kauf durch den Vertrag mit dem An-

bieter ermöglicht werden können. 

Deutlich stärker als die Investitionskos-

ten fallen die Betriebskosten ins Ge-

wicht. Hierzu gehören das Rebalancing, 

die Instandhaltung der Räder und das 

Management auf Anbieterseite. Wir 

rechnen mit rund 500 € pro Jahr und 

Fahrrad.46 Insgesamt ist mit einer Belas-

tung von rund  00 € pro  ad und Jahr zu 

rechnen. Pedelecs sind auch im Betrieb 

teurer als normale Fahrräder. Ein Anbie-

ter nannte 25 % bis 30 % höhere Kosten 

im Betrieb. Allerdings sind dies nur 

Richtwerte und von der genauen Ver-

tragsgestaltung abhängig. Die finalen 

Preise müssen in der Vergabe vom An-

bieter angegeben werden. 

Die Kosten sollten von den Kommunen 

getragen werden. Entweder durch eine 

100%-ige Finanzierung oder durch Un-

terstützung der Verbundlandkreise bei 

Infrastruktur- und / oder Betriebskos-

ten. Allerdings finanzieren die Kommu-

nen über die Kreisumlage mit. Es gibt je-

doch drei wichtige Quellen, die von den 

Kommunen zur Co-Finanzierung ge-

nutzt werden können: 

1. Werbeeinnahmen und Sponsoring 

ermöglichen das System kosten-

günstiger anzubieten. Einhergehend 

bedeutet dies, dass bei der Gestal-

tung der App, Stationen oder Fahr-

zeuge beispielsweise Logos von 

Werbepartner*innen abzubilden 

sind. 

2. Unternehmenskooperationen und 

Neubauentwicklungen erhöhen die 

Nutzungszahlen und die Identitäts-

stiftung mit dem System. Stationen 

an Unternehmen können gekenn-

zeichnet werden und ermöglichen 

für das Unternehmen hohe Sichtbar-

keit. Für Arbeitnehmer*innen ist dies 

ein attraktives zusätzliches Mobili-

tätsangebot. 

3. Fördermittel sind für die Kommunen 

ein wichtiges Instrument zur Redu-

zierung der Kosten. Normale, nicht 

elektrische Fahrräder werden in der 

Regel nicht gefördert. Im Rahmen 

der Förderung „Klimaschutz durch 

 adverkehr“ lässt der Landkreis 

Fürstenfeldbruck Mobilitätsstatio-

nen inklusive Sharingangebote för-

dern. In Freising wird das Lastenrad 

gefördert durch das Verkehrsminis-

terium Bayern mit dem Programm 

„ astenrad mieten  Kommunen ent-

lasten“  
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Genügend Vorlaufzeit für die Bereit-

stellung von Fahrrädern 

Für den Hochlauf des Systems sind ent-

sprechende Vorlaufzeiten zu berück-

sichtigen. In den letzten Jahren war die 

Knappheit durch Engpässe globaler Lie-

ferketten deutlich zu spüren. Momentan 

muss für normale Fahrräder mit Vorlauf-

zeiten von 3 bis 6 Monaten gerechnet 

werden. Bei Pedelecs mit 8 bis 12 Mona-

ten. Zusätzlich müssen 2 Wochen bis 3 

Monate für die Beklebung / Lackierung 

veranschlagt werden. Bei einer Erstbe-

stellung sollten Muster zur Verfügung 

gestellt werden, dessen Prüfung eben-

falls Zeit in Anspruch nimmt. Beklebun-

gen sind kostengünstiger und weniger 

zeitintensiv. Dazu kommen Abhängig-

keiten von globalen Lieferketten. Bei Be-

stellungen aus Asien sollten bestimmte 

Lieferfenster berücksichtigt werden, um 

Bestellungen zu beschleunigen. Günstig 

sind hier April bis September. In der Aus-

schreibung sollten konkrete Lieferzei-

ten abgefragt werden.  

Unter Berücksichtigung dieser Vorlauf-

zeiten und der sonstigen Abhängigkei-

ten empfehlen wir folgende Zeitschiene. 

Zu beachten ist hier, dass es sich um ei-

nen ambitionierten Zeitplan mit kaum 

Puffer handelt. Dieser ist aber notwen-

dig, wenn man einen guten Übergang 

zum Bestandssystem ermöglichen 

möchte: 

▪ Ab sofort: Einbezug und Information 

von Entscheidungsträger*innen in 

Kommunen und der LHM über die 

Ausschreibung eines ÖFVS und Ein-

holung von Absichtserklärungen 

▪ Mai bis Juli 2023: Erstellung einer 

zwischen den Verbundlandkreisen, 

dem MOR und den zentralen Institu-

tionen abgestimmten Leistungsbe-

schreibung auf Basis der Grundsat-

zuntersuchung  

▪ September 2023: Ausschreibung des 

Rahmenvertrages durch zentrale In-

stitution in Abstimmung mit allen be-

teiligten Gebietskörperschaften. Ab-

rufung der Leistung im Landkreis 

Fürstenfeldbruck  

▪ Oktober 2023: Frist für indikative 

Angebote der Anbieter 

▪ November 2023: Verhandlungen 

über die Angebote 

▪ Dezember 2023: Letztverbindliche 

Angebote 

▪ Januar 2024: Zuschlagserteilung 

▪ Februar bis Juni 2024: Herstellung 

Website, App und Infrastrukturen in 

Fürstenfeldbruck 

▪ Juni 2024: Systemstart in Fürsten-

feldbruck 

▪ Ab Juni 2024: Beitritt weiterer Kom-

munen und der LHM 

▪ Ab Januar 2025:  Systemstart in der 

LHM und dem LK München 
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Abbildung 14: Potenzialscore für Bike- und E-Tretrollersharing im MVV-Raum im Durchschnitt für jede  

Kommune im MVV und jeden Stadtbezirksteil der LHM 
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Abbildung 15: Empfohlene Standorte für Mikromobilität-Stationen basierend auf dem Potenzialscore und  

Flächenabdeckung 
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1. Wichtigste Ergebnisse 

1.1 Untersuchungsgegenstand 

Die vorliegende Studie untersucht die Wirkungen der seit Inkrafttreten der Elektrokleinst-

fahrzeugeverordung (eKFV) im Juni 2019 in der Landeshauptstadt München (LHM) nutzba-

ren E-Tretroller. Zur Untersuchung herangezogen wurden Nutzungsdaten aus den Hinter-

grundsystemen von in München aktiven Anbietern von Leih-E-Tretrollern sowie Daten aus 

Befragungen sowohl von Nutzenden solcher Angebote als auch aus einer repräsentativen 

Bevölkerungsbefragung der Einwohnerschaft Münchens. Ebenso wurden Interviews mit 

Vertreter:innen von Interessensverbänden, Anbietern und weiteren betroffene Interessen-

gruppen der Stadtgesellschaft (sog. Stakeholder) durchgeführt. 

1.2 Relevante Ergebnisse 

Wichtigste Ergebnisse der Untersuchung sind: 

• Konflikte im ruhenden Verkehr: Insgesamt 87% haben sich entweder häufig (52%) o-

der ab und zu (35%) über abgestellte Leih-E-Tretroller geärgert. In den durchgeführ-

ten Stakeholderinterviews wurde v. a. auf das erhöhte Unfallrisiko von Sehbehinder-

ten durch auf Gehsteigen abgestellten bzw. querliegenden E-Tretrollern hingewiesen. 

 

• Konflikte im fließenden Verkehr: Im fließenden Verkehr gehen aus den untersuchten 

Daten mehrere Problemfelder hervor: 

• Flächenkonkurrenz auf Radwegen durch die Radwegebenutzungspflicht für E-

Tretroller. 

• Bei fehlenden Radwegen: massive Geschwindigkeitsunterschiede zwischen Pkw 

(50km/h) und E-Tretrollern (20 km/h) mit der Folge, dass häufig verbotenerweise 

ein Ausweichen auf Gehwege erfolgt. 

• Dadurch auch Konflikte mit Fußgängern durch rücksichtsloses Fahren auf Gehwe-

gen, z. B: „lautloses“ und plötzliches Überholen von Fußgängern. 39% der Be-

fragten der Kontrollgruppe (48% in den Innenstadtbezirken) geben an, selbst 

schon einmal Probleme mit fahrenden E-Tretrollern gehabt zu haben. 

 

• Verkehrssicherheit:  

• Von Juni 2019 bis Februar 2021 registrierte die Polizei in München 239 Unfälle 

mit E-Tretrollerbeteiligung. 

• Der monatliche Median für Unfälle von E-Tretrollern pro einer Million E-Tretrol-

lerbuchungen liegt in München bei 50,41. Zum Vergleich: 2018 lag die mittlere 

Anzahl der Unfälle von Radfahrern pro einer Million Wege in München bei 9,1. 

• Ein häufiger Grund für E-Scooter-Unfälle war das Fahren unter Alkoholeinfluss, 

Die Mehrheit dieser Unfälle ereignet sich nachts im Zeitraum von 23 bis 3 Uhr. 

• Im Vergleich zu Radfahrenden besteht ein deutlich höheres Risiko für schwerere 

Verletzungen im Kopf- und Oberkörperbereich. 
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• Nutzung der E-Tretroller: 

• Die Anzahl der Fahrten mit geliehenen E-Tretrollern haben seit der Einführung in 

München von Jahr zu Jahr kontinuierlich zugenommen. 

• Temperaturschwankungen und die Witterung haben einen starken Einfluss auf 

die Nutzung der E-Tretroller. In den Sommermonaten werden die Angebote 

deutlich häufiger genutzt.  

• Deutliche tageszeitliche Nachfrage-Unterschiede existieren zwischen Werktagen 

und Wochenenden bzw. Feiertagen: Unter der Woche steigt die Anzahl der Fahr-

ten früher an und es gibt einen morgendlichen Peak. Die höchste Anzahl an 

Fahrten erfolgt nachmittags zwischen 16 und 18 Uhr. 

• Für die Wochentage allgemein gilt: montags bis donnerstags sind die Buchungs-

zahlen auf ähnlichem Niveau, freitags und samstags liegen sie etwas höher, 

sonntags gehen sie wieder zurück.  
• Die durchschnittliche Fahrtnutzungsdauer liegt über die Jahre hinweg stabil zwi-

schen sieben und acht Minuten.  

• Die meisten Fahrten starten und enden In Zentrumsnähe, vor allem in der Nähe 

von U- und S-Bahnhöfen. E-Tretroller werde als Zubringer zu schienengebunde-

nen öffentlichen Verkehrsmitteln für die sogenannte „letzte Meile“ genutzt. 

• Bei den Nutzungszwecken dominieren Fahrten zur Arbeit oder Ausbildung und Besu-

che von Freunden oder Verwandten. Fahrten zum Selbstzweck – sogenannte 

„Spaßfahrten“– werden zwar angegeben, die zielgebundenen Fahrten dominieren je-

doch bei Weitem. 

 

• Verlagerung Verkehrsmittelnutzung: Zwar geht bei Nutzenden der Anteil der Wege, die 

zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurückgelegt werden, marginal zurück, insgesamt stel-

len E-Tretroller jedoch eher eine Ergänzung und Erweiterung der Optionen zu den bis-

her verfügbaren Verkehrsmitteln dar. Beobachtet werden kann insbesondere: 

• Eine Stärkung des ÖPNV durch bessere Erreichbarkeit schlechter angeschlossener 

Start- und Zielorte: Rund zwei Drittel der Nutzenden erreichen laut eigenem Be-

kunden mit dem E-Tretroller Ziele, die der öffentliche Nahverkehr nicht erreicht. 

• Die Nutzung der E-Tretroller als Alternative für den ÖPNV in der Pandemie. 

• Eine erfolgende Verknüpfung zu anderen Sharing-Angeboten, insbesondere bei 

sog. „Heavy-Usern“. 

• Als weitere Chancen der E-Tretrollerangebote wird u. a. von den interviewten 

Vertretern der Behindertenverbände eingeschätzt, dass E-Tretroller Menschen 

mit Mobilitätseinschränkungen Möglichkeiten bieten, kurze Strecken zu öffentli-

chen Verkehrsmitteln und längere Strecken in Fußgängerbereichen zu bewälti-

gen. Diese Chancen könnten durch bauliche Anpassungen der Fahrzeuge (z. B. 

zwei Vorderräder, Sitzmöglichkeit) verstärkt werden. 
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1.3 Abgeleitete Handlungsempfehlungen 

Aus den durchgeführten Analysen können folgende Handlungsempfehlungen abgeleitet 

werden: 

 Empfehlung Inhalt Akteure 

1 E-Tretroller-Sharing 
weiterhin ermögli-
chen, jedoch die Rah-
menbedingungen op-
timieren 

Verlängerung der bestehenden 
Vereinbarungen zwischen E-
Tretroller-Anbietern und der 
Landeshauptstadt, jedoch sind 
zwingend Verbesserungen der 
Rahmenbedingungen erforder-
lich 

LHM: Verbesserung Infrastruk-
tur, Anpassung Regelungen 

Anbieter: Verbesserte Maßnah-
men zur Einhaltung der Rege-
lungen, Maßnahmen zur Erhö-
hung der Sicherheit 

2 Alternativen zum Par-
ken auf Gehwegen 

Schaffung von Alternativen für 
den ruhenden E-Tretrollerver-
kehr 

LHM: Schaffung von gekenn-
zeichneten Abstellflächen in 
ausreichend kurzer Distanz zu-
einander 

Anbieter: Schaffung tariflicher 
Anreize zur Nutzung gekenn-
zeichneter Abstellflächen 

3 Dokumentation Ab-
stellorte 

Anforderung an die Nutzenden, 
den Abstellort zu dokumentie-
ren 

LHM: Nutzung der Dokumenta-
tion bei unsachgemäß abge-
stellten Rollern  

Anbieter: Umsetzung der bildli-
chen Dokumentation des Ab-
stellortes, Zugriffsmöglichkei-
ten für Ordnungsamt 

4 Ausbau Infrastruktur Deutlicher Ausbau des Rad-
wegenetzes 

LHM: Umsetzung 

5 Blinker statt Handzei-
chen 

Ersetzen des Handzeichens 
beim Abbiegen durch Blinker 

Bundesgesetzgeber: Blinker als 
verpflichtendes Ausstattungs-
merkmal von E-Tretrollern 

Anbieter: Ausstattung der E-
Tretroller mit Blinkern 

6 Fahrsicherheitstrai-
nings 

Angebot von Fahrsicherheits-
trainings 

LHM: Sicherheitstraining in Mo-
bilitätsmanagement integrieren 

Anbieter: Sicherheitstrainings 
anbieten und incentivieren 

7 Helmnutzung Förderung der Nutzung von 
Helmen  

 

Bundesgesetzgeber: Prüfung 
der Einführung einer gesetzli-
chen Regelung 

Anbieter: Maßnahmen zur In-
tensivierung der Helmnutzung 
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 Empfehlung Inhalt Akteure 

8 Fahrsicherheit verbes-
sern 

Bauliche Veränderungen an 
den Fahrzeugen 

Anbieter: Umsetzung 

9 Fahrzeugangebot für 
Mobilitätseinge-
schränkte 

Angebot von Fahrzeugen für 
Mobilitätseingeschränkte 

LHM: Förderung, Pilotprojekt  

Anbieter: Umsetzung 

 

10 Pilotprojekt Nutzung 
in Außenbezirken 

Erprobung eines intensivierten 
Angebotes in einem Modell-
quartier 

LHM und Anbieter:  Planung 
und Realisierung  

11 Informations- und Ta-
rifintegration in ÖPNV 

Einbindung von E-Tretrollern in 
das ÖPNV-Buchungssystem 

MVV, MVG und Anbieter: Um-
setzung 

12 Integration in das 
ÖPNV-Netz (Mobility-
Hubs) 

Stärkere Verknüpfung zwischen 
E-Tretrollern und ÖPNV 

LHM: Identifikation und Bereit-
stellung von Flächen 

 

1.4 Herleitung und Inhalte der Handlungsempfehlungen 

1.4.1 E-Tretroller-Sharing mit optimierten Rahmenbedingungen 

E-Tretroller sind eine wichtige weitere Alternative zum motorisierten Individualverkehr 

(MIV) in München und erweitern die Mobilitätsoptionen. Sie können eine Lösung für die 

sog. „letzte Meile“ sein und so auch zu einer Stärkung des ÖPNV beitragen. Eine Verbesse-

rung der Rahmenbedingungen ist jedoch zwingend erforderlich. Dies betrifft neben dem 

ruhenden Verkehr als dringlichstem Thema auch den fließenden Verkehr. Ein einfaches 

„Weiter so“ kann es angesichts der im Rahmen der Studie erkannten Problemlagen nicht ge-

ben. Vorschläge für die Optimierungen der Rahmenbedingungen sind in den weiteren 

Handlungsempfehlungen dargestellt. 

1.4.2 Alternativen zum Parken auf Gehwegen 

Für eine deutliche Mehrheit der Bevölkerung sind auf Gehwegen abgestellte E-Tretroller 

ein Ärgernis, insbesondere, wenn diese noch dazu auf dem Boden liegend, Fußwege blo-

ckieren. Für Sehbehinderte stellen unsachgemäß abgestellte E-Tretroller ein besonderes 

Sicherheitsrisiko dar, Gehwege werden so zu „Angsträumen“. 

Es ist aus Sicht der Autoren zwingend erforderlich, Alternativen für den ruhenden Verkehr 

zu schaffen, die ein ordnungsgemäßes Abstellen von E-Tretrollern ohne Behinderung des 

Fußverkehrs ermöglichen. Als sinnvoll werden gekennzeichnete Abstellflächen (z. B. durch 

Umwandlung von Kfz-Parkplätzen) erachtet, allerdings muss hierbei die Problematik zwi-

schen verfügbaren / umwandelbaren Flächen und der betrieblichen Anforderung mög-
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lichst kurzer Laufdistanzen zwischen Startort und nächstem verfügbaren E-Tretroller be-

rücksichtigt werden. Für die genaue Festlegung von Anzahl1, sinnvoller Distanzen zwischen 

den Standorten und die Identifikation geeigneter Standorte wird eine gesonderte Vertie-

fungsstudie für erforderlich erachtet. 

1.4.3 Dokumentation Abstellorte 

In mehreren Städten, wie z. B. in Düsseldorf, Hamburg oder Braunschweig wurde bereits 

ein fotografischer Dokumentationszwang des Abstellortes nach Abschluss einer Fahrt ein-

geführt. Ziel des Ansatzes ist es, unsachgemäßes Abstellen zu reduzieren und verantwortli-

che Nutzende zu identifizieren. 

Wir empfehlen, eine solche Dokumentation verbindlich einzufordern, verbunden mit der 

Anforderung, unsachgemäßes Abstellen dann auch zu sanktionieren. Hierzu sollte eine Ab-

stimmung zwischen Betreibern und Ordnungsamt erfolgen, um eine entsprechende Sankti-

onierung zu realisieren. 

1.4.4 Ausbau Infrastruktur 

Entsprechend der aktuellen gesetzlichen Lage müssen E-Tretroller Radwege, wo vorhan-

den, benutzen. Die Nutzung von Gehwegen ist nicht erlaubt. Dies hat aktuell erhebliche 

Konflikte zur Folge. Die Radwege sind nach derzeitiger Rechtslage u. a. zu benutzen von 

• Radfahrern mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten (ca. 7 – 15km/h bei ungeübten 

Radfahrenden, 15 – 30km/h bei geübten / sportlichen Radfahrenden) 

• Lastenräder (ca. 10-20km/h) 

• Pedelecs (ca. 25 km/h) 

• E-Tretrollern (max. 20 km/h). 

Es treffen somit Fahrzeuge mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten und Fahrzeugbreiten 

auf einer relativ schmalen Fahrbahn aufeinander. Gleichzeitig stellt bei fehlenden Radwe-

gen die Nutzung des Straßenraums aufgrund der großen Geschwindigkeitsunterschiede 

(20km/h vs. 50 km/h) ein massives objektives und subjektives Risiko dar. 

Die verbotswidrige Nutzung auf Gehwegen stellt für Fußgänger:innen wiederum ein erheb-

liches Risiko dar und senkt die Akzeptanz von E-Tretrollern in der Bevölkerung. 

Zur weiteren Förderung von Mikromobilität im Allgemeinen und E-Tretrollern im Speziellen 

sind der massive Ausbau des Radwegenetzes und ggf. die Verbreiterung vorhandener Rad-

wege unerlässlich und sollten mit höchster Priorität verfolgt werden. 

1.4.5 Blinker statt Handzeichen 

Die Mehrzahl der registrierten Unfälle mit E-Tretrollern sind Alleinunfälle ohne Beteiligung 

weiterer Verkehrsteilnehmer. Als eine Ursache hierfür wird das erforderliche Handzeichen 

vor dem Abbiegen gesehen, bei dem für einen kurzen Zeitraum einhändig gefahren wer-

den muss. Konstruktionsbedingt besteht hier ein erhebliches Sturzrisiko, das durch den 

Einsatz von Blinkern reduziert werden könnte. 

                                                                 
1 Paris hat z. B. 2.500 solcher Abstellfächen durch Umwandlung von KfZ-Stellplätzen geschaffen 
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Empfehlung an die Landeshauptstadt München ist hier, auf den Bundesgesetzgeber bezüg-

lich einer Pflicht zur Anbringung von Blinkern zuzugehen. Den Anbietern wird empfohlen, 

auch ohne gesetzliche Pflicht die E-Tretroller bereits mit Blinkern auszustatten. 

1.4.6 Fahrsicherheitstrainings 

Zur Reduktion von Alleinunfällen bieten sich, analog zu den bereits bestehenden Angebo-

ten für Führerscheinanfänger:innen seitens der LH München, kostengünstige Fahrsicher-

heitstrainings an. Wir empfehlen den Anbietern, entsprechende Trainings anzubieten so-

wie die Teilnahme daran aktiv zu fördern (z. B. durch Freiminuten, reduzierte Tarife o. ä.). 

1.4.7 Helmnutzung 

Im Vergleich zu Unfällen von Radfahrenden besteht bei der Nutzung von E-Tretrollern ein 

deutlich höheres Risiko schwerer Verletzungen im Oberkörper- und Kopfbereich. Dem 

könnte durch die Einführung einer Helmpflicht begegnet werden. Hierzu empfehlen wir 

der Landeshauptstadt München, den Bundesgesetzgeber um die Prüfung der Einführung 

einer Helmpflicht für E-Tretroller-Nutzende zu bitten. 

Die Anbieter sollten zudem die Helmnutzung durch Bereitstellung von Helmen vereinfa-

chen.  

1.4.8 Fahrsicherheit verbessern 

Insbesondere die relativ kleinen Räder der E-Tretroller und die schmalen Lenker stellen bei 

unebenen Straßen oder der Fahrt über Bordsteine bzw. der Querung von Trambahnschie-

nen ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar. Den Anbietern wird empfohlen, technische Ver-

besserungen, etwa den Verbau größerer Räder oder von zwei Vorderrädern, zu prüfen und 

die Fahrzeuge im Sinne einer höheren Fahrsicherheit weiterzuentwickeln. 

1.4.9 Fahrzeugangebot für Mobilitätseingeschränkte 

E-Tretroller könnten für Mobilitätseingeschränkte eine attraktive Mobilitätsalternative dar-

stellen. Wünschenswert wäre es hierzu, wenn es auch ein Angebot von E-Tretrollern z. B. 

mit Sitzgelegenheit gäbe. 

Wir empfehlen den Anbietern, im Rahmen eines Pilotprojektes hierzu einen Feldversuch 

durchzuführen. Dieser Pilotversuch, sowie eine ggf. folgende dauerhafte Umsetzung, soll-

ten durch die LH München finanziell gefördert und wissenschaftlich evaluiert werden. 

1.4.10 Pilotprojekt Nutzung in Außenbezirken 

Derzeit konzentrieren sich Angebot und Nutzung v. a. auf die Innenstadtbezirke. Die Funk-

tion einer Lösung für die sog. „letzte Meile“ ist jedoch v. a. dort interessant, wo das ÖPNV-

Angebot weniger gut ausgebaut ist und wo z. B. fehlende ÖPNV-Tangentialverbindungen 

durch die Nutzung von E-Tretrollern überbrückt werden könnten. 

Es wird empfohlen, im Rahmen eines Pilotprojektes gezielt das Angebot von E-Tretrollern 

in einem Modellquartier mit entsprechenden Voraussetzungen zu erproben. Hierzu kann 

auch die Einbindung anderer Akteure, wie z.B. der wohnortnahe Einzelhandel, Wohnungs-

baugesellschaften sowie weiterer Mobilitätsanbieter, ein lohnender Schritt sein, um Ab-

stellzonen zu definieren und die Attraktivität in der Wohnbevölkerung zu erhöhen. Auch 
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dieser Pilotversuch sollte von der LH München finanziell gefördert und in Hinblick auf seine 

Wirksamkeit begleitend evaluiert werden. 

1.4.11 Informations- und Tarifintegration in ÖPNV 

Zur stärkeren Förderung einer multimodalen Verkehrsmittelnutzung wird empfohlen, Mög-

lichkeiten für eine (verstärkte) Informations-, Buchungs- und Tarifintegration zwischen E-

Tretrollern und öffentlichen Verkehrsmitteln zu eruieren und umzusetzen. 

1.4.12 Integration in das ÖPNV-Netz (Mobility-Hubs) 

Um die Nutzung der Fahrzeuge als „letzte Meile-Zubringer“ zum ÖV weiter zu erhöhen, 

wäre es wünschenswert, entsprechende Verknüpfungspunkte an ÖV-Haltestellen mit Ab-

stellflächen für Mikromobilität weiter zu fördern. Hierfür ist seitens der LH München zu-

nächst die Identifikation und Bereitstellung von entsprechenden Flächen notwendig und 

später die anschließende Umsetzung. 

1.5 Aufbau des Berichts 

Der vorliegende Bericht stellt in Teil A Ergebnisse einer durchgeführten Literaturrecherche 

und die daraus gewonnenen, für die vorliegende Untersuchung auf die Situation in der 

Landeshauptstadt München übertragbaren Erkenntnisse vor.  

In Teil B werden Ergebnisse der durchgeführten Analysen und Erhebungen vorgestellt, die 

die derzeitige Nutzung von E-Tretrollern und deren verkehrliche Wirkung beschreiben. 

Teil C der Studie widmet sich der Thematik der Verkehrssicherheit.  

Im abschließenden Teil D werden allgemeine Bewertungen des Angebots von E-Tretrollern 

auf Grundlage der durchgeführten Stakeholderinterviews und Befragungen vorgestellt. 
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Teil A: Stand der Forschung 

2. Ergebnisse der Literaturrecherche 

2.1 Historie E-Tretroller und Leihsystem 

Die Geschichte des E-Tretrollers als Fahrzeug begann vor mehr als einem Jahrhundert. Der 

erste motorisierte Roller erschien 1915, wurde Autoped genannt, und war in den USA sehr 

beliebt (Mansky, 2019). Wie ihre heutigen Pendants wurden auch die Autopeds von Kriti-

ker:innen als „Spielzeug für die Elite“ kritisiert. Das stimmte jedoch nicht, denn es gibt Be-

lege dafür, dass das Fahrzeug für Pendler- und Freizeitzwecke sowie für Unternehmen wie 

die Post genutzt wurde, die es für die Briefzustellung einsetzte. Die hohen Kosten im Ver-

gleich zu Fahrrädern und der geringe Komfort im Vergleich zu Motorrädern waren die 

Hauptfaktoren, die ihren kommerziellen Erfolg begrenzten. (Latinopoulos et al., 2021) 

Erst 1985 wurde mit dem Go Ped erneut ein E-Tretroller auf den Markt gebracht (Mad-

charge, 2018). Mit der Erfindung von Lithium-Ionen-Batterien und der technologischen 

Entwicklung von Elektromotoren wurde das Go-Ped-Design im letzten Jahrzehnt in die ers-

ten E-Tretroller-Prototypen umgewandelt. (Latinopoulos et al., 2021) 

Im Jahr 2017 wurde der Leih-E-Tretroller erstmals von der Firma Bird in Santa Monica, Kali-

fornien (Hall, 2017), als neue Form der Mikromobilität in den Vereinigten Staaten einge-

führt. Die Anzahl der E-Tretroller-Fahrten überstieg mit 38,5 Millionen im Jahr 2018 die An-

zahl der Fahrten des stationsbasierten Bike-Sharings in den USA (zwei Millionen) bei wei-

tem (NACTO, 2019, NACTO, 2018, Shaheen und Cohen, 2019, Mehzabin Tuli et al. 2021). 

In den Vereinigten Staaten sind die Zulassungsbestimmungen von E-Tretrollern von Bun-

desstaat zu Bundesstaat unterschiedlich (Latinopoulos et al., 2021). In Australien ist das 

Fahren mit E-Tretrollern in allen Bundesstaaten und Territorien erlaubt, das Tragen eines 

Helms ist in vier von ihnen ausdrücklich vorgeschrieben (Latinopoulos et al., 2021). In eu-

ropäischen Ländern wie Frankreich (Legifrance, 2019) und Deutschland (Bundesamt für 

Justiz, 2019) wurden erste gesetzliche Maßnahmen ergriffen, die das Fahren von konfor-

men E-Tretrollern auf öffentlichen Straßen erlauben. Zu weiteren europäischen Ländern, in 

denen Vorschriften festgelegt wurden, die in der Regel auf bestehenden Fahrradvorschrif-

ten beruhen, gehören Belgien, Finnland, Norwegen, Portugal und Schweden (Cenex, 2020, 

ETSC, 2020, Latinopoulos et al., 2021).  

Viele Städte in den USA und Europa erleben mit der Einführung von Leih-E-Tretrollern ei-

nen rasanten Wandel in der Art der Mikromobilität (Mehzabin Tuli et al. 2021). Schätzun-

gen zufolge gibt es allein in Europa 20 Millionen Nutzer:innen, und die Akzeptanz von E-

Tretrollern-Sharing ist viermal so hoch wie die von Bike-Sharing (Cardell und Moller, 2020, 

Latinopoulos et al., 2021). 

E-Tretroller werden zu einem attraktiven Verkehrsmittel im städtischen Umfeld. For-

scher:innen erwarten in den kommenden Jahren einen weiteren Anstieg der Nutzer:innen-

zahlen (Gossling, 2020, Mehzabin Tuli et al. 2021). Manche Mobilitätsforscher:innen sind 

der Meinung, dass Leih-E-Tretroller das Potenzial haben, städtische Verkehrssysteme zu 

verändern, indem sie Verkehrsstaus und den Kraftstoffverbrauch reduzieren (Shaheen und 
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Cohen, 2019, Mehzabin Tuli et al. 2021). Erste Beobachtungen deuten darauf hin, dass sie 

sich bereits positiv auf die Verringerung der Umweltverschmutzung ausgewirkt haben 

(Hollingsworth et al., 2019, Latinopoulos et al., 2021), sowie gesundheitliche Vorteile bie-

ten (Shaheen und Cohen, 2019, Latinopoulos et al., 2021). 

2.2 Charakterisierung der Nutzergruppen 

Bei den Nutzenden von Mikromobilität-Sharing-Diensten handelt es sich in der Regel um 

kinderlose junge Männer mit Hochschulbildung, die häufig einer Vollzeitbeschäftigung 

nachgehen und in ihren Haushalten wenige Autos haben (NACTO, 2020; Reck und Axhau-

sen, 2021; Shaen und Cohen, 2019; Wang et al.) Die Nutzenden von Leih-E-Tretrollern sind 

überdies besonders jung (NACTO, 2020; Reck und Axhausen, 2021; Sanders et al., 2020; 

Wang et al., 2021). 

Aus soziodemografischer Sicht zeigen einerseits Studien, dass junge Personen mit geringe-

rem Einkommen hauptsächlich mit der E-Tretroller-Nachfrage in Verbindung gebracht wer-

den (NACTO, 2020; Reck und Axhausen, 2021; Sanders et al., 2020; Wang et al., 2021, 

Mehzabin Tuli et al. 2021). Im Gegensatz dazu verweisen andererseits die Analyse von Bai 

und Jiao (2020) in Minneapolis und die Studie von Lee et al. (2021) in Seoul, dass das Ein-

kommen positiv mit der Nachfrage nach E-Tretrollern verbunden ist (Mehzabin Tuli et al., 

2021). Im Allgemeinen entspricht die Einkommensverteilung den Nutzern von E-Tretrollern 

dem regionalen Medianeinkommen und variiert je nach Region (NACTO, 2020; Reck und 

Axhausen, 2021, Reck et al., 2022). Reck und Axhausen fanden im Jahr 2019 heraus, dass 

die Nutzenden von E-Tretroller-Sharing zwar im Schnitt jünger, aber ähnlicher der Allge-

meinbevölkerung in Bezug auf Bildung, Vollzeitbeschäftigung, Einkommen und Geschlecht 

sind als die Nutzer von Bikesharing. 

Basierend auf den Datensätzen eines E-Tretroller-Anbieters, der in einer deutschen Groß-

stadt tätig ist, haben Degele et al. (2018) ein Kundenclustering vorgeschlagen, das ver-

schiedene Kundensegmente identifiziert: „Poweruser“, „Gelegenheitsnutzer“ und „einma-

lige Nutzer“. Mehr als drei Viertel der analysierten E-Tretroller-Sharing-Kunden waren 

männlich. Die meisten Kunden waren Ende zwanzig, aber es gab eine beträchtliche Anzahl 

von Kunden zwischen 45 und 50 Jahren, die in der Regel vergleichsweise längere Strecken 

zurücklegten. Die Powernutzer assoziierten die Autoren mit einer kleinen, aber sehr akti-

ven Gruppe, die wochentags E-Tretroller benutzten. Gelegenheitsnutzer zwischen 28 und 

48 Jahren benutzten die E-Tretroller hingegen eher für Freizeitaktivitäten.   

2.3 Charakterisierung der Nutzungsgebiete 

Die Ergebnisse der Studie von Mehzabin Tuli et al. (2021) zeigen, dass in Gebieten mit hö-

herer Bevölkerungsdichte und gemischter Flächennutzung die Bewohner:innen mit mittle-

rem bis höherem Einkommen stärker an der E-Tretroller-Nutzung beteiligt sind. Dieses Er-

gebnis steht im Widerspruch zu früheren Studien, die einen negativen Zusammenhang 

zwischen dem Einkommen und der Nutzung von E-Tretrollern festgestellt haben (Bai und 

Jiao, 2020; Mehzabin Tuli et al. 2021). 

Caspi et al. (2020) analysieren die E-Tretroller-Sharing-Dienste in Austin, Texas, um die Aus-

wirkungen der bebauten Umwelt, der Flächennutzung und demografischer Variablen auf 
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die E-Tretroller-Fahrten zu untersuchen. Das in der Studie angewandte räumliche Regressi-

onsmodell zeigt, dass Gebiete mit hoher Beschäftigungsquote und Fahrradinfrastruktur mit 

einer höheren E-Tretroller-Nutzung verbunden sind (Mehzabin Tuli et al., 2021). Hawa et 

al. (2021) verwenden lineare Regressionsmodelle mit gemischten Effekten auf mehreren 

Ebenen, um Daten aus Washington D.C. zu analysieren, und stellen fest, dass die Bevölke-

rungsdichte und die Dichte von Points of Interest (POI) mit einer höheren E-Tretroller-Nut-

zung verbunden sind (Mehzabin Tuli et al., 2021). Unter Verwendung desselben Datensat-

zes stellen Zou et al. (2020) fest, dass Hauptverkehrsadern und lokale Straßen mit großen 

Verkehrsbewegungen bei E-Tretroller-Nutzenden beliebt sind. Darüber hinaus wird in der 

Studie beobachtet, dass auf Straßen mit Fahrradstreifen mehr E-Tretroller-Fahrten beo-

bachtet werden können. In ähnlicher Weise konstatieren Huo et al. (2021) durch die Ana-

lyse von E-Tretroller-Sharing-Daten aus fünf Städten (Austin, Minneapolis, Portland, Kansas 

City und Louisville) einen positiven Zusammenhang zwischen der Fahrraddichte und der 

Dichte der E-Tretroller-Fahrten (Mehzabin Tuli et al., 2021). Weitere Studien belegen au-

ßerdem, dass E-Tretroller für kurze Strecken und am häufigsten in zentralen Geschäftsvier-

teln oder in der Nähe von Universitäten eingesetzt werden (Bai und Jiao, 2020; Caspi et al., 

2020; Hawa et al., 2021; Reck et al., 2021; Zuniga-Garcia und Machemehl, 2020, Reck et 

al., 2022). 

2.4 Charakterisierung der Nutzungszeiten 

Im Vergleich zu Bike-Sharing-Diensten scheint die Nutzung von Leih-E-Tretrollern für Pend-

ler:innen weniger attraktiv zu sein (McKenzie, 2019; Reck et al., 2021; Younes et al., 2020). 

Die E-Tretroller werden hauptsächlich für Freizeit-, Erholungs- und Tourismusaktivitäten 

genutzt (McKenzie, 2019, Gubman et al. 2019, Reinz-Zettler, 2019, Köllner, 2019). 

Die Belege für die Nutzung von E-Tretrollern zu bestimmten Tageszeiten sind nicht eindeu-

tig: Einige Studien finden Belege für zwei Pendlerspitzen (Caspi et al., 2020, McKenzie, 

2019), andere finden nur eine Nutzungsspitze am Nachmittag (Bai und Jiao, 2020, Younes 

et al., 2020, Liu et al., 2019, Reck et al., 2021, Reck et al., 2022). Liu et al. (2019) stellen z.B. 

eine geringe Nutzung von E-Tretrollern für den morgendlichen Weg zur Arbeit in Indiana-

polis sowie Ausleih-Spitzenzeiten an Wochentagen zwischen 16:00 und 20:00 Uhr und ei-

nen Anstieg der Aktivität kurz vor Mittag fest. In derselben Studie wurde ein Überschuss 

von 150 aktiven Fahrten pro Minute in den Spitzenstunden an den Wochenenden regis-

triert, an den Wochentagen dagegen nur 70. Bai et al. (2021) beobachten, dass die Nut-

zung von E-Tretrollern in Austin, Texas, signifikant mit dem täglichen Essen, Trinken, Ein-

kaufen und Freizeitaktivitäten korreliert. Obwohl Younes et al. (2020) mehr E-Tretroller-

Fahrten am Wochenende feststellen, beobachten Hawa et al. (2021) mehr E-Tretroller-

Fahrten an einem Wochentag (Mehzabin Tuli et al., 2021).  

Schließlich scheint die Entfernung zum Fahrzeug die Nutzung zu beeinflussen (Christoforou 

et al., 2021). Nutzende von E-Tretrollern sind bereit, durchschnittlich 60 m und maximal 

210 m zu Fuß zu gehen, um ein Fahrzeug zu erreichen, während Nutzende von Leih-E-Fahr-

räder immerhin gewillt sind, durchschnittlich 200 m und bis zu 490 m zu gehen, um ein 

Fahrzeug zu erreichen. Die Nutzenden öffentlicher Verkehrsmittel sind bereit, sogar noch 

weiter zu laufen (durchschnittlich 400 m), um ihre bevorzugte Haltestelle zu erreichen. 

(Reck et al., 2022) 
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2.5 E-Tretrollernutzung und Wetter 

Niederschläge und niedrige Temperaturen wirken sich negativ auf die Nutzung aller Mikro-

mobilitäts-Sharingdienste aus (El-Assi et al., 2017; Gebhart und Noland, 2014; Noland, 

2019; Noland, 2021; Zhu et al., 2020, Reck et al., 2022). Speziell bei E-Tretrollern zeigt die 

zeitliche Analyse von Mehzabin Tuli et al. (2021), dass höhere Temperaturen und gute 

Sichtverhältnisse positiv mit der E-Tretroller-Nachfrage verbunden sind, Niederschläge hin-

gegen negativ.  

Noland (2019) wendet ein Kleinstquadrat-Regressionsmodell an, um die Auswirkungen des 

Wetters auf die Nutzung von E-Tretrollern in Kentucky zu analysieren. Er stellt fest, dass Re-

gen und Schnee die täglichen Fahrten reduzieren, während höhere Windgeschwindigkei-

ten für die Verringerung der E-Tretroller-Fahrstrecken verantwortlich sind. Unter Verwen-

dung anderer Daten (historische stündliche E-Tretroller-Fahrdaten aus Indianapolis) und 

eines anderen Modells kommen Mathew et al. (2019) ebenfalls zu dem Schluss, dass die 

Niederschlagsmenge sowie die Durchschnittstemperatur wichtige Variablen bei der Model-

lierung der stündlichen Anzahl von E-Tretroller-Fahrten sind. (Mehzabin Tuli et al., 2021 

2.6 Einfluss auf die Umwelt 

Wang et al. (2022) kamen zu dem Schluss, dass das Profil der Nutzenden von Sharing-E-

Tretrollern dem von stationsbasierten und Free-Floating Bike-Sharing-Programmen ähnlich 

ist. Die empirischen Daten zeigten, dass die Menschen E-Tretroller in großem Umfang als 

Ersatz für das Auto nutzen, vor allem in vielen US-amerikanischen Städten. Die Nutzung 

von E-Tretroller-Sharing als Ergänzung zum öffentlichen Nahverkehr variiert dabei stark von 

Stadt zu Stadt. 

In Paris ersetzen E-Tretroller hauptsächlich den öffentlichen Verkehr (37 %), den Fußver-

kehr (35 %) und seltener motorisierte Verkehrsmittel, wie Privatautos, Taxis oder Motorrä-

der (16 %) (Christoforou et al, 2021). In Oslo fanden Fearnley et al. (2020) heraus, dass E-

Tretroller hauptsächlich den Fußverkehr (60 %) und in deutlich geringerem Ausmaß öffent-

liche Verkehrsmittel (23 %) und motorisierte Verkehrsmittel (8 %) ersetzten. Die Wiener 

Forscher Laa und Leth (2020) fanden heraus, dass E-Tretroller-Sharing in erster Linie Fuß-

wege ersetzt, gefolgt von öffentlichen Verkehrsmitteln (Bus, Straßenbahn). Weiteres Ergeb-

nis der Studie war, dass E-Tretroller-Besitzende in einem viel höheren Ausmaß Fahrten mit 

dem privaten Pkw ersetzen als Nutzende von E-Tretroller-Sharing. 

Mehrere Autoren vermuten, dass die Substitutionsraten von den lokalen Verkehrsanteilen 

abhängen (Fishman et al., 2014; Teixeira et al., 2021). Es wird angenommen, dass die Sub-

stitutionsrate für das Auto in Orten mit einem vergleichsweise hohen Pkw-Verkehrsanteil 

höher ist. In der Tat wird diese Hypothese durch Studiendaten gestützt. So sind die Auto-

substitutionsraten für Bikesharing in den USA (Minnesota) und Australien (Brisbane und 

Melbourne) sind wesentlich höher (19%) als in Europa (9%). (Reck et al., 2022) 

Die überwiegende Mehrheit der bisherigen empirischen Studien ermittelt Substitutions-

muster mit disaggregierten Methoden wie Umfragen, bei denen retrospektive kontrafakti-

sche Fragen gestellt werden (z. B. "Wenn für Ihre letzte Fahrt kein E-Scooter zur Verfügung 

gestanden hätte, wie hätten Sie diese Fahrt durchgeführt?") (Wang et al., 2021). Die Ant-

wortkategorien umfassen in der Regel eine Reihe von alternativen Verkehrsmitteln und 
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eine Option zur Angabe, dass die Fahrt nicht durchgeführt worden wäre, wenn das ur-

sprüngliche Verkehrsmittel nicht verfügbar gewesen wäre. (Reck et al., 2022) 

Reck et al. (2022) zeigen, wie Wahlmodelle zur Ableitung entfernungsbasierter Substituti-

onsmuster verwendet werden können. Entfernungsbasierte Substitutionsmuster eignen 

sich besser für die Abschätzung von Umweltauswirkungen als die üblichen fahrtenbasier-

ten Substitutionsmuster, die durch Umfragen ermittelt werden, weil es bei der Berechnung 

der Umweltauswirkungen auf die substituierte Entfernung und nicht auf die substituierten 

Fahrten ankommt. (Reck et al., 2022) 

Mit dieser Methodik zeigen Reck et al. (2022) z.B. auch, dass bei kurzen Strecken alle Mik-

romobilitätsarten hauptsächlich den Fußverkehr ersetzen. Mit zunehmender Entfernung 

steigt der Anteil der Fahrten, die durch öffentliche Verkehrsmittel, das Fahrrad und das 

Auto ersetzt werden. Bei längeren Strecken ersetzen E-Bikes den Pkw jedoch wesentlich 

häufiger als alle anderen Verkehrsträger. Ein weiteres Ergebnis der Studie ist, dass private 

E-Bikes und E-Tretroller weniger CO2 emittieren als die Verkehrsmittel, die sie ersetzen, 

während Sharing-E-Bikes und E-Tretroller mehr CO2 emittieren als die Verkehrsmittel, die 

sie ersetzen. Für die Berechnung wurden Durchschnittswerte für die Lebenszyklus-CO2-

Emissionen aus einer Studie des International Transport Forum (2020) verwendet. Diese 

Studie ist zwar sehr umfassend, aber sie liefert nur Durchschnittswerte. In der Realität gibt 

es massive Schwankungen für verschiedene Fahrzeugtypen und Flottenkonfigurationen. 

(Reck et al., 2022) 

2.7 Akzeptanz von E-Tretrollern 

Kopplin et al. (2021) untersuchten E-Tretroller im Kontext von Mobilitätsalternativen. Da-

bei zeigte sich, dass sie meist als „Spaßobjekte“ angesehen werden. Die wahrgenommene 

mangelhafte Sicherheit behindert die Nutzung von E-Tretrollern. Darüber hinaus erweisen 

sich Umweltaspekte und individuelle Bequemlichkeit als die Hauptgründe für die Nutzung 

von E-Tretrollern. Die Studie von Busby et al. (2020) gibt einen Einblick in die Einstellung 

der Öffentlichkeit zur Nutzung von E-Tretrollern und Vorschriften in Großbritannien. In die-

ser Studie wurden E-Tretroller weiterhin mit „Spielzeug“-Tretrollern für Kinder assoziiert. 

Dies hat zur Folge, dass E-Tretroller nicht als glaubwürdige und legitime Fortbewegungs-

mittel für Erwachsene angesehen werden. In der Studie werden häufig Sicherheitsbeden-

ken geäußert und es wird die Befürchtung geäußert, dass die vorhandene Infrastruktur un-

zureichend sei, um eine sichere Nutzung zu ermöglichen. 

Die allgemeine Einstellung gegenüber E-Tretrollern ist geteilt. In den Studien von Großmül-

ler et al. (2021) und von Krauss et al. (2020) fällt auf, dass explizit die jüngere Bevölkerung 

der Mikromobilität positiv gegenübersteht. Die Nutzerstatistiken zeigen, dass mit zuneh-

mendem Alter das Interesse abnimmt. Das Alter hat auch Einfluss auf Kriterien, die zu ei-

ner Verkehrsmittelwahl führen, wie es in der Arbeit von Großmüller et al. (2021) deutlich 

wird. Älteren Leuten ist Sicherheit und Komfort wichtiger, die jüngere Bevölkerung hinge-

gen stellt Kosten stärker in den Vordergrund. Auch Faktoren wie Nachhaltigkeit, Zeiteffizi-

enz und der Spaßfaktor wurden vor allem von jüngeren Befragten der Studie als Gründe 

für die Nutzung benannt (Großmüller et al., 2021). Eine Studie aus Neuseeland bezüglich 

E-Tretroller-Sharing stellte provokant fest, dass ein generell nicht vorhandenes Interesse 

vorliegt und dass es keine klar ersichtlichen Beweggründe gibt, einen E-Tretroller über-
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haupt zu nutzen. Mangelnde Sicherheit und zu hohe Kosten, sowie das verpflichtende Be-

sitzen eines Smartphones mit Internetzugang wurden als weitere Hinderungsgründe für 

die Nutzung von Leih-E-Tretrollern angegeben (Fitt, 2019). Im Gegensatz dazu glaubt ein 

großer Teil der Befragten an deren Potenzial als Shuttle zu öffentlichen Verkehrsstationen 

(BDU, 2019). 

Beim Vergleich der Studien fällt auf, dass die allgemeine Akzeptanz gegenüber E-Tretrollern 

deutlich geringer ausfällt als gegenüber Fahrrädern und E-Bikes/Pedelecs (Krauss et al., 

2020). Kritisiert wurde vor allem das unkontrollierte Abstellen (Großmüller et al., 2021). 
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Teil B: Nutzung der E-Tretroller in München und 
deren verkehrliche Wirkungen 

Für die Evaluation der Wirkungen von E-Tretrollern in München wurden unterschiedliche 

Datengrundlagen herangezogen. Seitens der Betreiber entsprechender Angebote wurden 

Daten der Hintergrundsysteme zur Verfügung gestellt. Diese beinhalten neben den Start- 

und Endzeitpunkten von Fahrten auch die jeweiligen Positionen der Fahrzeuge am Beginn 

der Fahrt bzw. nach der Beendigung. 

Dazu ergänzend wurde die Unfallstatistik der Polizei München herangezogen. Diese enthält 

Informationen zu den in München registrierten 239 Unfällen mit E-Tretrollerbeteiligung im 

Zeitraum vom 1. Juni 2019 bis 28. Februar 2021.  

Einschätzungen der Polizei, der Betreiber und verschiedener Interessensverbände zu (Leih) 

E-Tretrollern wurden mittels qualitativer Interviews erhoben. 

Fragestellungen zum Nutzungsverhalten, zu Substitutionseffekten sowie zu ggf. selbst er-

lebten Unfallgeschehen wurden durch quantitative Befragungen erfasst. Im Zeitraum von 

April 2021 bis Oktober 2021 wurden hierfür registrierte Nutzende zweier Anbieter per E-

Mail zu einer Online-Befragung eingeladen. Nutzende zweier weiterer Anbieter wurden im 

gleichen Zeitraum per In-App-Befragung jeweils nach Fahrtende mittels einer Kurzbefra-

gung zur aktuell abgeschlossenen Fahrt befragt und konnten dann bei Interesse ergänzend 

an der vollständigen Online-Befragung teilnehmen. Insgesamt konnten 633 Interviews mit 

„Nutzenden“ realisiert werden. 

Zur Einordnung der Angaben der Nutzenden wurde zudem eine repräsentative Bevölke-

rungsbefragung durchgeführt. Grundlage dieser Erhebung war die Ziehung einer Zufalls-

stichprobe aus dem Einwohnermeldeamt durch die Landeshauptstadt München. Die zufäl-

lig ausgewählten Bürger:innen wurden per schriftlichem Anschreiben zur Teilnahme an ei-

ner ebenfalls online zur Verfügung stehenden Befragung eingeladen. Aus der Kontroll-

gruppe liegen insgesamt 1.583 Interviews vor. Mittels Gewichtung wurden die vorliegen-

den Daten an die bekannten Struktur-Verteilungen hinsichtlich Alter, Geschlecht und Stadt-

teil angepasst. Die Ergebnisse dieser Befragung werden im Weiteren als „Kontrollgruppen-

befragung“ bezeichnet. 
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3. Auswertung der Nutzungsdaten 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Auswertung der Nutzungsdaten der Leih E-

Tretroller beschrieben. Die Analyse der vorhandenen Nutzungsdaten hat zum Ziel, Erkennt-

nisse hinsichtlich verschiedener Aspekte der Nutzung von E-Tretrollern zu ermitteln:  

• Wie werden E-Tretroller in München genutzt (Anzahl der Fahrten, Distanzen, zeitlich-

räumliche Verteilung, Nutzer:innenstruktur, Fahrtzwecke)? 

• Wie ist der Verkehr mit E-Tretrollern unter dem Gesichtspunkt der von der LHM ange-

strebten Nachhaltigkeit und Klimaschutz insgesamt zu bewerten (ökologischer Fußab-

druck)? 

• Wo werden die Tretroller abgestellt? 

Zunächst wird die Methodik der Auswertung erläutert, die vorhandenen Daten sowie die 

Vorgehensweise bei der Datenauswertung werden dargestellt. Die Analyse erfolgt aus drei 

verschiedenen Betrachtungswinkeln: 

• Eine zeitliche Analyse erlaubt Rückschlüsse über das Nutzungsverhalten im zeitlichen 

Kontext. Z.B. Entwicklungen über die verschiedenen Nutzungsjahre, im jährlichen Ver-

lauf, im tageszeitlichen Verlauf oder auch in Relation zum Wetter.  

• Eine räumliche Analyse zeigt das Nutzungsverhalten im räumlichen Kontext. Z.B. häu-

fige Start- und Endpunkte und Quelle-Ziel-Beziehungen.  

• Eine Umweltanalyse gibt erste Einblicke in das Relokalisierungsverhalten und in ökolo-

gische Effekte 

3.1 Methodik 

3.1.1 Ausgangssituation – Daten 

Die Auswertung basiert auf den von den Anbietern zur Verfügung gestellten „Mobility Data 

Specification“ (MDS). Hiermit werden eine Reihe von Schnittstellen insbesondere für Sha-

ringanbieter definiert, um den Austausch von Daten zu vereinheitlichen und damit zu er-

leichtern (Open Mobility Foundation, 2021). Im Rahmen des Projekts wurden Daten von 

den Anbietern Bird, Bolt, Dott, Lime, Tier und Voi zur Verfügung gestellt. Auf die Daten des 

Anbieters Jawls konnte leider kein Zugriff ermöglicht werden.  

Auswertungszeitraum: 

Ab Einführung der E-Tretroller durch den jeweiligen Anbieter bis einschließlich September 

2021. 

Zugrundeliegende Daten:  

Von den meisten Anbietern konnten die Daten direkt über die MDS-Schnittstelle abgerufen 

werden. Von zwei Anbietern wurden Datentabellen mit einzelnen Fahrten zur Verfügung 

gestellt. Die Daten der Anbieter Tier und Voi wurden ohne Details zum Verlauf der einzel-

nen Fahrten bereitgestellt. Für die Anbieter, bei denen direkter Zugriff über die MDS-

Schnittstelle erfolgte, gilt dies ebenso für die Status Changes Schnittstelle. Diese bietet fol-

gende ergänzende Informationen zu den einzelnen Fahrzeugen und Fahrten:  
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• Inbetriebnahme und Entfernen des Fahrzeugs 

• Batteriestatus zu Beginn und Ende jedes Trips sowie zu anderen Events 

• Relokalisierung, Wartung und Aufladung der Fahrzeuge 

• Verfügbarkeit der Fahrzeuge  

Allerdings hat ein näheres Betrachten der Daten auf der Status Changes API gezeigt, dass 

die einzelnen Anbieter das Archivieren ihrer Status Changes sehr unterschiedlich handha-

ben und die Daten teilweise nicht zuverlässig gepflegt wurden. Dies und die Tatsache, dass 

auf einige APIs kein Zugriff möglich war – und dass die damit verknüpften Status Changes 

nicht heruntergeladen werden konnten – hat zu der Entscheidung geführt, die Informatio-

nen, soweit möglich, anderweitig, z. B. durch einen Fragebogen an die Anbieter oder durch 

eine vertiefte, indirekte Auswertung der Fahrten-Daten zu beschaffen.  

Zusätzlich wurden für die Analyse folgende Daten und Datenquellen verwendet: 

• Wetterdaten des Deutschen Wetterdienstes,  

• Nutzungsdaten der MVG-Räder 

• Standorte der ÖPNV-Haltestellen aus OpenStreetMap 

• Stadtteilgrenzen der Stadt München  

• Weitere Informationen/Einschätzungen zu Umweltbilanz/Lebensdauer von einzelnen 

Anbietern über einen Fragebogen 

3.1.2 Vorgehensweise 

Trotz der zugrundeliegenden Spezifikation von MDS-Daten mussten die Daten zunächst in 

ein einheitliches Format gebracht werden, bevor die Daten der verschiedenen Anbieter zu-

sammengeführt werden konnten. Im Anschluss wurden die Daten bereinigt, um möglichst 

zuverlässige Daten zu erhalten. So wurden unter anderem Duplikate herausgefiltert und 

Fahrten, bei denen der E-Tretroller nicht bewegt wurde, wurden entfernt. Letztendlich wur-

den 8.160.634 Fahrten („Trips“) analysiert. 

Für die Analyse wurden folgende Daten ausgewertet: 

Daten Quelle 

Anzahl der Fahrten Aggregiert aus den Trips 

Fahrtdauern Gegeben in Trips 

Start- und Endpunkte  Teilweise gegeben, sonst erster und letzter Punkt aus Route 

Start- und Endzeit Größtenteils gegeben, bei einem Anbieter nur stundenge-

nau  Extraktion der Zeitstempel des ersten und letzten 

Punktes aus der Route 
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Daten Quelle 

Distanzen Distanzen gegeben in Trips sehr uneinheitlich (Teilweise Luft-

linie, teilweise gefahrene Distanzen) 

 Berechnung von Luftliniendistanz aus Entfernung zwi-

schen Start- und Endpunkt 

 Berechnung von gefahrenen Distanzen aus Route (so-

weit vorhanden) 

Route Gegeben pro Trip bei einzelnen Anbietern (Bird, Bolt, Dott, 

Lime) 

Relokalisierungen 

Zeit zwischen zwei Fahr-

ten mit einem Fahrzeug 

Relokalisierungsdistan-

zen 

Für jeden Roller werden die Trips, die gemacht wurden, 

herausgefiltert und zeitlich sortiert. Dann wird zu jedem 

Trip (außer dem ersten) der vorherige Trip rausgesucht und 

ergänzt, wann und wo dieser geendet hat. Daraus wird so-

wohl die Zeit berechnet, die zwischen zwei Trips verstrichen 

ist, als auch die Distanz, die zwischen dem Endpunkt des 

Vorherigen und dem Startpunkt des untersuchten Trips 

liegt. 

Tabelle 1: Übersicht Nutzungsdaten 

Die Untersuchung der Nutzungsdaten ist in drei Teile untergliedert: eine zeitliche Analyse, 

daran anschließend eine räumliche Analyse und abschließend eine Umweltanalyse.  

In der zeitlichen Analyse wird näher betrachtet, wie sich Aspekte wie die Anzahl, Dauer und 

Distanzen der Trips über die Zeit entwickeln. Hierbei werden vor allem Veränderungen 

über den Gesamtzeitraum, Unterschiede nach Wochentagen und die Entwicklungen im 

Laufe des Tages näher betrachtet. Dabei werden als Werkzeug zur Visualisierung häufig 

Boxplots verwendet. Diese bilden neben dem Median auch das 25%- und das 75%-Quartil 

ab. Der Median erweist sich als robuster gegenüber Ausreißern als der Mittelwert. Um die 

Graphen übersichtlicher zu gestalten, werden Whiskers und Ausreißer in den Abbildungen 

nicht dargestellt. 

In der räumlichen Analyse wird betrachtet, an welchen Orten die Roller ausgeliehen und 

zurückgegeben werden und welche Quelle-Zielbeziehungen besonders häufig auftreten. 

Um die Ausleihe- und Rückgabehotspots zu finden, werden Heatmaps der Start- und End-

punkte angefertigt. Dafür wird die Stadtfläche mittels eines sechseckigen Rasters in gleich-

große Zellen eingeteilt. Es werden die Fahrten gezählt, die in jeder Zelle gestartet und ge-

endet haben. Um das Verhalten besser zu verstehen, wird zudem auch die zeitliche Dimen-

sion zur Analyse herangezogen. Die Quelle-Ziel-Beziehungen werden zunächst auf Stadt-

teilebene betrachtet, um ein Gesamtbild zu erzeugen und im nächsten Schritt noch ge-

nauer auf Stadtbezirke detailliert.  

Zuletzt wird untersucht, welche Faktoren zur Umweltanalyse aus den Daten gewonnen wer-

den können.  
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3.2 Zeitliche Analyse – Buchungshäufigkeit  

3.2.1 Monatlicher Verlauf und jahreszeitliche Schwankungen 

Als erstes werden die Analyseergebnisse mit zeitlichem Bezug vorgestellt. Abbildung 1 zeigt 

die Entwicklung der Anzahl an E-Tretroller-Fahrten in München pro Monat in den Jahren 

2019, 2020 und 2021 als orange Balken. Zudem ist die Anzahl der Fahrten mit MVG-Leihrä-

dern als schwarze Kurve angetragen. Die Fahrten der MVG-Räder beinhalten nicht nur 

Fahrten innerhalb des Stadtgebietes, sondern Fahrten im gesamten Geschäftsgebiet. Die 

Gesamtanzahl an Fahrten mit den Leih-E-Tretrollern steigt von Jahr zu Jahr und unterliegt 

dabei saisonalen Schwankungen. (Münchner Verkehrsgesellschaft, 2021) Wie auch bei den 

MVG-Rädern ist die Anzahl der Buchungen von Leih-E-Tretrollern in den Sommermonaten 

deutlich höher als im Winter.  

 

Abbildung 1: Monatliche Anzahl an E-Tretrollerfahrten in den Jahren 2019, 2020 und 2021, schwarze Kurve: MVG 
Rad-Fahrten im Vergleich 

Da die Anzahl der Fahrten wie der Mittelwert anfällig für Ausreißer ist, werden in Abbil-

dung 2 Mediane und die unteren und oberen Quartile der Anzahl der täglichen E-Tretrol-

ler-Fahrten in München pro Monat abgebildet. Die Darstellung zeigt, dass die Varianz mit 

steigender Anzahl steigt. Eine hohe Varianz der täglichen Fahrten zeigt sich z.B. im Mai 

2021, dort erfolgt auch ein abrupter Anstieg der Anzahl der Fahrten. Um diesen Anstieg 

genauer zu untersuchen, wird im folgenden Abschnitt der Einfluss des Wetters näher be-

trachtet. 

 

Abbildung 2: Mediane, unteren Quartile und oberen Quartile der Anzahl der täglichen E-tretroller Fahrten in 
München pro Monat 
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3.2.2 Einfluss des Wetters 

Im Gegensatz zu Autofahrenden, die in ihren Autos in Hinblick auf Temperatur und Nieder-

schlag weitgehend geschützt sind, sind E-Tretroller-Nutzende diesen Faktoren ausgesetzt. 

Das beeinflusst auch die Nutzungshäufigkeit. Um dies zu verdeutlichen, werden in Abbil-

dung 3 die stündlichen Fahrten und die jeweilig herrschende Temperatur gegenüberge-

stellt.  

 

Abbildung 3: Temperatur und Anzahl der Fahrten gesamt 

Hier ist deutlich zu beobachten, dass die Anzahl der Fahrten nicht nur über die Jahre, son-

dern auch mit steigender Temperatur zunimmt. Bei niedrigen Temperaturen steigt die An-

zahl der Fahrten mit zunehmender Temperatur nur leicht an. Ab einer Temperatur von 10° 

C gibt es einen „Knick“ und die Steigung wird steiler.  

Um zu untersuchen, ob der Anstieg zwischen den Monaten Mai und Juni 2021 witterungs-

bedingt ist, werden im Folgenden diese beiden Monate näher betrachtet.  

Die stundenweise Darstellung der Fahrten im Mai und Juni 2021 und der Temperatur in 

der jeweils selben Stunde in Abbildung 4 verdeutlicht einen linearen Zusammenhang zwi-

schen höherer Temperatur und höherer Fahrtanzahl. 

 

Abbildung 4: Temperatur und Anzahl der Fahrten im Mai und Juni 2021 

Abbildung 5 zeigt links Mediane, untere Quartile und obere Quartile der Anzahl der tägli-

chen Leih-E-Tretroller Fahrten in München pro Kalenderwoche in Mai und Juni 2021. Die 

Betrachtung nach Kalenderwochen verdeutlicht einen wöchentlich stetigen Anstieg im 

Mai. Für eine tiefergehende Analyse des Fahrtanstiegs zwischen Kalenderwoche 21 und 22 
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werden Temperaturdaten verglichen und es zeigt sich ein direkter Zusammenhang zwi-

schen Temperatur und Fahrten. Der Anstieg der Temperaturen und der Anstieg der 

Fahrtanzahl erfolgen parallel. 

 

Abbildung 5: Mediane, untere Quartile und obere Quartile der Anzahl der täglichen E-Tretroller Fahrten sowie der 
Temperatur je Kalenderwoche in München im Mai und Juni 2021 

Zwischen der Anzahl der Buchung und Niederschlägen (vgl. Abbildung 6) konnte hingegen 

kein direkter Zusammenhang erkannt werden. 

 

Um den Effekt von Niederschlägen auf die Anzahl der Buchungen näher zu untersuchen, 

werden in Abbildung 7 Mediane und untere sowie obere Quartile der Anzahl der Fahrten 

pro Stunde im Mai und Juni 2021 bei keinem Niederschlag, bei Niederschlägen von bis zu 

fünf Litern pro Quadratmeter und bei größerer Niederschlagsmenge dargestellt. Bei Nie-

derschlag finden deutlich weniger Fahrten statt. Dabei ist die Tatsache, dass es regnet, aus-

schlaggebender als die Niederschlagsmenge. Da es in den beiden Monaten nur in 218 von 

1464 Stunden geregnet hat, kommt der Einfluss der Temperatur hier stärker zum Tragen.  

Abbildung 6: Durchschnittlicher Niederschlag pro Kalenderwoche im Mai und Juni 2021 
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In den vorangegangenen Abschnitten wurde der Einfluss von Temperatur und Niederschlag 

auf die Nutzungshäufigkeit über den Gesamtzeitraum analysiert. Die Untersuchungen zei-

gen, dass beide Faktoren die Anzahl der Buchungen beeinflussen. Der Einfluss der Tempe-

ratur steht in einem direkten Zusammenhang mit den Buchungszahlen. Bei den Nieder-

schlägen kommt es hingegen eher darauf an, ob es zu dem Zeitpunkt regnet oder nicht, die 

Regenmenge spielt hingegen eine untergeordnete Rolle.  

3.2.3 Wochentäglicher Einfluss 

Basierend auf den Gewohnheiten und Pflichten der Nutzenden, verändert sich die Mobili-

tät im Laufe der Woche. Um diese Veränderungen zu verdeutlichen, visualisiert Abbildung 

8 die täglichen Schwankungen über die Wochentage. Feiertage wurden hierbei als einzelne 

Kategorie betrachtet, da sich die Mobilität an Feiertagen von der an anderen Tagen grund-

legend unterscheidet.  

Montags bis donnerstags sind die Buchungen auf ähnlichem Niveau. Freitags und samstags 

gehen die Buchungszahlen leicht nach oben, sonntags gehen sie wieder zurück. An Feierta-

gen finden, unabhängig vom Wochentag, die mit Abstand wenigsten Buchungen statt.  

 

Diese Zusammenhänge werden im Folgeabschnitt näher betrachtet, wenn der Einfluss der 

Tageszeit als Zusatz-Dimension berücksichtigt wird. 

Abbildung 7: Niederschlag und Anzahl der Fahrten im Mai und Juni 2021 

Abbildung 8: Boxplot Anzahl der Fahrten im Lauf der Woche 
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3.2.4 Tageszeitlicher Einfluss 

Wie auch bei anderen Verkehrsmitteln, variiert die Nutzung von E-Tretrollern über den Tag. 

Die Tagesganglinien sind in Abbildung 9 dargestellt. Um die jährlichen Steigerungen für die 

Betrachtung auszugleichen, wurden die Werte normiert, sodass auf der y-Achse der Pro-

zentsatz der Anzahl der Fahrten in der Summe über den ganzen Tag aufgetragen ist. Als Re-

ferenzwert wird der Median der Fahrten pro Stunde im 95-%-Konfidenzintervall darge-

stellt. 

 

 

 

Nachts sind die Nutzungszahlen vergleichsweise gering. Sie steigen im Verlauf des Tages 

stetig an, bis sie ihren Peak zwischen 16:00 und 18:00 Uhr erzielen und danach wieder zu-

rückgehen. In dieser Kurve werden alle Fahrten von Juni 2019 bis September 2021 berück-

sichtigt. Die vorangegangenen Analysen zeigen jedoch, dass verschiedene Faktoren das 

Verhalten beeinflussen, weshalb die Einflüsse von Jahreszeit/Monat und Wochentag näher 

untersucht wurden. Die Differenzierung der Jahreszeiten (Abbildung 10) und Monate (Ab-

bildung 11) zeigt, dass die Verteilung der Buchungen über den Tag ähnlich ist und nicht von 

der Jahreszeit abhängt.   

Die Unterscheidung der Jahreszeiten legt nahe, dass sich die Peaks mit dem Sonnenunter-

gang verschieben, weshalb der Peak im Winter früher ist als im Sommer, die monatliche 

Abbildung 9: Tagesganglinien der E-Tretrollerfahrten über die Jahre 

Abbildung 10: Tagesganglinien mit Differenzierung nach Jahreszeit 
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Differenzierung untermauert diese These jedoch nicht. In Januar, Februar und November 

gibt es jeweils noch einen leichten Morgenpeak. 

 

Bei der Differenzierung nach Wochentagen zeigt sich, dass die Buchungen an den Werkta-

gen Montag bis Freitag klar von denen an den Wochenenden und Feiertagen unterschei-

den, wie in Abbildung 12 dargestellt ist. Unter der Woche steigt die Anzahl der Fahrten ab 

5:00 Uhr stark an und es gibt eine morgendliche Spitzenstunde zwischen 8:00 Uhr und 

9:00 Uhr. Diese fällt freitags schwächer aus als an den anderen Wochentagen. Nach dem 

ersten Anstieg geht die Zahl der Nutzungen nach 9:00 Uhr leicht zurück, steigt dann jedoch 

wieder an, und erreicht das Tageshoch zwischen 16:00 und 18:00 Uhr. Ab 18:00 Uhr geht 

die Zahl der Buchungen stetig zurück. An Wochenenden ist die Spitze am Nachmittag brei-

ter und setzt deutlich früher ein. Ein morgendlicher Peak ist hier nicht zu beobachten. Der 

Anstieg der Fahrten beginnt am Wochenende deutlich später als an Werktagen. Dafür ist 

die Zahl der Fahrten nach Mitternacht deutlich höher.  

 

Um diesen Aspekt deutlicher zu visualisieren, wird die Darstellung in Abbildung 13 zeitlich 

um fünf Stunden verschoben, sodass zu jedem Tag die Abendstunden des Vorabends ab 

19:00 Uhr zugeordnet werden. Auch in der Nacht lassen sich wieder die beiden Gruppen 

eindeutig erkennen. Folgt ein Samstag, Sonntag oder Feiertag, finden in den späten 

Abendstunden sowie in den frühen Morgenstunden mehr Fahrten statt, als wenn am 

nächsten Tag ein Arbeitstag ist.  

Abbildung 11: Tagesganglinien mit Differenzierung der Monate 

Abbildung 12: Tagesganglinien mit Differenzierung nach Wochentag 
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3.3 Zeitliche Analyse – Fahrtdauer und Distanz  

Nicht nur die Anzahl der Fahrten, sondern auch deren Dauer, dabei zurückgelegte Distan-

zen und durchschnittliche Geschwindigkeit können Aufschluss über die Nutzung der E-Tret-

roller geben. Deshalb werden diese in den folgenden Abschnitten näher untersucht. Dabei 

werden zunächst Fahrtdauern und Luftliniendistanzen im Zeitverlauf untersucht und be-

schrieben, wie diese sich über die Zeit verändern. Anschließend werden aus Fahrtdauer 

und Luftliniendistanz mittlere Geschwindigkeiten abgeleitet, mit denen sich die Nutzer von 

Start- zu Zielort bewegen. Abschließend wird kurz auf das Verhältnis von Luftliniendistanz 

zu tatsächlich gefahrener Distanz eingegangen. 

3.3.1 Fahrtdauer 

Der Median der Fahrtdauer über alle Fahrten liegt bei 7,55 Minuten. Die Fahrtdauer bleibt 

dabei über die Jahre stabil zwischen sieben und acht Minuten. Zwar lassen die Gesamtme-

diane der einzelnen Jahre eine Steigerung über die Jahre vermuten, ein Vergleich der mo-

natlichen Mediane über die Jahre bestätigt das jedoch nicht und legt den Verdacht nahe, 

dass das vor allem daran liegt, dass in den einzelnen Jahren verschiedene Zeiträume be-

trachtet werden. Um dies genauer zu untersuchen, müssten die Daten von mehreren Jah-

ren vollständig vorliegen. 

Es konnten auch bei der Fahrtdauer jahreszeitliche Schwankungen festgestellt werden, wie 

Abbildung 14 verdeutlicht. Hier sind für jeden Monat das untere Quartil, der Median sowie 

das obere Quartil der Fahrtzeit abgebildet. Während der Median in den Wintermonaten 

zwischen 5,85 und 7 Minuten liegt, bewegt er sich in den Sommermonaten zwischen 7,8 

und 9 Minuten. Im Sommer werden die E-Tretroller nicht nur häufiger genutzt, sondern 

auch die Dauer der Fahrten nimmt zu.  

Abbildung 13: Tagesganglinien mit Differenzierung nach Wochentagen mit zeitlicher Verschiebung 
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Auch die Tageszeit und der Wochentag haben einen Einfluss auf die mittlere Fahrtdauer. In 

Abbildung 15 sind die Mediane der Fahrtdauern über den Tag differenziert nach Wochen-

tagen unterteilt dargestellt. Auch hier lassen sich wieder die beiden Gruppen erkennen, 

die schon bei der Analyse der Tagesganglinien hervorgestochen sind. Werktage von Mon-

tag bis Freitag bilden eine Gruppe, das Wochenende und Feiertage die andere. Im Allge-

meinen sind die Fahrtdauern in den frühen Morgenstunden am kürzesten. Hier liegt der 

Tiefpunkt unter der Woche bei 4,55 bis 4,8 Minuten zwischen 4:00 und 5:00 Uhr. Am Wo-

chenende sowie an Feiertagen wird der Tiefpunkt eine Stunde später erreicht und liegt bei 

5,37 bis 5,87 Minuten. Unter der Woche gibt es eine sehr breite Spitze. An Wochenenden 

und Feiertagen sind die Fahrten um die Mittagszeit am längsten und erreichen im Median 

eine Dauer von bis zu 9,97 Minuten. In den Abendstunden nähert sich der Median von 

Freitagen denen von Samstagen und Feiertagen an, wohingegen der Sonntag sich an die 

restlichen Wochentage annähert. 

 

3.3.2 Luftliniendistanzen 

Wie bei den Fahrtdauern, können auch bei den Luftliniendistanzen saisonale Schwankun-

gen beobachtet werden. Abbildung 16 bildet die unteren Quartile, Mediane und oberen 

Quartile der Luftliniendistanzen zwischen Start- und Zielpunkt ab. Auch hier ist wieder zu 

beobachten, dass die zurückgelegten Distanzen im Sommer größer sind als im Winter. Al-

lerdings sind die Schwankungen hier weniger stark ausgeprägt. 

Abbildung 15: Median der Fahrtdauern im Tagesverlauf differenziert nach Wochentag 

Abbildung 14: Boxplot Fahrtdauern monatlich differenziert 
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Der Verlauf der Mediane der zurückgelegten Luftliniendistanzen nach Tageszeiten unter-

scheidet sich stärker als die Fahrtdauern. Zwar lassen sich wieder die gleichen Wochentage 

zu zwei Gruppen zusammenfügen. Jedoch gibt es hier in den Morgenstunden unter der 

Woche mehr längere Fahrten, was den Median ansteigen lässt. 

 

 

 

Um dies näher zu betrachten, werden im nächsten Schritt aus den Fahrdauern und zurück-

gelegten Distanzen der einzelnen Fahrten durchschnittliche Tripgeschwindigkeiten errech-

net und untersucht.  

3.3.3 Durchschnittliche Geschwindigkeit 

Die durchschnittlichen Geschwindigkeiten wurden in den Daten nicht übermittelt, sondern 

wurden aus der jeweiligen Luftliniendistanz zwischen Start und Ziel und der Dauer der ein-

zelnen Fahrten errechnet. Deshalb handelt es sich hierbei nicht um tatsächlich gefahrene 

Durchschnittsgeschwindigkeiten, sondern um eine Annäherung, die zwar nicht viel über 

eine einzelne Fahrt aussagt, jedoch bei der hohen Anzahl der Fahrten zu Vergleichen her-

angezogen werden kann. 

Abbildung 17: Verlauf der Mediane der Fahrtdistanz pro Stunde und Wochentag 

Abbildung 16: Boxplots Luftliniendistanzen monatlich differenziert 
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Der Median der Geschwindigkeiten über alle Fahrten liegt bei 8,18 km/h. Wie sich die Ge-

schwindigkeiten über die Zeit verändert haben, ist in Abbildung 18 dargestellt. Zu Beginn 

sind die durchschnittlichen Geschwindigkeiten am niedrigsten. Über die ersten Monate 

nimmt die durchschnittliche Geschwindigkeit nach und nach zu. Mögliche Ursachen hierfür 

können sein, dass sich die Nutzenden erst einmal an das System gewöhnen mussten, so 

dass der Buchungsvorgang länger gedauert hat, dass aufgrund noch mangelnder Fahrpra-

xis zunächst langsamer gefahren wurde oder dass die Buchung bzw. die Rückgabe zu Be-

ginn noch aufwendiger waren und mit der Zeit vereinfacht wurden. Die Vermutung, dass 

sich die Geschwindigkeiten im Winter aufgrund von Glätte oder Streumitteln auf der 

Straße reduziert, lässt sich anhand der Daten nicht bestätigen. Das Gegenteil ist der Fall. 

Die durchschnittlichen Geschwindigkeiten in den Sommermonaten sind geringer als im 

Winter. Eine mögliche Ursache hierfür könnte die höhere Belastung auf den Fahrradwegen 

sein. Ein weiteres Indiz hierfür könnte ein Rückgang der durchschnittlichen Geschwindig-

keiten zu Spitzenstunden sein. Der Verlauf der Geschwindigkeit über den Tag ist in Abbil-

dung 19 dargestellt. Hier zeigt sich, dass die Durchschnittsgeschwindigkeit in den frühen 

Morgenstunden am höchsten ist, über den Tag bis zur Mittagszeit abnimmt und zum 

Abend hin wieder zunimmt.  

 

Abbildung 19: Median der Geschwindigkeit im Tagesverlauf differenziert nach Wochentag 

 

Abbildung 18: Boxplot mittlere Geschwindigkeit monatlich differenziert 
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3.3.4 Luftliniendistanzen vs. Gefahrene Distanzen 

In den vorangegangenen Absätzen wurden Luftliniendistanzen untersucht, da diese für alle 

Anbieter berechnet werden können. Im folgenden Absatz wird kurz darauf eingegangen, 

wie diese Luftliniendistanzen sich von den tatsächlich gefahrenen Distanzen unterschei-

den. Da nicht von allen Anbietern Routen geliefert wurden, basiert die Untersuchung nur 

auf einem Teil der Fahrten, nämlich auf den Fahrten der Anbieter Bird, Bolt, Dott und Lime. 

Insgesamt machen diese 40 % der Fahrten aus. Der aus den vorliegenden Daten errech-

nete Quotient der Summen der gefahrenen Distanzen und der Luftliniendistanzen beträgt 

1,60. Das heißt, im Mittel wurden pro Kilometer Luftliniendistanz 1,6 Kilometer zurückge-

legt. Berechnet man diesen Quotienten für jeden Wert, liegt der Mittelwert bei 6,53 und 

der Median bei 1,27. Das heißt, dass bei der Hälfte der Fahrten 1,27 Kilometer oder weni-

ger pro Luftlinienkilometer zurückgelegt wurden. Der Mittelwert ist hier sehr hoch, da ge-

rade Test- und Spaßfahrten besonders ins Gewicht fallen. Denn wenn Roller in der Nähe 

der Ausleihpositionen auch wieder zurückgegeben wurden, dazwischen jedoch „im Kreis 

gefahren wurde“, werden die Quotienten sehr schnell sehr groß. Gerade für die ersten 

Monate liegen die Mediane der Quotienten deutlich höher, nach einer kurzen Eingewöh-

nungsphase hat sich der Median relativ konstant mit kleinen Schwankungen auf einem Ni-

veau eingependelt. Deshalb liegt hier die Vermutung nahe, dass gerade zu Beginn des Be-

triebs viele Testfahrten stattgefunden haben.  

3.4 Räumliche Analyse 

Für die räumliche Analyse werden zunächst die Start- und Endpunkte der Fahrten genauer 

analysiert, um herauszufinden, wo die Ausleih- und Rückgabehotspots sind. Dann wird nä-

her betrachtet, welche Quelle-Ziel-Beziehungen häufig auftreten und zuletzt, wie weit die 

Start- und Endpunkte jeweils von der nächstgelegenen ÖPNV-Haltestelle entfernt sind.  

3.4.1 Ausleih- und Rückgabehotspots 

Um zu untersuchen, wo sich Ausleih- und Rückgabehotspots befinden, wurde ein sechs-

eckiges Raster über das Stadtgebiet der Landeshauptstadt München gelegt. Das Raster hat 

eine Auflösung von 330 Metern, das heißt die Zentren zweier nebeneinander liegender 

Zellen liegen 330 Meter voneinander entfernt. In diesem Abschnitt werden zunächst die 

Startpunkte näher untersucht und dann die Endpunkte der Fahrten.  
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Insgesamt zeigt sich, je größer die Entfernung zu einer Haltestelle, desto weniger Fahrten 

finden statt. Der mit Abstand größte Anteil der Fahrten wurde innerhalb von 50 Metern zur 

nächsten Haltestelle gestartet und auch innerhalb von 50 Metern zu einer Haltestelle wie-

der beendet.  

Dies ist naheliegend, da die Haltestellendichte im Zentrum, wo die meisten Ausleihen und 

Rückgaben stattfinden, sehr hoch ist, besonders, wenn auch Bushaltestellen berücksichtigt 

werden. Wir gehen davon aus, dass E-Tretroller bei einer multimodalen Route in Verbin-

dung mit dem ÖPNV eher weniger genutzt werden, um zur nächsten Bushaltestelle zu fah-

ren, sondern eher um schienengebundene Systeme anzufahren.  

 

Um dies näher zu untersuchen, wurden Distanzen zwischen Start- und Endpunkten und 

Haltestellen schienengebundener Systeme berechnet. Diese sind in Abbildung 27 darge-

stellt. Hier verschiebt sich das Bild und der größte Anteil der Fahrten startet in einer Entfer-

nung von 50 bis 150 Metern von der nächstgelegenen Haltestelle. Ein Blick in die Platzie-

rungen der Haltestellen in OpenStreetMaps bietet die Erklärung. Für jede Haltestelle gibt 

es eine Punktkoordinate. Wenn die Ausgänge am vorderen und hinteren Ende der Halte-

stellen sind, wie es bei S- und U-Bahn häufig der Fall ist, sind die Eingänge oftmals mehr als 

Abbildung 26: Entfernungen zwischen Ausleihe und Abgabeorten und ÖPNV Haltestellen 

Abbildung 27: Entfernungen zwischen Ausleihe und Abgabeorten und Haltestellen schienengebundener Systeme 
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50 Meter vom Punkt entfernt, der die Haltestelle markiert. Dadurch, dass S-Bahnen deut-

lich länger sind, sind hier auch die Aufgänge noch weiter entfernt.  

Der helle Streifen bei 50 bis 150 Metern Entfernung sowohl bei den Start- als auch bei den 

Endpunkten bestätigt die Hypothese, dass E-Tretroller die Rolle eines Zubringers zu schie-

nengebundenen öffentlichen Verkehrsmitteln spielen und für die sogenannte „letzte 

Meile“ genutzt werden.  

Genauso ist davon auszugehen, dass auch ein großer Teil der Fahrten nicht mit dem ÖPNV 

in Verbindung steht. Nämlich der Anteil der Fahrten, bei denen sowohl der Start- als auch 

der Endpunkt mehr als 150 Meter von der nächsten Haltestelle entfernt ist.  

3.5 Umweltanalyse 

3.5.1 Relokation und Zeit zwischen zwei Fahrten 

Basierend auf dem Potential der Status Changes, war eigentlich geplant, Relokations- bzw. 

Werkstattfahrten, sowie Ladezyklen näher zu betrachten. Aufgrund des Fehlens bzw. der 

mangelnden Qualität der Status Changes, war das allerdings nicht möglich. Jedoch ist es 

gelungen, basierend auf dem Vergleich des Endes der vorangegangenen Fahrten zum 

Startpunkt der aktuellen Fahrt, Erkenntnisse über Relokationen zu gewinnen. So konnten 

auch Einblicke gewonnen werden, wie viel Zeit zwischen zwei Fahrten mit einem Leih-E-

Tretroller verstrichen ist.  

Eine Relokation wurde angenommen, wenn die Startposition der Fahrt nicht identisch mit 

der Endposition der vorherigen Fahrt ist und die Distanz dazwischen mehr als 200 Meter 

beträgt. Dabei kann nicht unterschieden werden, ob die Relokalisierung beabsichtigt war, 

oder ob sie auf Grund einer Wartung oder Aufladung an der Station stattgefunden hat.  

Insgesamt haben 16% der Fahrten mit einem relokalisierten E-Tretroller stattgefunden. Die 

mittlere Standzeit (Median) eines E-Tretrollers zwischen zwei Fahrten beträgt 2,7 Stunden.  

Die meisten Relokationen finden in Zentrumsnähe statt. In den Außengebieten starten und 

enden deutlich weniger Fahrten, weshalb die Relokalisierungen pro Zelle hier ebenfalls 

deutlich geringer sind.  

 

Starts der Relokalisierungen Enden der Relokalisierungen 

  

Abbildung 28: Heatmaps der Start- und Endpunkte von Relokalisierungen 

Da auch hier wieder die Start- und Endpunkte ein sehr ähnliches Bild zeigen, wird in Abbil-

dung 29 die Differenz zwischen Start- und Endpunkten abgebildet. Für jede Zelle wurde die 
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3.5.2 Ökologische Effekte 

Die Anbieter wurden gebeten, einen Fragebogen (siehe Anhang) hinsichtlich ökologischer 

Rahmenbedingungen (Produktion, Verwertung, Lebensdauer) ihrer Flotte auszufüllen. Lei-

der war der Rücklauf sehr gering und auch bei den drei zurückgesendeten Fragebögen war 

die Antwortqualität so uneinheitlich, dass insgesamt keine gesicherten Schlüsse daraus ge-

zogen werden können.  

Die Idee, ökologische Effekte aus den Relokationen zu berechnen, zeigte sich aufgrund der 

der unterschiedlichen Ansätze der einzelnen Anbieter als zu ungesichert im Aussagegehalt. 

Manche Anbieter haben beispielsweise die Münchner Flotte komplett erneuert und die 

vorherigen Fahrzeuge in anderen Städten platziert.  

Während der Zeit in München wurden die Fahrzeuge durchschnittlich für 171 Fahrten ge-

nutzt. Der Median der Einsatzdauer liegt bei 33,7 Stunden. Vor dem Hintergrund, dass 

diese Informationen nicht den gesamten Lebenszyklus der Fahrzeuge abdecken und Infor-

mationen über die Verwendung vor und nach dem Einsatz in München nicht vorhanden 

sind, ist eine tiefergehende Analyse leider nicht zielführend. 

Vor diesem Hintergrund ist es leider nicht möglich, ökologische Effekte aus Produktion und 

Verwertung unter Berücksichtigung der Lebensdauer zu berechnen. Die Gründe hierfür 

sind vielseitig. Zum einen liegen den Verfassern der Studie keine gesicherten und umfängli-

chen Daten vor. Die vorliegenden Daten beschränken sich auf den Untersuchungsraum 

München. Nach Angaben der Anbieter wurden die Flotten in München jedoch zwischen-

zeitlich ausgewechselt und in anderen Städten weiterverwendet, sodass keine Rück-

schlüsse auf die gesamte Lebensdauer gezogen werden können.  

Zum anderen ist die Berechnung der ökologischen Effekte sehr komplex und hängt von ei-

ner Vielzahl von direkten und indirekten Einflussfaktoren ab. So macht es beispielsweise 

nicht nur einen Unterschied, mit welchem Verkehrsmittel die E-Tretroller eingesammelt 

werden, sondern auch das Modell, Antriebstechnik und Alter spielen eine Rolle.  

Bisherige Berechnungen in der Literatur verfolgen verschiedene Ansätze, um diese zu 

quantifizieren. Das führt zu unterschiedlichen Ergebnissen und führt dazu, dass die Werte 

nicht vergleichbar sind.  

Versuche der Beantwortung folgender Fragen scheiterten daher aufgrund nicht vorhande-

ner Eingangsinformationen: 

• Wie lange ist ein E-Tretroller im Einsatz?  

• Wie viele Kilometer werden insgesamt mit einem E-Tretroller gefahren? 

• Wie viele Betriebsstunden hält ein E-Tretroller?  

Für eine aussagekräftige Analyse müsste zum einen der Untersuchungszeitraum ausgewei-

tet werden, eine zweijährige Betriebsdauer erscheint zu kurz. Zudem wären hier vollstän-

dige Informationen über die Lebenszeit der E-Tretroller-Flotten notwendig. 

  

Abbildung 30: Boxplot Wartezeit zwischen zwei Fahrten eines Rollers 
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4. Anmeldungen, Nutzungshäufigkeit und 
Nutzungszwecke 

4.1 Anmeldungen bei Leih-E-Tretrolleranbietern 

76% der Münchner:innen der Repräsentativbefragung zwischen 16 und 80 Jahren waren 

zum Zeitpunkt der Erhebung bei keinem Anbieter für Leih-E-Tretroller angemeldet, 11% 

bei einem, 6% bei zwei Anbietern und ebenfalls 6% bei drei und mehr Anbietern (siehe Ab-

bildung 31). 

Auffällig: Insgesamt waren zum Erhebungszeitpunkt 23% der Bürgerinnen und Bürger bei 

mindestens einem Anbieter angemeldet, 27% der Münchner Männer, aber nur 19% der 

Frauen sowie immerhin 39% der unter 35-Jährigen, aber nur 6% der über 55-Jährigen. Von 

den Bürger:innen ohne Pkw im Haushalt waren 26% bei wenigstens einem Anbieter regis-

triert, von denen mit Pkw nur 22%. Und: Von den Bewohner:innen der Innenbezirke, dem 

hauptsächlichen Nutzungsgebiet der Leih-E-Tretroller, waren 29% bei mindestens einem 

Anbieter registriert, von den Außenbezirksbewohner:innen 20%. 

Die Befragungsteilnehmenden der Nutzendenbefragung sind im Schnitt bei rund 2,8 der 

fünf in der Befragung abgefragten Anbieter registriert. Aus der Nutzendenbefragung konn-

ten wir folgende Verteilung ermitteln: Zum Zeitpunkt der Erhebungen waren 22% bei ei-

nem, 23% bei zwei und 22% bei drei Anbietern registriert. 17% bei vieren und 15% sogar 

bei fünf und mehr Leih-E-Tretroller-Anbietern. Zwischenfazit: Die Nutzenden sind überwie-

gend anbieterübergreifend registriert: Mehr als drei Viertel sind bei mindestens zwei An-

bietern angemeldet. 

Die meisten Nutzenden und die „Angemeldeten“ aus der Kontrollgruppenbefragung waren 

zum Zeitpunkt der Erhebung jeweils schon über ein Jahr bei mindestens einem der Anbie-

ter registriert: 67% der Nutzenden und 61% der registrierten Kontrollgruppenangehörigen.  
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4.3 Nutzungszwecke 

Hinsichtlich der Nutzungszwecke ergeben sich z. T deutliche Unterschiede zwischen den 

realisierten Erhebungsmethoden. Das betrifft v. a. die Nutzungsgründe „Spaßfahrt“ und 

„Fahrten zur Arbeit oder Ausbildung“, die in den Kurzinterviews, die unmittelbar nach 

Fahrtende von den Nutzenden ausgefüllt wurden, häufiger genannt wurden als in den Lan-

ginterviews, zu denen per E-Mail eingeladen wurde. Denkbar ist, dass mit dem längeren 

zeitlichen Abstand zur letzten Fahrt in den Langinterviews im Sinne einer sozialen Er-

wünschtheit für die letzte Fahrt ein „gesellschaftlich akzeptablerer Zweck“ ausgewählt 

wurde. 

Sowohl in der Kurz- (28%) als auch in der Langbefragung (21%) stellen Fahrten zur Arbeit 

oder Ausbildung den am häufigsten genannten Nutzungsgrund dar (siehe Abbildung 34). 

Von Bedeutung sind zudem Fahrten zu Besuchen von / Treffen mit Verwandten, Bekannten 

oder Freunden (21% / 18%) sowie Fahrten für Einkäufe und Besorgungen (18% /20%). 

 

Abbildung 34: Nutzungsgründe (1) 

In Ergänzung zu den Analysen in Kap. 3.4.3 kann anhand der Befragungen davon ausgegan-

gen werden, dass mit zwischen 8% und 11% durchaus ein relevanter Anteil der Fahrten mit 

der Nutzung des ÖPNV in Verbindung steht (Abbildung 35). 
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Abbildung 35: Nutzungsgründe (2) 

Betrachtet man die Nutzungszwecke der drei in Kap. 4.2 dargestellten Nutzungstypen3 er-

geben sich ebenfalls Unterschiede. Von den „Heavy-Usern“ nennen rund 34% der Befrag-

ten die Fahrt zur Arbeit oder Ausbildung als Nutzungsgrund, gefolgt von Fahrten für Ein-

käufe und Besorgungen (22%) sowie zum Erreichen von Haltestellen des ÖPNV (20%). 

Spaßfahrten (2%) sowie das Aufsuchen einer Freizeitlokalität (7%) spielen in dieser Teil-

gruppe hingegen kaum eine Rolle (Abbildung 36/Abbildung 37). 

 

Abbildung 36: Nutzungszwecke nach Nutzungstyp (1) 

                                                                 
3 Die Bildung von Nutzungstypen war nur für Befragungsteilnehmende der Hauptbefragung möglich 
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Abbildung 37: Nutzungszwecke nach Nutzungstyp (2) 

Auch in der Nutzendengruppe „Anbieterpräferenz“ sind Fahrten zur Arbeit oder Ausbil-

dung mit rund 25% der am häufigsten genannte Nutzungsgrund. Weitere wichtige Nut-

zungsgründe sind Besuche bei Verwandten / Freunden (22%) und Fahrten für Einkäufe und 

Besorgungen (18%). Auch in dieser Gruppe stellen Spaßfahrten (8%) einen eher unterge-

ordneten Nutzungsgrund dar. 

In der Gruppe der „Gelegenheitsnutzenden“ weicht hingegen Rangfolge der Nutzungs-

gründe von den beiden anderen Teilgruppen ab: Der Besuch von Freunden oder Verwand-

ten (20%) wird hier, gefolgt von Einkäufen und Besorgungen (18%) am häufigsten als Nut-

zungsgrund genannt. Das Aufsuchen einer Freizeitlokalität (17%) und Spaßfahrten (15%,) 

haben als „Vergnügung“-Nutzungsgründe für diese Nutzenden einen deutlich höheren 

Stellenwert. 

Für die jeweils letzte Fahrt wurde bei den Nutzenden zudem erhoben, welche Gründe für 

die Nutzung eines Leih-E-Tretrollers entscheidend waren (Abbildung 38). In allen Nutzen-

dengruppen entfallen dabei die häufigsten Nennungen auf die Angabe, dass das Ziel mit 

einem E-Tretroller am schnellsten zu erreichen ist (alle Befragten: 47%). Es folgen: „Spaß 

am Fahren“ (40%), Bequemlichkeit (39%), die spontane Fahrzeugverfügbarkeit (28%) und 

die Begründung, dass das Ziel mit dem ÖPNV schlechter erreichbar gewesen wäre (14%). 

7% zogen den E-Tretroller dem ÖPNV vor, da dieser coronabedingt als zu unsicher einge-

stuft wurde.  Im Vergleich der Nutzendentypen untereinander nennen die „Heavy-User“ 

seltener die Gründe „Spaß am Fahren“ und „spontane Verfügbarkeit“, häufiger hingegen 

die Aussagen „Das Ziel wäre mit dem ÖPNV schlecht erreichbar gewesen“, „die Fahrt mit 

dem ÖPNV wäre coronabedingt zu unsicher gewesen“ und „mehrere anzufahrende Ziele“. 

In dieser zahlenmäßig jedoch kleinsten Gruppe ist der E-Tretroller offensichtlich bereits 

sehr gut in die täglichen Wegeketten integriert und ergänzt den ÖPNV. 
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Abbildung 38: Gründe für E-Tretroller-Nutzung 
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Betrachtet man E-Tretroller als ein Verkehrsmittel für die sog. „letzte Meile“, so werden 

diese Wege bisher (ohne E-Tretroller) ganz überwiegend zu Fuß zurückgelegt. Angesichts 

der Anteile des Pkws an Wegen mit typischer Fahrdistanz der E-Tretroller ist nicht zu er-

warten, dass durch das neue Angebot ausschließlich Pkw-Fahrten substituiert werden. 

In der Summe sind die ermittelten Verlagerungseffekte dahingehend zu bewerten, dass 

durch die E-Tretroller allgemein die Mobilitätsoptionen verbessert werden. Es ist davon 

auszugehen, dass die Nutzung von Leih-E-Tretrollern einerseits zwar v. a. zu Lasten des 

ÖPNV erfolgt und dass es zudem zu Verlagerungen des Fußverkehrs kommt. Andererseits 

berichten insbesondere die Nutzenden von Leih-E-Tretrollern auch von einer Substitution 

der Pkw-Nutzung. Vor dem Hintergrund der bisherigen Anteile des Pkw am Modal Split an 

Wegen der letzten Meile sind die gemessen Pkw-Substitutionseffekte als außerordentlich 

hoch einzuschätzen. Relevant in der Bewertung ist hier auch, dass bei den Nutzungsgrün-

den für den E-Tretroller 14% der Nennungen darauf entfallen, dass das jeweilige Ziel mit 

dem ÖPNV schlechter erreichbar gewesen wäre. Die E-Tretroller tragen somit zumindest 

teilweise dazu bei, den ÖPNV auf bisher weniger optimal abgedeckten Verbindungen zu ver-

bessern. 

Insgesamt können keine eindimensionalen Verlagerungseffekte gemessen werden: Die Nut-

zung von Leih-E-Tretrollern hat Auswirkungen auf alle anderen Verkehrsmittel, sowohl un-

erwünschte (bezogen auf den Umweltverbund), als auch erwünschte (den motorisierten 

Individualverkehr betreffend). 
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Teil C: Verkehrssicherheit 

7. Unfallgeschehen und Verbesserungspotenziale 

Zum Themenbereich Verkehrssicherheit wurden zum einen die zur Verfügung gestellten 

Informationen zu polizeilich gemeldeten Unfällen herangezogen. Zudem wurde im Rahmen 

der Befragungen nach selbst erlebten Unfallgeschehen befragt. 

Als weitere Quelle wurde im Rahmen der qualitativen Stakeholderinterviews mit Vertre-

tern der Polizei, des ADFC, des Fuss e. V., mit Interessensvertretern behinderter Menschen 

sowie den Anbietern durchgeführt. 

7.1 Polizeilich gemeldete Unfälle 

E-Tretroller sind erst seit Inkrafttreten der Verordnung für Elektrokleinstfahrzeuge (eKFV) 

am 15. Juni 2019 zum Straßenverkehr in Deutschland zugelassen. Die Nutzerinnen und 

Nutzer müssen, so weit vorhanden, Fahrradwege oder Schutzstreifen nutzen. Ansonsten 

sollen sie auf Fahrbahnen oder Seitenstreifen ausweichen, die Nutzung der Gehwege ist 

verboten. Einen Führerschein brauchen die Fahrerinnen und Fahrer von E-Tretrollern nicht, 

sie müssen aber mindestens 14 Jahre alt sein. Es gilt die 0,5-Promille-Alkoholgrenze. Unter 

21-Jährige und Führerschein-Neulinge dürfen sich keinen Alkoholkonsum erlauben, wenn 

sie E-Tretroller fahren wollen. 

Im Jahr 2020 registrierte die Polizei in Deutschland insgesamt 2.155 Unfälle mit E-Tretrol-

lern, bei denen Menschen verletzt oder getötet wurden. Dabei kamen insgesamt fünf 

Menschen ums Leben, 386 wurden schwer und 1.907 leicht verletzt (Statistisches Bundes-

amt, 2021). Die Zahlen erlauben einen Vergleich mit anderen Verkehrsmitteln, beispiels-

weise Fahrrädern: Im Jahr 2020 hat die Polizei deutschlandweit 92.273 Unfälle mit Perso-

nenschaden registriert, an denen Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer beteiligt waren. 

426 Fahrradfahrerinnen und -fahrer kamen dabei ums Leben, 17.084 wurden schwer und 

74.763 leicht verletzt (Statistisches Bundesamt, 2021). 

In der LH München registrierte die Polizei 239 Unfälle mit E-Tretrollerbeteiligung im Zeit-

raum vom 1. Juni 2019 bis 28. Februar 2021. Davon fanden 108 Unfälle im Jahr 2019 von 

Juni bis Dezember, 121 Unfälle im Jahr 2020 und zehn Unfälle in 2021 von Januar bis Feb-

ruar statt (Tabelle 2). Mit Fahrradbeteiligung gab es in München 5.143 Unfälle: 1.879 im 

Jahr 2019 von Juni bis Dezember, 3.080 im 2020 und 184 im 2021 von Januar bis Februar 

(Tabelle 2). Es ist nicht möglich zu beurteilen, ob die Unfälle mit privaten oder Sharing-

Fahrzeugen stattgefunden haben.  

Im Zeitraum von Juni 2019 bis Februar 2020 waren in der LH München insgesamt bei den 

Unfällen mit E-Tretrollern 18 Personen schwer und 167 leicht verletzt. Bei den Unfällen mit 

Fahrradbeteiligung waren 522 schwer und 4.420 Menschen leicht verletzt. Die ausgewer-

teten Daten gaben kein Überblick über Verletzungsarten bei Unfällen mit E-Tretrollern. In 
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Deutschland waren Kopfverletzungen, leichte Prellungen mit Schürfwunden, Weichteilver-

letzungen der Extremitäten die häufigsten Verletzungsarten (Uluk, 2020). Trotz des Risikos 

schwerer Kopfverletzungen erfolgt die Nutzung der E-Tretroller ohne Einweisung und eine 

Pflicht zum Tragen eines Schutzhelms besteht nicht (Statista, 2020). 
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6. – 12.2019 7 3.8 185 3.7 75 40.5 1628 32.9 

1. – 12.2020 11 5.9 318 6.4 85 45.9 2641 53.4 

1. – 2.2021 - - 19 0.4 7 3.8 151 3.1 

Summe 18 9.7 522 10.6 167 90.3 4420 89.4 

Tabelle 2: Verletzungsgrad der Personen bei den Unfällen mit E-Tretroller- und Fahrradbeteiligung in München 

Deutschlandweit steigt die Zahl der E-Tretroller- und Fahrrad-Unfälle erwartungsgemäß im 

Frühjahr und Sommer an (Statistisches Bundesamt, 2021). Auch in München konnte man 

die Steigerung der Unfallanzahl mit E-Tretroller- und Fahrräderbeteiligung in warmen Mo-

naten und eine Abnahme in kalten Monaten beobachten (Abbildung 45). In 82% der Un-

fälle mit E-Tretrollerbeteiligung war die Straße trocken, und in 18% nass oder feucht. Bei 

den Unfällen mit Fahrradbeteiligung war die Straße in 16% nass oder feucht. 

 

Abbildung 45. Anzahl der Unfälle mit E-Tretroller- und Fahrradbeteiligung nach Monaten in München (Juni 2019 - 
Februar 2021). 

Für den analysierten Zeitraum war die kumulierte Anzahl der Unfälle mit Fahrradbeteili-

gung in München zwanzigmal höher als mit E-Tretrollerbeteiligung. Dennoch liegt der mo-

natliche Durchschnitt (Median) der Unfälle von E-Tretrollern pro einer Million E-Tretroller-

buchungen in München bei 50,41. Zum Vergleich: Im Jahr 2018 lag die mittlere Anzahl der 

Unfälle von Radfahrern pro einer Million Wege mit dem Rad in München bei 9,1 (Green-
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peace, 2018). Am häufigsten passierten die Unfälle mit E-Tretrollern in München im Zeit-

raum von Juni 2019 bis Februar 2021 im Stadtzentrum (Abbildung 46). Die Unfallhotspots 

waren Hauptbahnhof, Altstadt, Münchner Freiheit und Giselastraße.  

 

Abbildung 46. Standorte der Unfälle mit E-Tretrollerbeteiligung im Zeitraum von Juni 2019 bis Februar 2021. 

Das häufigste Fehlverhalten bei E-Tretroller-Fahrer:innen war das Fahren unter Alkoholein-

fluss (57 Fehlverhalten oder 23,84%). Die E-Tretrollerunfälle unter Einfluss anderen Sub-

stanzen passierten in 1,25% der Fälle. Zum Vergleich: Im selben Zeitraum war Alkoholein-

fluss bei Fahrradfahrenden in 4,53% der Fälle. Deutschlandweit war im Jahr 2020 das Fah-

ren mit dem E-Tretroller unter Alkoholeinfluss eine Unfallursache in 18,3% der gesamten E-

Tretrollerunfälle, und bei Fahrradfahrenden - 7,1% (Statistisches Bundesamt, 2021). Die Un-

fälle mit den E-Tretrollern in München waren gleichmäßig über die Wochentage verteilt 

(Abbildung 47). Die Gesamtanzahl der Unfälle steigt leicht am Freitag und Samstag. Am 

Donnerstag gab es mehr E-Tretrollerunfälle unter Alkoholeinfluss (54,83% der E-Tretroller-

unfälle am Donnerstag). Mit dem Fahrrad passierten mehr Unfälle in München von Mon-

tag bis Freitag in Relation zu Samstag und Sonntag. 

Während dem analysierten Zeitraum waren die Unfälle mit E-Tretrollerbeteiligung in Mün-

chen gleichmäßig über den Tag verteilt (21,75% von 0 bis 7 Uhr, 21,75% von 7 bis 13 Uhr, 

33,89% von 13 bis 19 Uhr, 22,59% von 19 bis 0 Uhr). Tagsüber stieg die Unfallanzahl ohne 

Alkoholeinfluss zwischen 11 – 12 Uhr und zwischen 17 – 19 Uhr. Die Mehrheit der Unfälle 

unter Alkoholeinfluss passierte nachts im Zeitraum von 23 bis 3 Uhr. Mit dem Fahrrad pas-

sierten mehr Unfälle tagsüber und abends als in der Nacht (4,89 % von 0 bis 7 Uhr, 32,89 % 

von 7 bis 13 Uhr, 47,11 % von 13 bis 19 Uhr, 15,08 % von 19 bis 0 Uhr). Spitzenstunden der 

Unfallanzahl mit Fahrradbeteiligung sind morgens (7 – 9 Uhr), mittags (12 –14 Uhr), und 

abends (16 – 19 Uhr). Ähnlich wie bei den Unfällen mit E-Tretrollerbeteiligung erfolgten 

Unfälle unter Alkoholeinfluss eher nachts im Zeitraum von 23 bis 3 Uhr (Abbildung 47). 

48,24% der Unfälle mit E-Tretrollerbeteiligung passierten während der Dämmerung und 

Dunkelheit. Die Mehrheit der Unfälle mit Fahrradbeteiligung passierte bei Tageslicht und 

nur 18,86 % – bei Dämmerung und Dunkelheit. 
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Abbildung 47. Gesamtsumme der Unfälle mit E-Tretroller- und Fahrradbeteiligung pro Wochentag und Uhrzeit im 
Zeitraum von Juni 2019 bis Februar 2021. 

E-Tretroller-Fahrende, die in einen Unfall verwickelt sind, gibt es in allen Altersgruppen, die 

meisten sind jedoch eher jünger: in dem analysierten Zeitraum waren 78,17% von ihnen 

jünger als 40 Jahre, 54,3 % waren sogar jünger als 30 Jahre (Abbildung 48). Dagegen waren 

nur 10,65% der E-Tretroller-Nutzenden älter als 50 Jahre. Zum Vergleich: Bei den Unfallbe-

teiligten, die mit dem Fahrrad oder Pedelec unterwegs waren, war der Anteil in dieser Al-

tersgruppe mit 33,01 % deutlich höher. Gleichzeitig war nur die Hälfte (52,24%) von ihnen 

jünger als 40 Jahre, nur 32,48% waren jünger als 30 Jahre. Einen ähnlichen Trend beobach-

tete man in Deutschland in 2020: Unfallbeteiligte E-Tretroller-Fahrende waren vergleichs-

weise jung, Fahrrad-Fahrende eher älter (Statistisches Bundesamt, 2021).  

Von den 239 E-Tretroller-Unfällen mit Personenschaden waren 40,16% Alleinunfälle – das 

heißt, es gab keinen Unfallgegner (Abbildung 49). 53,97% der E-Tretrollerunfälle passierten 

mit 2 Beteiligten, 5,84% mit 3 oder mehr Beteiligten. Meist waren weitere Beteiligte bei 

den Unfällen mit E-Tretrollern eine Autofahrerin oder ein Autofahrer (107 Unfälle). Zum 

Vergleich waren 19,69% von den Fahrrad-Unfällen Alleinunfälle. 74,89% der Fahrradunfälle 

waren mit 2 Beteiligten, 5,38% - mit 3 oder mehr Beteiligten. Auch bei den Fahrradunfällen 

mit mehreren Beteiligten waren PKWs als weitere Beteiligte am häufigsten (2.936 Unfälle). 

698 Fahrradunfälle passierten mit der Teilnahme von 2 Fahrradfahrern (Abbildung 49).   
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Abbildung 48. Alter der Beteiligten bei E-Tretroller- und Fahrradbeteiligung im Zeitraum von Juni 2019 bis Februar 
2021. 

 

Abbildung 49. Beteiligten Personen bei den Unfällen mit E-Tretrollern und Fahrrädern in München von Juni 2019 
bis Februar 2021 
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ist. Die Vermutung dahinter ist, dass die Fahrzeuge insbesondere auf der bestehenden Ver-

kehrsfläche zu wenig beherrscht werden. Aufgrund der kleinen Räder seien Unebenheiten 

umso riskanter. Ein weiteres Problem beim Handling sei der fehlende Blinker. Um den 

Fahrtrichtungswechsel anzuzeigen, müssen E-Tretroller-Fahrende die Hand vom Lenker lö-

sen und führen dadurch erheblich unsicherer. Fahrpraxis helfe hier erheblich. Er stellt aber 

auch die Frage, ob Fahrer nicht doch eine Prüfbescheinigung bräuchten. Ein weiteres Fak-

tum, das die Alleinunfälle miterklären kann – wenn auch nicht primär – sei eine mangelnde 

Verkehrstüchtigkeit. Bei Verkehrsüberwachungen falle eine hohe Anzahl alkoholisierter 

Fahrer auf, insbesondere bei saisonalen Highlights wie dem Oktoberfest. 

Ein besonderes Problem stellten die Alleinunfälle auch deswegen dar, weil das Verletzungs-

bild bei E-Tretroller-Nutzenden im Verkehrsunfall gravierend sei: viele Kopfverletzungen 

und Verletzungen im Oberkörperbereich seien festzustellen, da die Fahrenden bei Unfällen 

über den Lenker geschleudert würden und nicht wie beim Fahrrad noch ein Stück weit 

durch die Position auf dem Sattel gebremst würden. Hier sei eine Helmpflicht zu überden-

ken.  

Insgesamt wird in den Stakeholder-Interviews erläutert, dass viele potenzielle Nutzende 

auf E-E-Tretroller nicht zurückgreifen, weil sie Bedenken hinsichtlich Handling und Sicher-

heit haben. Die Nutzendengruppen könnten, so eine Ansicht von Behindertenbeauftrag-

ten, erweitert werden, wenn ein zweites Vorderrad den Roller stabilisieren würde. Dies 

könnte nicht zuletzt auch die Stabilität des stehenden Gefährts erhöhen.  

Sind andere Verkehrsmittel und -teilnehmende in Unfälle involviert, so seien dies vor allem 

Radfahrende. Verkehrskonflikte mit Radfahrenden sind häufiger als mit fahrenden PKW 

nicht zuletzt, weil diese sich die Infrastruktur teilen. Dies wird nicht zuletzt dadurch erklär-

lich, weil hier ein erhöhtes Verkehrsaufkommen stattfindet – laut ADFC ist der Radverkehr 

2020 um 25% gestiegen – und dies übersteigt die Kapazitäten der derzeit vorhandenen Inf-

rastruktur. Der verknappte Raum sorgt für ein höheres Potential an konfliktiven Begegnun-

gen. In dieser räumlichen Begrenzung sehen die meisten Stakeholder daher ein erhebli-

ches Problem.  

PKW spielen hier eine sehr untergeordnete Rolle in der Unfallstatistik mit E-Tretrollern und 

dann eher so, dass E-Tretrollerfahrende gegen parkende PKW fahren. 

Für verkehrswidriges Verhalten wie Gehwegfahrten liegen der Polizei keine belastbaren Da-

ten vor, da sie meist durch eine mündliche Mahnung beendet und nicht geahndet werden.  

7.2.3 Sicherheit und Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmender 

In der Unfallstatistik stechen Unfälle, die durch unrechtmäßiges Fahren auf dem Gehweg 

oder durch ruhende E-Tretroller entstehen, nach Angaben der Polizei nicht heraus. Hierbei 

stellt sich jedoch die Frage, inwiefern eine Gefährdung auch zur Anzeige gebracht wird.  

Die Befragung der Nutzenden unterstreicht dies. Aufgrund der geringen Fallzahl, d.h. nur 

neun Personen in der Kontrollgruppe und 31 Nutzende, die angaben, einen Unfall gehabt 

zu haben, können diese Daten nur als Trend gelesen werden (Abbildung 51). Dieser Trend 
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Teil D: Allgemeine Bewertungen des Angebots 

8. Einschätzungen aus Interviews mit 
Stakeholdern 

8.1 Methodik 

Die Stakeholder-Interviews wurden als leitfadengestützte Gruppeninterviews geführt. Nur 

die Interviews mit MVV und Polizei erfolgten als Einzelinterviews. Bei den Anbietern waren 

fünf Unternehmen präsent. Handel und Industrie waren mit je einem Vertreter in einem 

gemeinsamen Interview anwesend, auch FUSS e.V. und ADFC wurden gemeinsam inter-

viewt und ebenso Repräsentanten von drei Interessensvertretungen behinderter Men-

schen6. Der Leitfaden umfasste die zwei übergeordneten erzählgenerierenden Fragen: 

• Welche Chancen und Probleme sehen Sie bei E-Tretrollern für München? 

• Was würden Sie sich wünschen, wie sähe es ideal aus? 

Im Interviewverlauf wurden Chancen und Risiken hinsichtlich sozialer Gerechtigkeit, Sicher-

heit, Nutzungsverhalten, Konflikten, Umweltfreundlichkeit und Ökonomie weiter nachge-

fragt sowie die Einflüsse verschiedener Akteure wie Nutzende, Stadtgesellschaft, LHM und 

Gesetzgebung für die zukünftige ideale Situation erfragt.  

Die Interviews wurden per online Videotool geführt, aufgezeichnet und transkribiert. Nur 

das Interview mit der Polizei wurde über Telefon geführt und parallel verschriftlicht, wobei 

auf eine möglichst wortgetreue Mitschrift geachtet wurde. Die Interviews dauerten zwi-

schen 40 und 70 Minuten.  

Die Auswertung der Interviews erfolgte inhaltsanalytisch anhand der oben skizzierten The-

menblöcke. Durch die offenen Leitfadenfragen konnten die unterschiedlichen Schwer-

punktsetzungen der Interviewten zur Geltung kommen und für die Analyse genutzt wer-

den.  

8.2 Aktuelle Probleme und zukünftige Chancen  

8.2.1 Chancen im Überblick 

Auch wenn alle Stakeholder grundsätzlich Chancen durch die E-Tretroller sehen, werden 

diese Chancen zu einem nicht unerheblichen Teil als erst zukünftig realisierbar gewertet. 

                                                                 
6 Bereits die Bereitschaft zur Interviewteilnahme ist ein wichtiges Datum, da dies die Relevanz des 
Themas im Horizont der Interviewten zeigt. So wurden zunächst Ansprechpartner im Bereich Touris-
mus angefragt, von denen kein Interesse signalisiert wurde. Stattdessen wurde die IHK mit der Bitte 
um Kontakte zu privatwirtschaftlichen Organisationen angeschrieben. Hier bestand sofortige Bereit-
schaft Interviewpartner aus Handel und Industrie zu vermitteln, welche ebenso zügig Termine zusag-
ten.  
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Aktuelle Vorteile werden zu einem wesentlich geringeren Anteil genannt als zukünftige 

Chancen und aktuelle Probleme.  

Als Chance wird von den Stakeholdern z.T. bereits erlebt, z.T. mit Gewissheit erwartet und 

z.T. nur erhofft, dass E-Tretroller einen Beitrag zur Verkehrswende liefern können, indem 

sie 

• eine individuell flexible Mobilitätsform darstellen, 

• eine schnelle Bewältigung kurzer Strecken ermöglichen, 

• einen geringen Flächenverbrauch haben, 

• ohne Planungsvorläufe Verbindungslücken in ÖPNV-Netzen überbrücken können, z.B. 

zwischen U-Bahn und S-Bahn-Ästen, 

• einen geringen Kraftaufwand erfordern und 

• damit verbunden auch Menschen mit Mobilitätseinschränkungen oder Atemnot eine 

Möglichkeit bieten, kurze Strecken zu öffentlichen Verkehrsmitteln und längere Stre-

cken in Fußgängerbereichen zu bewältigen.   

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass ihre Chancen darin gesehen werden, zu einem Teil 

des Umweltverbundes zu werden, als schnelle und kraftschonende Zubringer fungieren 

und hier Lücken des ÖPNV auszugleichen zu können, wodurch insgesamt antizipiert wird, 

dass sie durch Bequemlichkeit und Schnelligkeit Autofahrten ersetzen können. Dabei wird 

ein Stück weit auch der Spaß-Faktor als Chance für den Ersatz von Autofahrten begriffen:  

„Ich persönlich nutze die ganz häufig, denn in der Innenstadt von München mit dem 

Auto zu fahren ist eine Quälerei, (…). Ich nutze sie oft, finde sie auch schnell und be-

quem.“ (Interview Handel & Industrie) 

„finde es super, wenn die Leute Spaß im Straßenverkehr haben, weil auch als Autofah-

rer ist man ja unbefriedigt, wenn man nur im Stau steht.“ (Interview ADFC & Fuß e.V.) 

Zum zweiten liegt die Chance darin, Menschen Mobilität zu ermöglichen, die bestimmte 

Strecken nicht zu Fuß bewältigen können. Dies steht einerseits in Verbindung mit der Ver-

kehrswende, d.h. dass Wege zu öffentlichen Verkehrsmitteln für diese Menschen möglich 

werden und sie so auf Autofahrten verzichten können, zum anderen wird die Chance hier 

in der Ergänzung von langsam fahrender Mikromobilität in Fußgängerbereichen gesehen. 

Diese Chance ist jedoch aktuell auf privat angeschaffte E-Tretroller beschränkt, da hier eine 

deutlich reduzierte Geschwindigkeit Voraussetzung ist. Die von Verleihfirmen angebotenen 

Fahrzeuge sind hierfür nicht nutzbar. 

Aktuelle Vorteile haben sie nach Aussagen der Stakeholder vor allem für diejenigen,  

• die sich auf kürzeren Strecken Fußwege ersparen und so schneller und angenehmer 

am Ziel sind  

• kurze Autofahrten durch die E-Tretroller ersetzen 

• durch COPD oder Muskelschwächen (bei gleichzeitigem gutem Gleichgewichtssinn) 

Wege bewältigen können, die zu Fuß nicht mehr möglich wären 

Als Voraussetzung gilt hier entweder die Anschaffung eines privaten, möglichst klappbaren 

Vehikels, dass im ÖPNV oder im Kofferraum des privaten PKW mitgenommen werden kann 
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oder die körperliche Fitness und finanzielle Abbildbarkeit, um die Sharing-Fahrzeuge zu 

nutzen.  

Die Abwehrhaltung von Bevölkerung und Verwaltungen gegenüber E-Tretrollern wird von 

mehreren Stakeholder-Gruppen als wichtiges Hindernis für eine sinnvolle Integration in 

den Verkehrsmix gesehen. 

„Deswegen ist es schwierig Pilotprojekte initiieren. Das ist Überzeugungsarbeit in Ver-

waltung & Politik, die geleistet werden muss.“ (Interview MVV) 

8.2.2 Probleme im Überblick 

Während die Chancen vor allem als zukünftige Integration in die Verkehrswende angenom-

men werden, werden die Probleme als aktuelle Herausforderung beschrieben, die regula-

torisch, infrastrukturell und technisch lösbar erscheinen. Es wird von allen Stakeholdern 

angenommen, dass die Problemlösung auch von Seiten der Landeshauptstadt, des Frei-

staats Bayern, der Bundesrepublik und nicht zuletzt von den Betreibern angegangen wer-

den müsse.  

Der Überblick über alle Stakeholder-Interviews hinweg zeigt, dass die aktuelle Situation als 

ungenügend strukturierte Erprobungsphase erscheint.  

• Die ohnehin schon erhebliche Flächennutzungskonkurrenz auf Geh- und Radwegen 

wird durch die E-Tretroller problematisch verschärft.  

• Die aktuellen Regelungen, Fahrzeuge und Verleihsysteme bieten (nur) ein weiteres 

Verkehrsmittel für eher jüngere, fitte und finanziell stärkere Zielgruppen.  

• Das ordnungsgemäße und für alle Beteiligten sichere Bedienen der E-Tretroller ist ak-

tuell nicht gewährleistet. Hier sind manche gesetzlichen Regelungen eher kontrapro-

duktiv – beispielsweise das Abstellen auf den Gehwegen, die Notwendigkeit Handzei-

chen zu geben und dass E-Tretroller nicht automatisch in der Geschwindigkeit gedros-

selt werden können. 

• Die E-Tretroller sind (noch) nicht (hinreichend) eingebunden in ein alternatives, um-

weltfreundliches Mobilitätskonzept, dass Autofahrten ersetzen kann.  

Einige Betreiber betonen, dass sie an der CO2-Neutralität des Gesamtprozesses arbeiten.  

Die anderen Stakeholder halten zwar E-Tretroller grundsätzlich für umweltgerechter als 

PKW, aber sehen keine positive ökologische Bilanz der Verleih-E-Tretroller (Produktion und 

Lebensdauer sowie Aufstellung, nachrangig: Aufladung und Vermüllung von Gewässern).  

8.2.3 Konkrete Verbesserungsvorschläge der Stakeholder 

• Feste Stellplätze an ÖPNV-Haltestellen, Straßenkreuzung u. ä. strategisch sinnvollen 

Orten 

• Ladeinfrastruktur an Mobilitätspunkten und Einkaufszentren schaffen 

• Bessere Anbindung an den ÖPNV, Bereitstellung für kurze, aber komplexe Innenstadt-

wege und zwischen den S- bzw. U-Bahn-Ästen 

• Mehr Zugang am Stadtrand, in reinen Wohngebieten und im Umland 

• Mehr Möglichkeiten, E-Tretroller in multi-/intermodales Routing zu integrieren 

• Geschwindigkeitsreduktion in verkehrsberuhigten Zonen & Fußgängerbereichen 

• Blinker statt Handzeichen 
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• E-Tretroller mit stabilerem Stand z.B. zwei Vorderrädern und Sitzmöglichkeit 

• Ausweitung der Fahrradinfrastruktur 

8.3 Flächenkonkurrenz 

Unabhängig davon, ob Stakeholder von dem neuen Verkehrsmittel profitieren oder nicht, 

wird ein Problem durchgängig erkannt und benannt: Die Abstellpflicht auf dem Gehsteig ist 

problematisch. Sie führt zum einen dazu, dass E-Tretroller auf dem Gehweg, der primär für 

Fußgänger*innen gedacht ist, behindernd quer gestellt werden oder liegen. Für die Ord-

nungskräfte gilt, nur wenn sie die Abstellung als behindernd feststellen können, ist es ver-

warnbar. Hierbei werden von manchen Stakeholdern vor allem Nutzende verantwortlich 

gemacht. Ein Interviewpartner erklärt jedoch: 

„mittlerweile stelle ich sogar fest, (…) dass die mit den Lastern in der Frühe rumfahren 

und die dann verteilen, dass die sie sogar in den Weg stellen, dass sie quer zur Fahrt-

richtung gestellt werden“ (Interview Behindertenvertretungen).  

Doch nicht nur auf dem Gehweg stellen die parkenden Fahrzeuge ein Problem dar:  

„(…) der hat einen Behindertenparkplatz direkt vor der Haustür, und was stand da 

drauf? Ein MVG Rad und zwei von den Elektrorollern“ (Interview Behindertenvertretun-

gen) 

Die Problematik der Behinderungen durch herumstehende oder liegende E-Tretroller wol-

len alle befragten Stakeholder durch eine Einschränkung der Stellflächen erreichen. Von 

den meisten Stakeholdern wird dies explizit damit verbunden, dem ruhenden PKW-Verkehr 

Fläche zu entziehen. Angedacht werden vor allem Stellflächen an Haltestellen des ÖPNV 

und an Kreuzungen:  

„Also man könnte ja hingehen und sagen jede Kreuzung hat acht Kanten, aber an jeder 

zweiten Kreuzung nimmt man die acht Kanten und sorgt für Mobilität, stellt Parkplätze 

für Fahrräder hin, wie es in München schon begonnen worden ist. Man kann aber auch 

sagen, da gibt es Stellplätze für Scooter, kann man einfach organisieren. Man kann Mo-

torrad Stellplätze wie in Frankreich und Italien definieren. Man kann quasi den öffentli-

chen Raum aufräumen. Und wenn man das macht und den Leuten sagt: ‚Passt auf, Ihr 

stellt Eure Dinger nicht mehr an den Kanten, sondern an den Knotenpunkten auf, und 

nur dort ist es auch möglich die Miete zu beenden,‘ dann haben wir das Problem nicht 

mehr, das wir heute haben, nämlich dass die Fahrzeuge kreuz und quer in der Gegend 

rumstehen und die Leute belästigen. Das gilt auch für private Fahrräder.“ (Interview 

Handel & Industrie) 

Die Flächenkonkurrenz erscheint beim Gehweg besonders problematisch, auch wenn die 

Konkurrenz auf der Fahrradinfrastruktur ebenfalls gesehen wird:  

„während Corona hat der Radverkehr in München bis zu 25% zugenommen, d.h. Die 

Infrastruktur, die vorher schon zu eng war, (…) die ist noch vollgestopfter, und dann 

kommen die E-Tretroller noch dazu.“ (Interview ADFC & Fuß e.V.) 
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Zur Flächenkonkurrenz auf dem Gehweg trägt nicht nur das Parken bei, sondern auch das 

unerlaubte Fahren auf diesen. Das wird jedoch nicht unbedingt als Renitenz gewertet:  

„Wenn Sie das jemandem sagen [dass auf dem Gehweg fahren verboten ist], der ka-

piert das gar nicht. (…) dann sagen die „Aber die sind dagestanden, wie kommen Sie 

denn dann auf die Idee, dass ich da nicht fahren darf?“ Also der Transfer wird gar nicht 

geleistet. Dass ein Anbieter was auf einer Fläche abstellt, die aber sozusagen dann mit 

dem Gerät nicht nutzbar sein soll.“ (Interview Behindertenbeauftragte) 

„gerade auch Touristen, die mit unserer Straßenverkehrsordnung nicht klarkommen 

und dann auf dem Gehweg rum rasen und da sind die zu schnell, weil sie auch schnell 

beschleunigen. Die Gehwegnutzung ist dann sehr gefährlich.“ (Interview MVV) 

Sicherheit und ungenügende Kenntnis der Regelungen werden als die wichtigsten Gründe 

benannt. Für ersteres wird eine verbesserte Infrastruktur für Mikromobilität gewünscht, 

für zweiteres wird darauf verwiesen, dass die neuen Regulierungen nicht intuitiv erfassbar 

sind. Dies hängt auch damit zusammen, dass sie in Teilen von Regelungen für den Radver-

kehr ebenso abweichen wie von mit Muskelkraft betriebenen Tretrollern.  

Für Menschen mit Behinderungen und Ältere bedeutet die Flächenkonkurrenz mehr als 

ein Ärgernis. Wie in Kapitel 7.2.3 angeführt, wird der öffentliche Raum nun für eine wei-

tere Personengruppe7 ein Stück weit geschlossen.  

8.4 Soziale Gerechtigkeit 

E-Tretroller werden von den meisten Stakeholdern nicht als Chance für eine höhere soziale 

Gerechtigkeit gesehen. Die meisten – auch die Verleihfirmen – betonen die relativ hohen 

Kosten im Vergleich zum (subventionierten) ÖPNV, dem eigenen oder dem MVG-Fahrrad. 

Die höhere Unsicherheit, das erschwerte Handling gegenüber anderen Verkehrsmitteln, 

der damit verbundene Mut, der aufgebracht werden muss, sich auf dieses neue Verkehrs-

mittel einzulassen, wird von den Stakeholdern als Einschränkung gesehen, um möglichst 

vielen Menschen Zugang zu Mobilität durch E-Tretroller zu gewährleisten.  

„Ich stelle fest, es wird mehr und mehr an irgendwelchen Vehikeln erfunden, die ir-

gendwo herumfahren, aber sozusagen eigentlich nur für eine gewisse Schicht der Ge-

sellschaft, und zwar für die Schicht, die fit ist, unterwegs sein will, für die wird es noch 

und noch bequemer gemacht und Menschen mit Handicaps oder Mobilitätseinschrän-

kungen fallen immer weiter hinten runter“ (Interview Behindertenbeauftragte) 

„[die Nutzenden sind] wohl ähnlich wie die Nutzenden im Car-Sharing-Bereich. Über-

wiegend männlich, besser gebildet, jünger. Wir sehen aber auch in unterschiedlichen 

Märkten, dass die Bereitschaft in anderen Kohorten auch groß ist, Mikromobilität zu 

nutzen, aber da braucht es die infrastrukturellen Bedingungen“ (Interview Verleihfir-

men) 

                                                                 
7 Die Formulierung einer weiteren Personengruppe bezieht sich darauf, dass öffentliche Räume be-
reits für Frauen und Kinder eingeschränkt zugänglich sind.  
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Interessant sind zwei Positionen, die in E-Tretrollern eine wichtige Chance für mehr soziale 

Gerechtigkeit und Teilhabe an Mobilität haben. Beide betten dies jedoch in Konzepte ein, 

die aktuell nicht gegeben sind. Zum einen sind dies die Behindertenvertretungen, die in 

anderen Vehikeln der Mikromobilität die oben erwähnte Chance zur Teilhabe Mobilitäts-

eingeschränkter sehen:  

„[Tretroller in] Konstanz (…) das hat schon mal drei Räder, man kann damit nicht umfal-

len, da kann man auch einen Sitz drauf machen, und solche Gedanken kommen halt 

nicht, weil wir da immer ein Stück weit runterfallen. Und so denke ich mal ist das von 

der Entwicklung her in eine Richtung gegangen, die mit uns nichts mehr zu tun hat, 

weil die Dinger wiegen zwischenzeitlich weit über 20 Kilo. Man kann es mit 12 Kilo ab-

bilden, aber dann muss es auch schonend benutzt werden. Es würde mit weniger Ge-

schwindigkeit funktionieren, es würde mit Sitz funktionieren, und es wäre wie früher, 

wie es die Mobilitätshilfeverordnung gab, da durften wir mit so Geräten mit Schrittge-

schwindigkeit auch mal auf den Gehweg oder auf die Fußgängerzone und nachdem das 

jetzt verboten ist gibt es eigentlich keines von den Verkehrsmitteln mehr die es da vor-

her gegeben hat.“ (Interview Behindertenvertretungen) 

Von Seiten der Betreiber und der Regulatoren ist hier ein Umdenken erforderlich, um den 

Kreis der Nutznießenden von Mikromobilität zu erweitern und so für eine höhere soziale 

Gerechtigkeit zu sorgen. 

Das zweite Konzept, in dem Mikromobilität soziale Gerechtigkeit erhöht, geht von einer 

weiter verschärften Flächenkonkurrenz in der Zukunft aus und sieht hier Politik und Gesell-

schaft in der Pflicht Fläche und Mobilität neu zu denken: 

„Ich empfinde ja den Status Quo als hochgradig unsozial in jeder Hinsicht. Einmal weil 

die Parkgebühren nicht sozial differenziert sind, sondern die Krankenschwester trägt 

eine höhere Last als der Chefarzt, wenn er 10 Euro am Tag zahlt fürs Parken. Und das 

andere ist, wenn ich in den Genuss einer sozialen Wohltat kommen will, muss ich den 

ÖPNV nutzen. Die nachhaltige Variante ist ja, den Zielgruppen ein Mobilitätsbudget an 

die Hand zu geben, dann können die selber entscheiden was für ihre jeweilige Lebens-

situation die beste Lösung ist bzw. der beste Mobilitätsmix. Je ausdifferenzierter das ist, 

desto besser ist es. Sei es die Kombination aus eigenem Fahrrad, E-Bike, meinetwegen 

kaufen sich die Leute dann einen E-Tretroller für sich selber oder kombinieren das mit 

allem was an geshareter Mobilität zur Verfügung steht, ist m. E. nach halt die bessere 

Lösung. Und gerade mit Blick auf soziale Inklusion.“ (Interview Handel & Industrie) 

8.5 Bedeutung im Verkehrsmix 

In erster Linie wird der Einsatz von E-Tretrollern bei längeren Fußstrecken gesehen:  

„eine Verbesserung gegenüber dem zu Fuß gehen, man ist schneller und praktischer“ 

(Interview Handel & Industrie) 

„Es gibt bestimmte Wege, die kann ich auch zu Fuß machen, aber in bestimmten Situa-

tionen ist der Fußweg zu lang. Dafür sind halt die Scooter besonders gut geeignet, das 

zu verkürzen.“ (Interview Handel & Industrie) 
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Durch die Verkürzung von Fußwegen mithilfe des E-Tretroller erscheint die Nutzung des 

ÖPNV attraktiver – insbesondere bei zunehmendem Stau. 

„Ich persönliche nutze das z.B., wenn ich mal nicht Fahrrad fahre, um zur U-Bahn zu 

kommen. Das wären 10-15 Minuten Fußweg und da kann ich auch mit dem Bus fahren, 

aber wenn ich spät dran bin oder keine Lust hab mit dem Bus zu fahren, nehme ich ei-

nen E-Scooter.“ (Interview MVV) 

E-Tretroller werden in der Innenstadt sowohl als Konkurrenz zum ÖPNV als auch als eine 

wichtige Bereicherung gesehen: 

• Der zu Stoßzeiten überfüllte ÖPNV müsse dort entlastet werden 

• Die sternförmige Ausrichtung des Bahnnetzes mache E-Tretroller (ebenso wie Ride 

Pooling u.a.) zu einer notwendigen Ergänzung für die Verbindung zwischen Haltestel-

len.  

Umstritten ist, ob E-Tretroller in Außenbereichen des ÖPNV für eine Zubringerfunktion ef-

fektiv und ökonomisch organisierbar seien.  

Private, klappbare und nicht unbedingt motorisierte Tretroller werden als sinnvoller erach-

tet als die Verleih-E-Tretroller. 

„Die Möglichkeit, dass man ihn relativ einfach im ÖV mitnehmen kann und leichter fal-

ten kann, auch weniger Platz brauchte wie ein Faltrad, so ein Privater hätte mehr Po-

tenzial sozusagen mit dem ÖV zu kombinieren den Roller statt dem Faltrad.“ (Interview 

ADFC & Fuß e.V.) 

Das Handling wird bei privaten E-Tretrollern als geübter und somit die Fahrsicherheit auch 

höher eingeschätzt. Tretroller mit Fußantrieb, E-Tretroller mit drei Rädern, Sitz und/oder 

Gepäckträgern werden von den meisten Stakeholdern besser bewertet. 

Die meisten Stakeholder sehen keine Vorteile der Verleihroller gegenüber Bike-Sharing. So-

wohl preislich als auch in der Sicherheit, dem Miteinander im Verkehr und der Umwelt-

freundlichkeit wird dem Fahrrad der Vorzug gegeben.  

„Ich persönlich sehe auch nicht so groß den Mehrwert eines E-Tretroller gegenüber ei-

nem Fahrrad muss ich sagen, weil ein Fahrrad doch ein bisschen besser beherrschbar 

ist.“ (Interview ADFC & Fuß e.V.) 

E-Tretroller-Fahrten werden als sehr wetterabhängig wahrgenommen 

„Man hat natürlich beim E-Tretroller das Risiko des Wetters. Ich vermute, dass die 

Leute die E-Tretroller nutzen, sehr wetterempfindlich sind, mehr als Radfahrer.“  

Als Vorteile gegenüber dem Fahrrad werden wahrgenommen:  

• Sie sind einfacher auf dem Radweg zu überholen, da sie schmaler sind 

• Sie sind schneller und einfacher nutzbar als ein Fahrrad, gerade für kurze Strecken  

• Sie sind häufiger und leichter zu finden  

• Man muss sich nicht anstrengen (Menschen mit Atemnot, ‚Anzugträger‘…) 
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Was ihn gegenüber anderen möglichen Alternativen auszeichnet, ist seine hohe Verfügbar-

keit und dass es Spaß macht, ihn zu fahren. 

A: „Die Verfügbarkeit bei Scootern ist deutlich höher als bei CarSharing Autos. Dann 

nutze ich die Dinger und fahre da hin.“ B: „Und dann haben Sie noch einen Fun Faktor 

obendrauf.“ A: „ganz genau“ (Interview Handel & Industrie) 

Der Spaßfaktor wird zweischneidig bewertet. Diejenigen, die ihn selber erleben verstehen 

ihn positiv. Auf der anderen Seite beschreiben Stakeholder, dass es viele Menschen gebe, 

die „Spaßfahrten“ mit dem E-Tretroller unternehmen. Fahrenden wird dann eine Spaßfahrt 

zugeschrieben, wenn a) ein zielgerichtetes Fahren nicht zugeordnet wird, b) besonders 

junge Menschen die E-Tretroller nutzen und c) ein verkehrswidriges Verhalten an den Tag 

gelegt wird („Narrenfreiheit“). Der Begriff „Spaßfahrten“ dient also dazu, ein bestimmtes 

Fahrverhalten abzuwerten.8  

Dem wird die nützliche Fahrt gegenübergestellt, die zielgerichtet und verkehrsregelgerecht 

stattfindet. Bei dieser Fahrt wird der „Spaßfaktor“ von vielen Stakeholdern als wichtiger As-

pekt beschrieben, um mehr Leute zu alternativen Verkehrsmitteln zu locken.  

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die Kategorie „Spaßfahrt“ kommunikativ 

durchaus nützlich, aber methodisch schwer zu erfassen ist, da hierbei subjektive Wahrneh-

mungen und Definitionen hineinspielen. Wie jemand „Spaß erlebt“, was „Spaß macht“ und 

ob Spaßfahrten von zweckorientierten Fahrten generell trennscharf auseinandergehalten 

werden können, kann an dieser Stelle nicht endgültig beantwortet werden. 

Intermodales Routing erscheint als Schlüssel für die Integration der Verleih-E-Tretroller in 

eine umweltgerechte Verkehrswende. Während die Betreiber sich mit ihren Preismodellen 

von der Konkurrenz absetzen wollen, hält der MVV die Tiefenintegration auch mit einem 

vereinheitlichten Preis für einen Vorteil:  

„eigentlich wär es natürlich für den Kunden sinnvoll, wenn er sich gar keine Gedanken 

darüber machen muss, welcher Anbieter das jetzt gerade ist. (…) wenn man sich dann 

natürlich 4-5 mal ne App runterladen muss, registrieren muss, Zahlungsdaten hinterle-

gen muss, dann ist das natürlich schwieriger für den Kunden und die meisten suchen 

sich dann ein oder zwei aus, die sie dann nutzen und dann ist man da natürlich viel ein-

geschränkter, muss mal länger laufen oder findet da keinen. (…) Beim MVV-Ticket muss 

ich mich nicht entscheiden, welches Busunternehmen und ob U-Bahn oder S-Bahn.“ 

(Interview MVV) 

Dagegen sehen andere Mobilitätsanbieter die Tiefenintegration in die MVV-App als Wett-

bewerbsverzerrung, welche Konkurrenz aus der Privatwirtschaft unmöglich macht und 

wünschen sich die Schaffung von Schnittstellen für andere Intermodale Apps.  

                                                                 
8 Es darf davon ausgegangen werden, dass dieselben Personen Radfahrten und Spaziergänge, die 
ziellos und aus Vergnügen begangen werden, nicht so abwerten würden. 
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8.6 Ergänzungen der Verleihfirmen 

Die Verleihfirmen sehen die Situation in München sehr positiv: Kommunikation mit der 

Stadt, Ordnungsamt, Polizei und Verbänden wird als sehr gut beschrieben und eine hohe 

Kommunikationsbereitschaft erklärt. 

„Dass uns die Stadt das zuspricht, dass wir als Mikromobilitäts-Anbieter doch auch eine 

Bedeutung für die Stadt sind, das finde ich sehr wertschätzend. Genauso finde ich die 

Zusammenarbeit mit der Stadt, dass man sich austauscht, Ideen austauscht.“ 

Vandalismus gegenüber E-Tretrollern gibt es in München seltener als in anderen Städten. 

Die Anbieter sehen sowohl bei sich als auch bei den Nutzenden Lerneffekte: Fahr- und Ab-

stellverhalten verbessern sich bei der Kundschaft und die Anbieter haben mehr Möglich-

keiten zur Regulation. 

„Wir sind jetzt 2 Jahre mit E-Tretrollern in den Städten und man hat eine extreme Lern-

kurve gesehen.“ 

Anbieter haben nur eine begrenzte Handhabe, auf StV-konforme Handhabung hinzuwir-

ken. 

„Das versuchen wir durch Schulungen usw. zu machen, aber dass es eben nicht für alles 

eine technische Lösung gibt, sondern auch eine ordnungsrechtliche Frage ist.“  

Sie befürworten „Parkingracks“ und die Umverlegung der Abstellung von den Gehwegen 

auf Parkflächen am Straßenrand.  

Ein wesentliches Problem sehen sie in der Regulation auf Bundesebene. 

„Unterschiede zwischen Mikromobilität und Radverkehr, die nicht sinnhaft vermittelt 

werden können. Da wäre eine Angleichung des Regelwerks an den Radverkehr hilfreich, 

um Klarheit in den Nutzerkreisen zu schaffen.“ 

Die Betreiber erleben wenige Konflikte z.B. mit Einzelhandel & Gastronomie, richten aber 

in solchen Fällen Parkverbotszonen ein und räumen E-Tretroller weg. Häufiger sind jedoch 

Kooperationen mit Business-Partnern, Hotels und für den Akkutausch mit dem Einzelhan-

del. Kooperation ist das Schlüsselwort des Gruppeninterviews: Niemand nimmt sich aus 

der Pflicht, niemand sieht sich allein verpflichtet, vielmehr soll ein Miteinander entstehen, 

Kommunikation und eine gemeinsame Weiterentwicklung hin zu einer klimaneutralen Mo-

bilität.  
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Einig sind sich die Nutzer und bei mindestens einem E-Tretrolleranbieter angemeldete Kon-

trollgruppenbefragte in der Einschätzung, dass E-Tretrollerfahren Spaß macht: 93% der 

Nutzenden und 88% der angemeldeten Kontrollgruppenbefragten stimmen dieser Aussage 

„voll und ganz zu“ oder „eher zu“. Ganz ähnlich fällt das Votum aus, dass E-Tretroller bes-

tens dazu geeignet sind, um auch mal spontan kurze Wege in der Stadt schnell zurückzule-

gen (Nutzende: 93%, Kontrollgruppe: 86%).  

E-Tretroller werden zudem von 88% der Nutzenden und von 67% der Kontrollgruppenan-

gehörigen als gute und sinnvolle Ergänzungen zu ihren bisherigen Mobilitätsmöglichkeiten 

eingestuft und jeweils ganz überwiegend als sinnvolle Ergänzung zu anderen Verkehrsmit-

teln gesehen (Nutzende: 87%, Kontrollgruppe: 72%). 

Jeweils eine Mehrheit stimmt zudem der Aussage zu, E-Tretroller seien eine umwelt-

freundliche Form der Fortbewegung (Nutzende: 69%, Kontrollgruppe: 53%).  

 

Abbildung 53: Meinungen zu E-Tretrollern von angemeldeten Nutzenden (1) 

 

68% der Nutzenden und knapp jeder zweite der bei mindestens einem E-Tretrolleranbieter 

angemeldeten Kontrollgruppenangehörigen nutzen laut eigenem Bekunden E-Tretroller, 

um Ziele zu erreichen, die der öffentliche Nahverkehr nicht erreicht. 

Zu unterschiedlichen Einschätzungen gelangen die Angehörigen der beiden Gruppen hin-

gegen bezüglich folgender vorgegebener Aussagen (Abbildung 54): 

• 69% der Nutzenden, aber nur 31% der angemeldeten Kontrollgruppenbefragten, spa-

ren durch die Nutzung eines E-Tretrollers täglich Zeit ein. 

• Für 45% der Nutzenden, aber für 63% der Kontrollgruppenangehörigen stehen E-Tret-

roller häufig störend in der Gegend rum. Diese Ansicht teilen 64% der Innenbezirks- 

und 62% der Außenbezirksbewohner:innen. 

• Nur jeder dritte Nutzende, aber 56% der Kontrollgruppenbefragten halten E-Tretrol-

lerfahren für gefährlich. 
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Weitgehend einig sind sich die beiden Teilgruppen wiederum in den skeptischen Einschät-

zungen, dass die Ausgaben für Mobilität durch die Nutzung von E-Tretrollern in Summe ge-

sunken sind: Jeweils 70% stimmen der Aussage nicht zu, lediglich Minderheiten (Nutzende: 

16%, Kontrollgruppe: 9%) sind gegenteiliger Ansicht. 

Und: 36% der Nutzenden und 16% aus der Kontrollgruppe finden des Öfteren keinen 

freien E-Tretroller, wenn sie einen benötigen. 

 

Abbildung 54: Meinungen zu E-Tretrollern von angemeldeten Nutzenden (2) 

9.3 Wahrnehmung der ausgewiesenen Abstellflächen 

Seit einiger Zeit hat die Landeshauptstadt Abstellflächen für E-Tretroller im Innenstadtbe-

reich ausgewiesen. Hiervon hatten eine Mehrheit der Nutzenden und der angemeldeten 

Kontrollgruppenbefragten zum Befragungszeitpunkt mehrheitlich jedoch noch nichts mit-

bekommen, wie Abbildung 55 verdeutlicht: 80% der Angemeldeten aus der Bevölkerungs-

befragung und 65% der Nutzenden lasen zum Zeitpunkt der Befragung erstmals von diesen 

extra ausgewiesenen Abstellflächen. Unter den angemeldeten Bewohner:innen der Innen-

stadtbezirke hatten mit 27% zwar doppelt so viele wie unter den Bewohner:innen der Au-

ßenstadtbezirke (14%) die ausgewiesenen Abstellflächen bereits wahrgenommen, aber 

auch in dieser Gruppe war trotz der räumlichen Nähe eine deutliche Mehrheit uninfor-

miert. 
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Abbildung 55: Wahrnehmung der extra ausgewiesenen Abstellflächen für Leih-E-Tretroller 

Von den bei mindestens einem Leih-E-Tretrolleranbieter angemeldeten Kontrollgruppen-

befragten haben diese Abstellflächen lediglich insgesamt 27% entweder zum Ausleihen 

(8%), zur Rückgabe (8%) oder sowohl als auch (11%) genutzt. Allerdings wurde nicht ermit-

telt, wie viele Kontrollgruppenbefragten noch gar keine Praxiserfahrung besitzen, sondern 

bislang lediglich registrierte Mitglieder sind. Aussagekräftig sind deshalb hierfür lediglich 

die Angaben der Nutzenden, die (siehe 11.3 Nutzungshäufigkeiten) nahezu alle in den letz-

ten drei Monaten vor der Erhebung tatsächlich einen Leih-E-Tretroller genutzt haben:  

Immerhin insgesamt 59% haben die Abstellflächen zum Ausleihen (13%), zur Rückgabe 

(24%) oder für beides (22%) bereits genutzt (Abbildung 56). 

 

 

Abbildung 56:  Nutzung der extra ausgewiesenen Abstellflächen für Leih-E-Tretroller 
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9.4 Meinungen von nicht angemeldeten Bürger:innen 

9.4.1 Nutzungspotenziale 

Für 60% der bislang bei keinem E-Tretroller-Anbieter registrierten Bürger:innnen der reprä-

sentativen Kontrollgruppenbefragung war zum Zeitpunkt der Befragung eine zukünftige 

Nutzung eines Leih-E-Tretrollers „nicht vorstellbar“, für 7% hingegen schon. Weitere 32% 

konnten oder wollten sich hierzu noch nicht festlegen und antworteten mit „vielleicht“ 

(Abbildung 57). 

Auffällig: „Auf jeden Fall“ (12%) oder „vielleicht“ (43%) können sich insgesamt 55% der un-

ter 35-Jährigen eine zukünftige Nutzung vorstellen. Dieses Potenzial im weiteren Sinn sinkt 

mit zunehmendem Alter und ist bei den mittleren Altersgruppen (36-55 Jahre: 43%) etwas, 

bei den Älteren (über 55-Jahre: 24%) deutlich niedriger.  

 

Abbildung 57: Nutzungspotenziale für nicht registrierte Bürger:innen 

 

Als Gründe für die bisherige Nicht-Nutzung eines Leih-E-Tretrollers geben die Bürger:innen, 

die sich eine Leihe grundsätzlich „auf jeden Fall“ oder „vielleicht“ vorstellen können, vor 

allem an, dass sich dies bisher einfach noch nicht ergeben habe (59%). Dahinter folgen, 

wie Abbildung 58 verdeutlicht, mit deutlichem Abstand Kostengründe (19%), Sicherheits-

bedenken (18%), Bevorzugung alternativer Verkehrsmittel und ein (vermutetes) komplizier-

tes Ausleihverfahren (jeweils 16%) sowie fehlende Transportmöglichkeiten und Bedenken 

zum Zahlungsvorgang (jeweils 10%, Mehrfachnennungen möglich)  
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Abbildung 58: Gründe für bisherige Nichtnutzung  

 

Interessant: Kostengründe werden vor allem von den unter 35-Jährigen mit grundsätzli-

chem Interesse an einer zukünftigen Leihe als Hinderungsgrund angegeben (31%), selten 

hingegen von den über 55-Jährigen (3%).  

Diejenigen 60%, die eine zukünftige Leihe kategorisch ausschlossen, nannten als Gründe 

hierfür in erster Linie Sicherheitsbedenken (51%). Auffällig: Bedenken wegen der Sicher-

heit hegen nicht nur 50% der Älteren, sondern auch 48% der jüngeren und sogar 54% der 

mittleren Generation. 

Weitere Gründe für den auch zukünftigen Verzicht (siehe Abbildung 59): Das Verkehrsmit-

tel gilt als zu unbequem (34%), Altersgründe (20%), fehlender Gepäckträger (18%) und ein 

vermutlich zu kompliziertes Ausleihverfahren (15%). Und: Spontan benannte jeder Dritte 

aus dieser Gruppe „sonstige Gründe“: Leih-E-Tretroller werden häufig als „störend für an-

dere Verkehrsteilnehmer:innen“, als „nicht nachhaltig und ökologisch fragwürdig“, und 

„überflüssig“ bzw. „unnötig“ eingestuft´. Zudem wurde ebenfalls häufig die „passive Fort-

bewegungsart“ kritisiert. 
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Abbildung 59: Gründe für Verzicht auf Leihe von E-Tretroller 

 

9.4.2 Probleme mit E-Tretroller-Verkehrsteilnehmer:innen 

39% der Befragten, die keinen eigenen E-Tretroller besitzen und auch bei keinem Verleiher 

registriert sind, bejahen die Frage, ob sie schon mal Probleme mit E-Tretrollerverkehrsteil-

nehmer:innen hatten (Abbildung 60), darunter deutlich mehr Innenbezirks- (48%) als Au-

ßenbezirksbewohner:innen (36%).  

 

 

Abbildung 60: Probleme mit E-Tretroller-Verkehrsteilnehmer:innen 

 

Auf die offen, also ohne Antwortvorgaben, gestellte Frage, welche Probleme das konkret 

waren, wurde wie folgt geantwortet: 
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Antwort Häufigkeit 

behinderndes Abstellen (quer stehend/liegend auf Gehwegen, auf Radwegen, in 

Einfahrten, etc.) 

187 

rücksichtsloses Fahrverhalten (Gefährdung anderer) 181 

Gehwegfahrten 170 

Missachtung StvO (falsche Straßenseite, Überfahren roter Ampel, Vorfahrtmiss-

achtung etc.) 

145 

unangemessene Geschwindigkeit (überhöhtes Tempo) 116 

zu zweit (oder mehr) auf Roller 57 

zu wenig Abstand zu anderen Verkehrsteilnehmenden (auch anfahren, fast anfah-

ren etc.) 

49 

kein Verkehrsfluss mit Radfahrenden  44 

Zu wenig Achtsamkeit im Verkehr (Selbstgefährdung, kein vorausschauendes Fah-

ren) 

39 

betrunkene Fahrer 22 

Fahrende haben Fahrzeug nicht unter Kontrolle 22 

zu leise (i.d.R. in Verbindung mit Fahrten auf dem Gehweg, so dass Fußgehende 

erschrecken) 

15 

für Autofahrende schlecht zu sehen (ohne: schlechte Beleuchtung) 14 

Verkehrsbehinderung (nur allgemeine Nennungen) 12 

schlechte Beleuchtung 4 

Vandalismus 4 

Tabelle 3: Auf offen gestellte Nachfrage genannte Probleme mit E-Tretroller-Nutzenden 

Insgesamt 87% haben sich häufig (52%) oder ab und zu (35%) über abgestellte Leih-E-Tret-

roller geärgert – sowohl Männer (86%) als auch Frauen (87%) und sowohl unter 35-Jährige 

(83%) als auch über 55-Jährige (90%) sehen abgestellte Leih-E-Tretroller mehrheitlich als 

Ärgernis an. 

Und: Bereits häufig haben sich 60% der Innenbezirks- und 49% der Außenbezirksbewoh-

ner:innen über abgestellte Leih-E-Tretroller geärgert (Abbildung 61). 
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Abbildung 61: Ärgernis abgestellte Leih-E-Tretroller 
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Anhang 

10. Erhebungszeiten und Teilnehmende 

10.1 Befragung Kontrollgruppe 

Befragungszeitraum: 21.9.2021-17.10.2021 

Bruttostichprobe: 10.000 (postalisches Anschreiben auf Basis einer Einwohnermel-

deamtsstichprobe) 

Auswertbare Datensätze: 1583 

Ausschöpfung: 15,8% 

10.2 Nutzendenbefragung 

Befragungszeitraum: 26.4.2021 – 18.10.2021 

Erhebung in 3 Wellen (April / Mai, Juli / August und September / 

Oktober 

Einladungsversand: Per E-Mail oder In-App nach Fahrtende (nur Kurzbefragungen) 

Realisierte Interviews: 633 Langinterviews und 460 Kurzinterviews 
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11. Fragebögen 

11.1 Leitfaden für Stakeholderinterviews 

1. Welche Chancen und Probleme sehen Sie bei E-Scooter für München? 

Nachfragen, sofern nicht bereits von den Interviewten angesprochen: 

• Wir haben jetzt nur über Probleme/Chancen gesprochen, sehen Sie auch Chan-

cen/Probleme? 

• Wie nehmen Sie Chancen und Probleme im Stadtverkehr und für das Miteinander 

verschiedener Verkehrsmittel wahr? 

• Wie sehen Sie das [Probleme/ Chancen] für das Miteinander mit anderen Bevölke-

rungsgruppen z.B. Einzelhandel, Gaststätten, Anwohner, alte Menschen, Kinder & Ju-

gendliche? 

• Wie sehen Sie das mit Blick auf soziale Gerechtigkeit? Sehen Sie bestimmte Bevölke-

rungsgruppen bei E-Scootern eher außen vor bzw. davon benachteiligt? 

• Wie nehmen Sie das Verkehrsverhalten der Nutzenden wahr?  

• Wie nehmen Sie die Sicherheit wahr?   

• Inwiefern erleben Sie Konflikte mit E-Scootern? 

• Welche ökonomische / touristische Bedeutung sehen Sie bei den E-Scootern? 

• Wie sehen Sie E-Scooter in Bezug auf Umweltfragen? 

• Welche rechtlichen und/oder verwaltungstechnischen Lücken & Tücken sehen Sie hin-

sichtlich E-Scootern? 

2. Was würden Sie sich wünschen, wie sähe es ideal aus? 

Nachfragen, sofern nicht bereits von den Interviewten angesprochen: 

• Wir haben jetzt über Änderungen durch die Nutzenden/ Betreiber/ Stadtverwaltung… 

gesprochen, wie sähe es denn mit anderen Beteiligten aus, z.B. Nutzenden, Betrei-

bern, Stadtverwaltung, Verkehrsgesellschaft, Betreiber von Außengastronomie oder 

anderen Verkehrsteilnehmenden? 

• Welche Reglementierungen durch die Politik würden Sie sich mehr wünschen und 

welche weniger? 

• Wie könnten denn die Stadt und das Umland am besten davon profitieren? 
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11.2 Sammlung Fragen zur Umweltbilanz 

 

  

2019 2020 2021

Fahrzeuggeneration Generation 1 Generation 2 Generation 3

ab MM.JJJJ MM.JJJJ MM.JJJJ MM.JJJJ

Flugzeug

Schiff

Zug

Lkw

Sonstiges

Aluminium

Kunststoff

Gummi

Stahl

Batterie

Motor

Elektronik

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Anteil Ökostrom

Anteil konventioneller Strom

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Transporter (konventionell)

Transporter (elektrisch)

Lastenfahrrad

Sonstiges  ---------

Recyceln

Art der eingesetzten Fahrzeuge

Welche Ansätze werden verfolgt

Schätzung Ø Fahrdistanz je Aufladungsfahrzeug / Tag [km/Tag]

Schätzung Ø Fahrdistanz je Relokationsfahrzeug / Tag [km/Tag]

Ø Häufigkeit der Wartung pro Fahrzeug [1mal/Einheit eingeben]

Ø eingesetzter Servicefahrzeuge in München / Tag

Ort(e) der Wartungstelle [PLZ]

Ø Häufigkeit der Aufladung pro Fahrzeug in München 

Verwendeter Strom

Art der eingesetzten Fahrzeuge

Relokation

Allgemeine Angaben zu den Fahrzeugen

Produktion

Lebensdauer

Wartung

Wechselakkus seit  ----

fest verbaut bis  ----

Ø Einsatzdauer Fahrzeug in München [Einheit eingeben]

Anteil an Fahrzeuge die danach andere Verwendung erhalten [%]

davon in anderen Städten eingesetzt [%]

anderweitige Verwendung [%]

Flottengröße (Anzahl Fahrzeuge) in München (evtl. monatlich)

Produktionsland der Fahrzeuge

Gewicht der eingesetzten E-Tretroller [kg]

Schätzung Anteil Recyclingmaterialen in der Produktion [%]

Eingesetzte Akkus

Transport Produktionsland --> Deutschland

Anteil verbauten Komponenten [%]

Ø Häufigkeit der Relokation pro Fahrzeug in München 

Ø eingesetzter Relokationsfahrzeuge in München / Tag  

Anzahl der eingesetzten Wartungsfahrzeuge

Aufladen

Aufladungsstellen [PLZ]

Ø eingesetzter Aufladungsfahrzeuge in München / Tag

Akkukapazität [kWh]

Ø Lebensdauer Akku [Einheit eingeben]

Ø Einsatzdauer Rahmen [Einheit eingeben]

Ø Lebensdauer Motor [Einheit eingeben]

Schätzung Ø Fahrdistanz je Wartungsfahrzeug / Tag [km/Tag]
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11.3 Nutzenden- und Kontrollgruppenbefragung 

 

1. Besitzen Sie einen Pkw-Führerschein? 

 ja  nein 
 

2. Wie viele Pkw (inkl. Firmen- und Dienstfahrzeuge) sind in Ihrem Haushalt 

verfügbar? 

 0 / kein Pkw 

 1 

 2 

 3 

 4  

 5 und mehr 

3. Wie häufig steht Ihnen persönlich normalerweise ein Pkw zur Nutzung zur Ver-
fügung? (Streichkandidat) 

 jederzeit 
 gelegentlich (ca. 1-3 Tage/Woche) 
 ausnahmsweise (ca. 1-3 Tage/Monat) 
 gar nicht 
 

4. Besitzen Sie persönlich ein verkehrstaugliches Fahrrad? 

 ja  nein 
 

5. Besitzen Sie persönlich ein verkehrstaugliches E-Bike / Pedelec? 

 ja  nein 
 

6. Besitzen Sie persönlich einen verkehrstauglichen E-Tretroller? 

 ja  nein 
 

6a. [Falls F6=nein] Ist für Sie die Anschaffung eines E-Tretrollers vorstellbar? 

 Ja, auf jeden Fall 
 Vielleicht 
 Nein, auf keinen Fall 
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[Falls F6=ja] 

6b. Wie hat sich durch die Nutzung Ihres eigenen E-Tretrollers Ihre Nutzung 

anderer Verkehrsmittel verändert? Nutzen Sie seitdem…? 

 

 Deutlich 

häufiger 

Etwas 

häufiger 

Keine Ver-

änderung 

Etwas sel-

tener  

Deutlich 

seltener 

Den eigenen Pkw      

Das eigene Fahrrad      

Öffentliche Ver-

kehrsmittel 
     

 

[Falls F6a=ja oder vielleicht] 
6c. Wie würde sich wohl durch die Nutzung eines eigenen E-Tretrollers Ihre Nutzung 

anderer Verkehrsmittel verändern? Würden Sie voraussichtlich …? 

 

 Deutlich 

häufiger 

nutzen 

Etwas 

häufiger 

nutzen 

Keine Ver-

änderung 

Etwas sel-

tener  

nutzen 

Deutlich 

seltener 

nutzen 

Den eigenen Pkw      

Das eigene Fahrrad      

Öffentliche Ver-

kehrsmittel 
     

 

7. Nutzten Sie unmittelbar vor Ausbruch des Corona-Virus eine der nachfol-

genden Zeitkarten (IsarCard) des MVG für öffentliche Verkehrsmittel? 
 nein 
 IsarCard Wochenkarte 
 IsarCard Monatskarte 
 IsarCard Ausbildungstarif Wochenkarte 
 IsarCard Ausbildungstarif Monatskarte 
 IsarCard Abo-/Jahreskarte 
 Jobticket 
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8. Wie häufig nutzten Sie in der Regel vor Corona die folgenden Verkehrsmittel? 

 (fast) täg-

lich 

1-3 Tage 

die Woche 

 

1-3 Tage 

im Monat 

Seltener 

als monat-

lich  

(fast)  

nie 

Pkw als Fahrer:in       

Pkw als Mitfah-

rer:in  
     

Motorrad oder 

Kraftrad   
     

Öffentliche Ver-

kehrsmittel 
     

Fahrrad       

E-Bike / Pedelec      

E-Tretroller      

Zu Fuß (außer 

Haus) 
     

Sonstiges, und 

zwar: _________ 
     

 
9. Und bei welchen der nachfolgenden Leihangebote sind Sie als Nutzerin oder Nut-

zer angemeldet? (Mehrfachnennungen möglich) 
 Stationsgebundenes Car-Sharing (z.B. Stattauto, Flinkster) 
 Flexibles „Freefloating“ Car-Sharing (z.B. Drive Now, Car2Go, FreeNow, SIXT 
 share, Miles) 
 Privates Car-Sharing (z.B. Drivy, Turo, SnappCar) 
 (E-)Bike-Sharing (z.B. MVG Rad, DonkeyBike, Call a Bike) 
 Leih-E-Motorroller (z.B. Emmy, Tier) 

  



 

 

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   11  |  Fragebögen 

©  team red, 88 

10. Wie häufig nutzen Sie die nachfolgenden Leihangebote [Filter F9]?  

 (fast) täg-

lich 

1-3 Tage 

die Woche 

 

1-3 Tage 

im Monat 

Seltener 

als monat-

lich  

(fast)  

nie 

Car-Sharing      

(E-)Bike-Sharing      

Leih-E-Motorroller      

10a. Wie finden Sie es ganz allgemein, dass man in München E-Tretroller 

ausleihen kann? (Schulnote von 1-6)  

 1=sehr gut 
 2 
 3 
 4 
 5 
 6=ungenügend 
 Weiß nicht / kein Urteil 
 
11. Bei welchen der nachfolgenden E-Tretroller-Anbietern in München sind Sie als 

Nutzerin oder Nutzer angemeldet? (Mehrfachnennungen möglich) 
 Tier (MVG) 
 Lime 
 Bird 
 Dott 
 Voi 
 Sonstiges, und zwar: ______________ 
 
Alle NUTZENDEN -  > weiter Frage 12 
 
KONTROLLGRUPPEN-BEFRAGTE, die laut F6 E-Tretroller  
besitzen oder bei mind. einem E-Tretrolleranbieter 
angemeldet sind   -> weiter Frage 12 
 
KONTROLLGRUPPEN-BEFRAGTE,  
die laut F6 keinen E-Tretroller besitzen und laut F11: 
bei keinem E-Tretrolleranbieter angemeldet sind -> weiter Frage 29 
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12. Seit wann sind Sie bei [einblenden laut Filter F11] als Nutzerin oder Nutzer ange-
meldet? (Streichkandidat) 

 Seit weni-

ger als 6 

Wochen 

6 Wochen 

bis unter 6 

Monate 

6 bis unter 

12 Mo-

nate 

12 Monate 

und länger 

Tier (MVG)     

Lime     

Bird     

Dott     

Voi     

 
13. Wie häufig sind Sie in den letzten drei Monaten mit … gefahren? [einblenden laut 

Filter F11]? 

 Gar nicht 1-6 

Mal  

 

7-12 

Mal 

13-18 

Mal  

Häufiger 

als 18 Mal 

Tier (MVG)      

Lime      

Bird      

Dott      

Voi      
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[Falls F11=bei mindestens einem Anbieter angemeldet] 

14. Wie hat sich durch die Nutzung der Leih-E-Tretroller Ihre Nutzung ande-

rer Verkehrsmittel verändert? Nutzen Sie seitdem…? 

 deutlich 

häufiger 

etwas 

häufiger 

keine Ver-

änderung 

etwas sel-

tener  

deutlich 

seltener 

…den eigenen Pkw 

als Fahrer:in 
     

…den Pkw als Mit-

fahrer :in  
     

…öffentliche Ver-

kehrsmittel 
     

…das eigene Fahr-

rad 
     

…das eigene E-

Bike/Pedelec 
     

…Car-Sharing      

…(E-)Bike-Sharing      

…zu Fuß (außer-

häusige Wege) 
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15. Bitte geben Sie jeweils an, ob Sie den folgenden Aussagen voll und ganz 

zustimmen, eher zustimmen, teilweise zustimmen, eher weniger zustim-

men oder gar nicht zustimmen 

Stimme… …voll und 

ganz zu 

…eher zu …eher 

nicht zu 

…gar nicht 

zu  

Weiß 

nicht 

E-Tretroller sind 

bestens geeignet, 

um auch mal spon-

tan kurze Wege in 

der Stadt schnell zu 

erledigen.  

     

Oftmals finde ich 

keinen freien Leih-

E-Tretroller, wenn 

ich einen benötige.  

     

Durch die Nutzung 

von E-Tretrollern 

sind meine Ausga-

ben für Mobilität in 

Summe gesunken  

     

E-Tretrollerfahren 

macht Spaß. 
     

E-Tretrollerfahren 

ist gefährlich. 
     

E-Tretroller stehen 

häufig störend in 

der Gegend rum. 

     

E-Tretroller sind für 

mich eine gute und 

sinnvolle Ergän-

zung meiner bishe-

rigen Mobilitäts-

möglichkeiten 
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Stimme… …voll und 

ganz zu 

…eher zu …eher 

nicht zu 

…gar nicht 

zu  

Weiß 

nicht 

E-Tretroller sind für 

mich eine sinnvolle 

Ergänzung zu ande-

ren Verkehrsmit-

teln. 

     

E-Tretroller sind für 

mich eine umwelt-

gerechte Form der 

Fortbewegung 

     

Ich nutze E-Tretrol-

ler, um Ziele zu er-

reichen, die der öf-

fentliche Nahver-

kehr nicht erreicht. 

     

Durch die Nutzung 

eines E-Tretrollers 

spare ich täglich 

Zeit ein. 

     

 

15a. In der Landeshauptstadt gibt es seit Kurzem extra ausgewiesene Abstellflächen 

für Leih-E-Tretroller in der Innenstadt. Hier dürfen auch deutlich mehr als drei 

Tretroller abgestellt werden. Haben Sie diese extra ausgewiesenen Abstellflächen 

schon wahrgenommen oder lesen Sie hier davon zum ersten Mal? 

 Habe diese extra ausgewiesenen Abstellflächen schon wahrgenommen 
 Lese davon heute zum ersten Mal 
 
[Falls F15a=Schon wahrgenommen] 

15b. Und haben Sie eine dieser extra ausgewiesenen Abstellflächen bereits zum Aus-

leihen oder zur Rückgabe von E-Tretrollern genutzt? 

 Ja, zum Ausleihen 
 Ja, zur Rückgabe 
 Sowohl als auch 
 Nein, weder noch 
 
16. Hatten Sie schon mal einen Unfall mit einem E-Tretroller? 

 Ja 
 Nein 
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[Falls F16=Ja] 
17. Wurde der Unfall polizeilich erfasst? 
 Ja 
 Nein 
 
[Falls F16=Ja] 
18. Gab es bei dem Unfall Sach- oder Personenschaden? (Mehrfachnennungen mög-

lich) 
 Nein, weder noch 
 Ja, Sachschaden 
 Ja, Personenschaden 
 
[Falls F18=Personenschäden] 
19. Haben Sie sich selbst verletzt oder wurden andere Unfallbeteiligte verletzt? 

(Mehrfachnennungen möglich) 
 Ich selbst 
 Andere Unfallbeteiligte 
 
[Falls F18=Personenschäden] 
20. Gab es Verletzte, die ambulant oder stationär ärztlich behandelt werden muss-

ten? 
 Nein, weder noch 
 Ja, ambulante Behandlung notwendig 
 Ja, stationäre Behandlung notwendig 
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Nachfolgender Fragenblock (Frage 21 – 28) nur, wenn laut F13 = mind. eine 

Fahrt in den letzten drei Monaten mit mind. einem Anbieter und/oder wenn 

Befragter laut F6 einen E-Tretroller persönlich besitzt. 

Die folgenden Fragen beziehen sich auf Ihre letzte Fahrt mit einem E-Tretrol-

ler. 

21. An welchem Tag war Ihre letzte Fahrt mit einem E-Tretroller? 

(Datum der Fahrt) 

Hinweis: Wenn Sie das konkrete Datum der letzten Fahrt nicht mehr wissen, 

ist eine grobe Schätzung ausreichend. 

[Falls F6=ja] 

22. Handelte es sich dabei um Ihren eigenen E-Tretroller oder um einen ge-

liehenen? 
 Eigener E-Tretroller 
 Geliehener E-Tretroller 
 

23.  Mit welchem Verkehrsmittel / mit welchen Verkehrsmitteln sind Sie für 

diese letzte Fahrt zu dem E-Tretroller-Fahrzeug gelangt? (Mehrfachnen-

nungen möglich) 

 zu Fuß 
 Fahrrad oder E-Bike/Pedelec 
 S-Bahn 
 U-Bahn 
 Tram 
 Bus 
 Taxi 
 Pkw (Eigener Pkw, als Mitfahrer, Mietwagen, CarSharing-Fahrzeug) 
 Sonstiges 
 Weiß ich nicht mehr 
 

24.  Zu welcher Uhrzeit hat die Fahrt mit dem E-Tretroller ungefähr begon-

nen?  
 Zwischen 01:00 Uhr und 05:59 Uhr 
 Zwischen 06:00 Uhr und 08:59 Uhr 
 Zwischen 09:00 Uhr und 11:59 Uhr 
 Zwischen 12:00 Uhr und 14:59 Uhr 
 Zwischen 15:00 Uhr und 18:59 Uhr 
 Zwischen 19:00 Uhr und 21:59 Uhr 
 Zwischen 22:00 Uhr und 00:59 Uhr 
Weiß ich nicht mehr 
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25. Was war der Zweck Ihrer E-Tretroller-Fahrt? (Mehrfachnennungen mög-

lich)  
 Fahrt zur Arbeit oder Ausbildung  
 Für Einkäufe und Besorgungen  
 Kinder / andere Personen begleiten, abholen 
 Besuch von / Treffen mit Verwandten, Bekannten oder Freunden  
 Beruflich bedingte Fahrt  
 Aufsuchen einer Freizeitlokalität (z.B. Sportstudio, Diskothek, Gaststätte 
etc.)  
 Weg in der Freizeit ins Umland/Ausflug  
 Wege am Wochenende zu nicht-alltäglichen Zielen 
 Spaßfahrt / einfach so  
 Haltestelle öffentliches Verkehrsmittel / Umsteigen 
 Sonstiger Grund, und zwar: _________________________  
 Weiß ich nicht mehr  

26. Wie lange dauerte die gesamte E-Tretrollerfahrt ungefähr? (Streichkan-

didat) 
 Weniger als 5 min 
 6-10 min 
 11-15min 
 Länger als 15 Minuten 
 Weiß ich nicht mehr 
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27. Wenn kein E-Tretroller verfügbar gewesen wäre, mit welchem Verkehrsmittel 

hätten Sie die Wegstrecke alternativ zurückgelegt? Welches wäre Ihr Verkehrs-

mittel erster Wahl gewesen ? 

Und welches das Verkehrsmittel zweiter Wahl? (Mehrfachnennungen möglich, 

bis zu 3 Nennungen) 

[Antworten rollieren]  

Eigener Pkw als Fahrer:in  

oder Mitfahrer:in  

Fahrzeug eines CarSharing –Anbieters als 

Fahrer:in  

oder Mifahrer:in  

Öffentliche Verkehrsmittel   

Hätte ein eigenes Fahrrad / Pedelec benutzt  

Hätte ein Fahrrad / Pedelec geliehen  

Taxi   

Hätte auf den Weg verzichtet  

Ich wäre zu Fuß gegangen  

Ich hätte ein anderes Ziel gewählt  
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28. Welche Gründe waren für die Entscheidung zur Nutzung eines E-Tretrol-

lers für diese Fahrt für Sie entscheidend? (Mehrfachnennungen möglich, 

bis zu 3 Nennungen) 

[Antworten rollieren]  

Spontane Verfügbarkeit des Fahrzeugs  

Aktuelle Verkehrslage  

Kosten  

Spaß am Fahren  

Mehrere anzufahrende Ziele   

Bequemlichkeit  

Aktuelle Wetterlage  

Kein anderes Fortbewegungsmittel verfüg-

bar   

Fahrt mit ÖPNV wäre Corona bedingt zu 

unsicher gewesen  

Ziel wäre mit dem ÖPNV schlecht erreich-

bar gewesen  

Ziel ist mit dem E-Tretroller am schnellsten 

erreichbar   

Parkplatzsituation am Zielort  
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Zusatzfragenblock F29-F34, für Befragte der KONTROLLGRUPPE, die laut F6 weder einen E-

Tretroller besitzen, noch laut F11 bei mind. einem E-Tretrollern-Anbieter angemeldet sind 

29. Entfällt (ist jetzt F10a) 

 

30. Ist für Sie die Nutzung eines Leih-E-Tretrollers vorstellbar? 
 Ja, auf jeden Fall 
 Vielleicht 
 Nein, auf keinen Fall 
 

[Falls F30 = ja / vielleicht] 

31. Und warum haben Sie noch keinen E-Tretroller ausgeliehen? 

(Mehrfachnennungen möglich) 
 Bedenken wegen der Sicherheit 
 Fährt mir zu schnell 
 Fährt mir zu langsam 
 Zu unbequem / andere Verkehrsmittel bequemer/komfortabler 
 Straßen-/Radwegebenutzungspflicht 
 Fehlende Radwege 
 Kostengründe 
 Altersgründe 
 Fehlender Gepäckträger 
 Kompliziertes Ausleihverfahren 
 Zahlungsvorgang 
 Hat sich einfach noch nicht ergeben 
 Sonstiges, und zwar: _______________________________________ 

 -> [Weiter mit F33] 
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[Falls F30 = Nein, auf keinen Fall] 

32. Aus welchen Gründen kommt für Sie die Nutzung von Leih-E-Tretrollern 

nicht in Frage? (Mehrfachnennungen möglich) 
 Bedenken wegen der Sicherheit 
 Fährt mir zu schnell 
 Fährt mir zu langsam 
 Zu unbequem / andere Verkehrsmittel bequemer/komfortabler 
 Straßen-/Radwegebenutzungspflicht 
 Fehlende Radwege 
 Kostengründe 
 Altersgründe 
 Fehlender Gepäckträger 
 Kompliziertes Ausleihverfahren 
 Zahlungsvorgang 
 Sonstiges, und zwar: _______________________________________ 
 

33. Haben Sie selbst schon Probleme mit E-Tretroller-Verkehrsteilnehmer:in-

nen gehabt? 
 Ja 
 Nein 
 

[Falls F33=Ja] 
33a Und welches Problem war / welche Probleme waren das konkret? 

_______________________________________________________ 
_______________________________________________________ 
 

34. Haben Sie sich schon über abgestellte Leih-E-Tretroller geärgert? 
 Ja, häufig 
 Ja, ab und zu 
 Nein 
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An alle: 

SOZIODEMOGRAFIE 

- Alter (in Jahren) 

- Geschlecht (Mann, Frau, divers) 

- Schulbildung (HS, MR, (Fach)Abitur, Studium) 

- Wie viele Personen leben ständig in Ihrem Haushalt, Sie mit einbezogen? 

- Und wie viele davon sind unter 18 Jahre alt? 

- Erwerbstätigkeit (ja/nein) 

- Ortsteil/Wohnort 

1. Altstadt – Lehel 

2. Ludwigsvorstadt – Isarvorstadt 

3. Maxvorstadt 

4. Schwabing – West 

5. Au – Haidhausen 

6. Sendling 

7. Sendling – Westpark 

8. Schwanthalerhöhe 

9. Neuhausen – Nymphenburg 

10. Moosach 

11. Milbertshofen – Am Hart 

12. Schwabing – Freimann 

13. Bogenhausen 

14. Berg am Laim 

15. Trudering – Riem 

16. Ramersdorf – Perlach 

17. Obergiesing – Fasangarten 

18. Untergiesing – Harlaching 

19. Thalkirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 

20. Hardern 

21. Pasing – Obermenzing 

22. Aubing – Lochhausen – Langwied 

23. Allach – Untermenzing 

24. Feldmoching – Hasenbergl 

25. Laim 

88 Wohne in _______________________  
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Stand 11.10.2023 

Zweckvereinbarung 

über  

die gemeinschaftliche Etablierung und Sicherstellung eines 

öffentlichen Bikesharing-Systems 

von Gebietskörperschaften 

im Gebiet des Münchner Verkehrs- und Tarifverbundes 

Präambel 

Die Vertragsparteien wollen gemeinsam ein regionales öffentliches Bikesharing-System 

etablieren und den Betrieb sicherstellen. Das System soll es den Nutzenden ermöglichen, 

in einem möglichst großen Gebiet im Großraum München bzw. im Gebiet des Münchner 

Verkehrs- und Tarifverbundes (Verbundgebiet) und darüber hinaus zu einheitlichen Kon-

ditionen Fahrräder zu mieten und zu nutzen. Das Bikesharing-System soll andere Mobili-

tätssysteme des Umweltverbundes, insbesondere den öffentlichen Personennahverkehr, 

sinnvoll ergänzen. Das Gesamtsystem soll einen möglichst einheitlichen Standard haben. 

Auf ihrem eigenen Gebiet, insbesondere im Hinblick auf die Anzahl der Fahrräder und die 

Anzahl und Lage der Stationen, sollen die Vertragsparteien aber im Rahmen dieser Zweck-

vereinbarung möglichst viel eigenen Entscheidungsspielraum haben. 

Die Vertragsparteien wollen das Bikesharing-System nicht selbst betreiben, sondern sich 

hierzu eines Dienstleisters bedienen. Die Ausschreibung für diesen externen Dienstleister 

soll die MVV als Vergabestelle für die Vertragsparteien übernehmen. 

Die Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG) betreibt aktuell aufgrund einer Betrauung 

der Landeshauptstadt München (LHM) im Großraum München das öffentliche Bikesha-

ring-System MVG Rad. Dieses System soll in das neue regionale System übergehen. Die 

MVG soll als bisherige Betreiberin des MVG Rad das Projekt fachlich unterstützen und 

Dienstleistungen im Bereich der Betriebskoordination für die LHM und optional für weitere 

Gebietskörperschaften übernehmen. 

Die Vertragsparteien richten zur Projektorganisation und -steuerung eine Arbeitsgruppe 

und einen Lenkungskreis ein.  
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Das Bikesharing-System soll auf dem Gebiet der Basisgebietskörperschaften starten. Dies 

sind Gebietskörperschaften, die sich von Anfang an auf die Teilnahme am Bikesharing-

System festlegen und sich für dessen Etablierung einsetzen. Später sollen auch die Opti-

onsgebietskörperschaften aufgenommen werden. Das sind Gebietskörperschaften, die ihr 

Interesse bereits geäußert haben, aber zu diesem Zeitpunkt noch keine Ratsbeschlüsse 

fassen konnten. Die Aufnahme weiterer Gebietskörperschaften neben den Basis- und Op-

tionsgemeinden kann von den Vertragsparteien im Rahmen einer Änderung dieser Zweck-

vereinbarung vereinbart werden.  

Zu den vorgenannten Zwecken schließen die Vertragsparteien die folgende Zweckverein-

barung über die gemeinschaftliche Durchführung der mit dem Zweck der Etablierung und 

der Sicherstellung eines regionalen öffentlichen Bikesharing-Systems zusammenhängen-

den Aufgaben gemäß Art. 7 Abs. 3 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KommZG). 
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1. Abschnitt: Grundlagen der wechselseitigen Vertragsbeziehungen 

§ 1 Gegenstand der Zweckvereinbarung 

Die Vertragsparteien vereinbaren, gemeinschaftlich ein regionales öffentliches Bikesha-

ring-System zu etablieren und sicherzustellen. Gegenstand dieser Zweckvereinbarung 

sind hierzu 

1. die Zuständigkeitsverteilung im Rahmen der gemeinschaftlichen Durch-

führung der Aufgabe der Etablierung und Sicherstellung eines regionalen 

öffentlichen Bikesharing-Systems; 

2. die Verteilung des Aufwandes bzw. der Kosten zwischen den Vertragspar-

teien; 
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3. die Modalitäten der gemeinsamen Entscheidungsfindung im Zusammen-

hang mit dem Bikesharing-System; 

4. die Ausgestaltung des Bikesharing-Systems in den wesentlichen Grund-

zügen. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Zweckvereinbarung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen: 

1. Eine Basisgebietskörperschaft ist eine Gebietskörperschaft, die in Anlage 

1 genannt ist. 

2. Eine Optionsgebietskörperschaft ist eine Gebietskörperschaft, die in An-

lage 2 genannt ist. 

3. LHM ist die Landeshauptstadt München. 

4. MVG ist die Münchner Verkehrsgesellschaft mbH. 

5. MVV ist die Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH. 

6. Ein Bikesharing-System ist die Gesamtheit der Sach- und Organisations-

mittel, die erforderlich sind, um es den Nutzenden auf Grundlage einer 

Rahmenvereinbarung, die sie mit dem Betreiber des Bikesharing-Systems 

abschließen, zu ermöglichen, Fahrräder und/oder Pedelecs selbstständig 

zu mieten, zu reservieren, zu nutzen und zurückzugeben. Es ist öffentlich, 

wenn es einem unbestimmten Kreis und einer unbestimmten Zahl an Nut-

zenden diskriminierungsfrei zur Verfügung steht und vorbehaltlich der Not-

wendigkeit des Abschlusses eines Rahmenvertrages insbesondere nicht 

die Mitgliedschaft in einer bestimmten Organisation o. ä. erforderlich ist. 

Es bleibt öffentlich, wenn es über bestimmte nicht öffentliche Aspekte, zum 

Beispiel Vergünstigungen für bestimmte Personengruppen, verfügt. 

7. Vergabestelle ist die Einheit, die ein Vergabeverfahren operativ im Namen 

und auf Rechnung des oder der Auftraggeber durchführt, unabhängig da-

von, ob sie Auftraggeberin wird oder nicht. 

8. Fahrrad ist sowohl ein mechanisches Fahrrad als auch ein Pedelec. 

§ 3 Vertragsparteien 

(1) Vertragsparteien sind alle Basisgebietskörperschaften, die rechtzeitig zum Stich-

tag in § 4 Abs. (1) Satz 2 die Zweckvereinbarung beschlossen und unterschrie-

ben haben. Vertragspartei sind zudem alle Landkreise, die Gesellschafter der 
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MVV sind, und die rechtzeitig zum Stichtag in § 4 Abs. (1) Satz 2 die Zweckver-

einbarung beschlossen und unterschrieben haben. 

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich wechselseitig, Basisgebietskörperschaf-

ten als Vertragspartei in diese Zweckvereinbarung aufzunehmen, wenn die je-

weilige Basisgebietskörperschaft in ihren kommunalen Gremien bis spätestens 

22.12.2023 einen entsprechenden Beschluss fast; dies geschieht durch den Ab-

schluss einer Änderungszweckvereinbarung zwischen allen Vertragsparteien 

und der aufzunehmenden Basisgebietskörperschaft, wobei alle Vertragsparteien 

dazu verpflichtet sind, die Aufnahme weiterer Basisgebietskörperschaften be-

reits im Voraus zu beschließen. Die Gebietskörperschaften, die so Vertragspartei 

werden, werden an den Kosten (vgl. § 9) rückwirkend auf den in § 4 Abs. (1) Satz 

2 genannten Zeitpunkt beteiligt und können an der Entscheidungsfindung nach 

dieser Zweckvereinbarung erst ab dem Zeitpunkt ihres Vertragsbeitritts teilneh-

men; ein Widerspruch gegen bereits nach § 15, § 16 oder § 17 gefällte Entschei-

dungen, ist ausgeschlossen. Basisgebietskörperschaften, die nicht spätestens 

zum in Satz 2 genannten Zeitpunkt die Zweckvereinbarung beschlossen und un-

terschrieben haben, werden zu Optionsgebietskörperschaften. 

(3) Für den Beitritt weiterer Optionsgebietskörperschaften gilt Abs. (2) entsprechend 

mit der folgenden Maßgabe: Die Aufnahme weiterer Optionsgebietskörperschaf-

ten ist nur möglich zum 31.03.2025 und zum 31.03.2026. Sie werden nicht rück-

wirkend an den Kosten beteiligt. Die Verpflichtung zur Aufnahme weiterer Opti-

onsgebietskörperschaften gilt nicht, wenn eine entsprechende Zubestellung von 

Leistungen (vgl. § 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 2) nicht mehr möglich oder zulässig ist. 

Die Vertragsparteien können nach dem in § 17 beschriebenen Verfahren ent-

scheiden, von der Aufnahme bestimmter Optionsgebietskörperschaften abzuse-

hen. Dies ist auch nach dem Beschluss des jeweiligen kommunalen Gremiums 

der Optionsgebietskörperschaft möglich. 

(4) Für den Beitritt weiterer Landkreise, die Gesellschafter der MVV sind, gelten Abs. 

(2) und Abs. (3) entsprechend. 

(5) Solange das Gebiet einer Vertragspartei nicht aufgrund einer zusammenhängen-

den Kette von Gebieten von Vertragsparteien mit dem Gebiet der Landeshaupt-

stadt München verbunden ist, wobei eine Lücke von maximal 5 km die zusam-

menhängende Kette nicht abreißen lässt, erwachsen für sie weder Rechte noch 

Pflichten aus dieser Zweckvereinbarung. Wenn die nach Satz 1 beschriebene 

Kette einmal besteht, bleiben die Rechte und Pflichten der Vertragspartei auch 

dann bestehen, wenn die Kette später abreißen sollte. Satz 1 und Satz 2 gelten 

nicht für Vertragsparteien, die Landkreise und Gesellschafter der MVV sind, und 

die selbst nicht für Fahrräder nach § 8 Abs. (3) Nr. 1 zuständig sind. 
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§ 4 Laufzeit 

(1) Die Vereinbarung wird nur wirksam, wenn sie am 30.11.2023 von der Landes-

hauptstadt München sowie mindestens so vielen anderen Basisgebietskörper-

schaften, dass diese gemeinsam mindestens 50 % der Summe der in Anlage 1 

genannten Fahrräder abzüglich der Fahrräder der LHM ausmachen, beschlos-

sen und unterschrieben ist (Art. 13 Abs. (3) KommZG). Sie wird frühestens zum 

in Satz 1 genannten Stichtag wirksam.  

(2) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

§ 5 Kündigung 

(1) Die ordentliche Kündigung ist nur mit Wirkung zum Ende des auszuschreibenden 

Dienstleistungsauftrag für den Betrieb des Bikesharing-Systems möglich. Wenn 

eine Folgeausschreibung geplant wird, informiert der Lenkungskreis die Ver-

tragsparteien über diese Absicht, wobei die Information möglichst spätestens ein 

Jahr vor geplantem Beginn des erneuten Vergabeverfahrens geschehen soll. Die 

Vertragsparteien können dann die Kündigung dieser Zweckvereinbarung mit 

Wirkung zum Ende des noch laufenden Dienstleistungsauftrags erklären. Tun 

sie das nicht bis spätestens sechs Monate vor geplantem Beginn des erneuten 

Vergabeverfahrens, können sie erneut die Kündigung nur noch mit Wirkung zum 

Ende des jetzt neu auszuschreibenden Dienstleistungsauftrags erklären. Die 

Frist der ordentlichen Kündigung beträgt sechs Monate.  

(2) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund (außerordentliche Kündigung) 

und das besondere Kündigungsrecht nach Art. 15 Abs. (2) KommZG bleiben un-

berührt.  

(3) Die Kündigung erfolgt schriftlich. Die Kündigung wird auch wirksam, wenn sie 

nur gegenüber der LHM ausgesprochen wird. Die LHM informiert in diesen Fäl-

len die übrigen Vertragsparteien zeitnah. 

(4) Wenn eine Vertragspartei die Zweckvereinbarung kündigt und noch mindestens 

zwei Vertragsparteien übrig sind, bleibt sie zwischen den zu diesem Zeitpunkt 

noch beteiligten Vertragsparteien bestehen.  

§ 6 Änderungen 

Die LHM wird bevollmächtigt, für alle Vertragsparteien alle Willenserklärungen von Ver-

tragsparteien, die auf eine Änderung dieser Zweckvereinbarung abzielen, mit Wirkung für 

und gegen die jeweilige Vertragspartei zu empfangen. Die LHM informiert die übrigen Ver-

tragsparteien zeitnah, wenn eine Änderung zustande kommt. 
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§ 7 Fortschreibung der Anlagen 1 und 2 

Die Anlagen 1 und 2 werden nach folgenden Maßgaben fortgeschrieben, ohne dass hierfür 

eine Änderung dieser Zweckvereinbarung erforderlich ist: 

1. Wenn eine Basisgebietskörperschaft der Zweckvereinbarung beitritt, wird 

die für sie in Anlage 1 genannte Anzahl an Fahrrädern entsprechend ihrer 

Beitrittserklärung angepasst. 

2. Zum in § 4 Abs. (1) genannten Zeitpunkt wird die in Anlage 2 genannte 

Anzahl an Fahrrädern für alle Optionsgebietskörperschaften angepasst. 

Maßgeblich ist die Zahl der Fahrräder, die die Optionsgebietskörperschaf-

ten zu diesem Zeitpunkt durch eine Optionserklärung gegenüber der MVV 

angemeldet haben. 

3. Wenn eine Optionsgebietskörperschaft der Zweckvereinbarung beitritt, 

wird die für sie in Anlage 2 genannte Anzahl an Fahrrädern entsprechend 

ihrer Beitrittserklärung angepasst. 

4. Die Anzahl der Fahrräder in den Anlagen kann in entsprechender Anwen-

dung von § 15 angepasst werden, wenn dies aufgrund wirtschaftlicher oder 

rechtlicher Gründe aus Sicht des Lenkungskreises zweckmäßig ist. 

5. Wenn eine Basisgebietskörperschaft zu einer Optionsgebietskörperschaft 

wird, weil sie nicht rechtzeitig zum in § 3 Abs. (2) Satz 1 genannten Zeit-

punkt den Beschluss zum Beitritt fasst, wird sie nebst der Anzahl ihrer 

Fahrräder aus der Anlage 1 in die Anlage 2 umgetragen. 

2. Abschnitt: Zuständigkeit und Kosten 

§ 8 Aufgabenverteilung 

(1) Die Vertragsparteien führen die Aufgabe der Etablierung und Sicherstellung ei-

nes regionalen öffentlichen Bikesharing-Systems gemeinschaftlich durch.  

(2) Eine Übertragung von Aufgaben im Sinne von Art. 7 Abs. (2) KommZG oder eine 

Übertragung von Befugnissen im Sinne von Art. 8 Abs. (1) KommZG findet nicht 

statt. 

(3) Im Rahmen der gemeinschaftlichen Aufgabendurchführung sind die Vertragspar-

teien jeweils für die folgenden Bereiche zuständig: 

1. Die LHM sowie die Vertragsparteien, die Städte, Märkte oder Gemeinden 

sind etablieren das Bikesharing-System und stellen den Betrieb jeweils auf 

ihrem Gebiet sicher. Der Landkreis Fürstenfeldbruck beschafft im Rahmen 
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eines Förderprojektes Fahrräder, die dann zugunsten der Städte Fürsten-

feldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie der Gemeinden 

Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schön-

geising zum Einsatz kommen sollen. Die Gemeinde Ismaning übernimmt 

die Aufgaben aus Satz 1 für die übrigen Mitglieder der NordAllianz (Eching, 

Garching, Hallbergmoos, Neufahrn, Oberschleißheim, Unterföhring und 

Unterschleißheim), soweit die in der Kooperationsvereinbarung (vgl. § 20 

Abs. (2)) genannten Pedelecs betroffen sind. Den Betrieb des Bikesharing-

Systems sowie ggf. die Beschaffung von Fahrrädern vergeben die Ver-

tragsparteien extern an einen gemeinsamen Dienstleister. Sie sind im 

Rahmen der sonstigen Vorgaben dieser Zweckvereinbarung (insb. den 

Vorgaben des 3. Abschnitts) frei darin, auf welche Weise sie die Stationen 

errichten, warten, instandsetzen, pflegen, reinigen etc. und inwieweit sie 

hierzu andere Vertragsparteien oder Dritte einbeziehen. Es steht den Ver-

tragsparteien, die Landkreise sind, frei, ihre kreisangehörigen Gemeinden 

mit deren Zustimmung und unter Berücksichtigung der übrigen Vorgaben 

dieser Zweckvereinbarung und der Ausschreibungsunterlagen bei der 

Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 zu unterstützen, insbesondere 

indem sie ihnen oder dem externen Betreiber Fahrräder und/oder Infra-

struktur zur Verfügung stellen. Satz 4 gilt entsprechend für die Gemeinde 

Ismaning gegenüber den übrigen Mitgliedern der NordAllianz (Eching, 

Garching, Hallbergmoos, Neufahrn, Oberschleißheim, Unterföhring und 

Unterschleißheim). 

2. Die Vertragsparteien, die Gesellschafter der MVV sind, sind für die überört-

liche Koordination des Bikesharing-Systems zuständig. 

3. Die Vertragsparteien, die Gesellschafter der MVV sind, führen Vergabe-

verfahren im Namen aller Vertragsparteien für die Beschaffung eines 

Dienstleisters für den Betrieb des Fahrradverleihsystems sowie für die Be-

schaffung von Fahrrädern für das Bikesharing-System durch. Sie sollen 

hierfür die MVV einsetzen. 

4. Die LHM stellt einen digitalen Vertriebskanal bereit. Sie soll hierfür die 

MVG und deren App MVGO einsetzen. Die Möglichkeit, einen Vertriebs-

kanal auch von einem externen Betreiber zu beziehen, z. B. durch eine 

separate App, bleibt unberührt. 

5. Die Vertragsparteien, die Gesellschafter der MVV sind, stellen einen wei-

teren digitalen Vertriebskanal bereit. Sie sollen hierfür die MVV und deren 

MVV-App einsetzen. Die Möglichkeit, einen Vertriebskanal auch von ei-

nem externen Betreiber zu beziehen, z. B. durch eine separate App, bleibt 

unberührt. 

6. Die LHM übernimmt die Betriebskoordination (§ 18) auf ihrem eigenen Ge-

biet alleine. Sie soll sich hierzu der MVG bedienen. Die anderen 
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Vertragsparteien können mit der LHM und der MVG unter Berücksichti-

gung aller rechtlichen Anforderungen individuell verabreden, dass die 

MVG auch für diese die Betriebskoordination übernimmt. Im Übrigen über-

nehmen die Vertragsparteien, die Gesellschafter der MVV sind, die Be-

triebskoordination. Unbeschadet der Möglichkeit, sich der MVG zu bedie-

nen, werden sie sich hierzu der MVV bedienen. MVV und MVG sollen sich 

nach Möglichkeit bei der Erfüllung ihrer Aufgaben eng abstimmen. 

7. Im Bereich des Marketings gilt: 

a. Grundlegende Vorgaben zum Marketing werden in entsprechender 

Anwendung des § 17 festgelegt. 

b. Die LHM und die übrigen Gesellschafter der MVV bereiten Marketing-

maßnahmen durch die Erstellung einer Marketing-Toolbox (Zusam-

menstellung verschiedener Print- und Online-Marketingmaterialien für 

eine einheitliche Kommunikation mit Cooperate Design) vor. Sie set-

zen hierfür die MVG bzw. die MVV ein. 

c. Alle Vertragsparteien führen Marketingmaßnahmen im Rahmen der 

Festlegungen nach Buchst. a und unter Nutzung der Marketing-Tool-

box gemäß Buchst. b durch. 

§ 9 Verteilung der Kosten 

(1) Die Kosten werden wie folgt verteilt: 

1. Jede Vertragspartei trägt die Kosten für die Fahrräder und die Stationen, 

für die sie gemäß § 8 Abs. (3) Nr. 1 zuständig ist, jeweils selbst. Dazu 

zählen auch die Gelder, die an den Betreiber des Bikesharing-Systems 

gezahlt werden. Soweit der Landkreis Fürstenfeldbruck Fahrräder be-

schafft, übernimmt er nur die investiven Kosten für die Fahrräder; den Be-

trieb zahlt die jeweilige Vertragspartei, die zuständig ist. Soweit die Ge-

meinde Ismaning das Pedelec-Sharing übernimmt, trägt sie sowohl die in-

vestiven Kosten für die Pedelecs als auch die Betriebskosten; die Betriebs-

kosten für weitere Pedelecs oder mechanische Fahrräder tragen die zu-

ständigen Vertragsparteien.  In den Fällen des § 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 6 

bzw. Satz 7 trägt der jeweilige Landkreis bzw. die Gemeinde Ismaning die 

Kosten, soweit er/sie Unterstützungsleistungen leistet. Es steht den Ver-

tragsparteien frei, eigene Refinanzierungsvereinbarungen untereinander 

oder mit Dritten mit Wirkung im Innenverhältnis zu vereinbaren, zum Bei-

spiel Kostenzuschüsse eines Landkreises an eine Gemeinde.  

2. Vorbehaltlich anderweitiger Bestimmungen verbleiben Kosten, die auf-

grund einer Beauftragung externer Beratungsunternehmen entstehen, bei 
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demjenigen, der den Auftrag erteilt. Dies gilt auch für Beratungsaufträge, 

die bereits vor Wirksamwerden dieser Zweckvereinbarung erteilt wurden. 

Wenn mehrere Vertragsparteien externe Beratungsunternehmen einver-

nehmlich beauftragen, werden die Kosten gemäß Abs. (2) zwischen ihnen 

aufgeteilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart wird.   

3. Für die Durchführung von Vergabeverfahren gemäß § 8 Abs. (3) Nr. 3 sol-

len den Vertragsparteien unbeschadet Nr. 2, 4 und 5 keine gesonderten 

Kosten entstehen, da diese innerhalb der normalen Geschäftstätigkeit der 

MVV abgewickelt werden sollen. Soweit Kosten anfallen, tragen sie dieje-

nigen Vertragsparteien, die Gesellschafter der MVV sind im Verhältnis ih-

rer Beteiligung an der MVV; es steht ihnen frei, einen abweichenden Kos-

tenverteilungsmaßstab im Verhältnis zu den übrigen Gesellschaftern der 

MVV zu vereinbaren. 

4. Jede Vertragspartei trägt die aus der Durchführung etwaiger Gerichts- 

oder Nachprüfungsverfahren bei ihr entstehenden Kosten oder Schäden 

vorbehaltlich der nachfolgenden Regelungen alleine. Berechtigte Ansprü-

che Dritter gegen mehrere Vertragsparteien werden gemäß Abs. (2) zwi-

schen diesen aufgeteilt. Mehrere Vertragsparteien können gemeinsam 

eine externe Rechtsberatung einvernehmlich beauftragen und teilen dann 

die Kosten im Verhältnis gemäß Abs. (2) zwischen sich auf, soweit nicht 

etwas anderes vereinbart wird.  

5. Wenn eine Vertragspartei Kosten oder Schäden der anderen Vertragspar-

teien alleine verursacht, haftet sie alleine. Dies schließt mögliche Kosten 

eines Gerichts- oder Vergabenachprüfungsverfahrens einschließlich eines 

Beschwerdeverfahrens ein. Soweit eine schadensverursachende Hand-

lung einer nach § 15, § 16 oder § 17 getroffenen Entscheidung entspricht, 

gilt Satz 1 nicht. 

6. Die Vertragsparteien außer der LHM vergüten der MVG nur solche Tätig-

keiten im Bereich der Betriebskoordination, die die MVG für die jeweiligen 

Vertragsparteien durchführt. Für die Betriebskoordination, die die MVV 

durchführt, sollen den Vertragsparteien keine gesonderten Kosten entste-

hen, da dies innerhalb der normalen Geschäftstätigkeit der MVV abgewi-

ckelt werden soll. Soweit Kosten anfallen, tragen sie diejenigen Vertrags-

parteien, die Gesellschafter der MVV sind im Verhältnis ihrer Beteiligung 

an der MVV; es steht ihnen frei, einen abweichenden Kostenverteilungs-

maßstab im Verhältnis zu den übrigen Gesellschaftern der MVV zu verein-

baren. 

7. Für die Vertriebskanäle gemäß § 8 Abs. (3) Nr. 4 und § 8 Abs. (3) Nr.5 

sollen den Vertragsparteien keine gesonderten Kosten entstehen, da inso-

fern nur bestehende Apps verwendet werden. Soweit Kosten entstehen, 

trägt sie derjenige, bei dem sie anfallen. Es steht den Gesellschaftern von 
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MVV und MVG jeweils frei, anderweitige Finanzierungsregelungen im Ver-

hältnis zu den Gesellschaften zu treffen. 

8. Für die Kosten für die Vorbereitung von Marketingmaßnahem (§ 8 Abs. (3) 

Nr. 7 Buchst. a) gilt Nr. 6 entsprechend.  

9. Die Kosten für die Durchführung von Marketingmaßnahmen trägt diejenige 

Vertragspartei, die sie durchführt. 

10. Im Übrigen tragen alle Vertragsparteien jeweils die Kosten, die sie unmit-

telbar verursacht haben, selbst. 

11. Alle weiteren Kosten tragen die Vertragsparteien gemeinsam im Verhältnis 

gemäß Abs. (2). 

(2) Sofern Kosten oder sonstige Forderungen zwischen mehreren Vertragsparteien 

aufzuteilen sind, werden diese Kosten im Verhältnis der Anzahl der Fahrräder, 

für die die Vertragsparteien gemäß § 8 Abs. (3) Nr. 1 zum Zeitpunkt der Entste-

hung der Kostentragungspflicht zuständig sind aufgeteilt, wobei folgendes gilt: 

1. Maßgeblich ist die Anzahl der aufgrund eines nach dieser Zweckvereinba-

rung vergebenen oder im Rahmen einer bereits laufenden Ausschreibung 

zu vergebenen Auftrags vom Dienstleister für die jeweilige Vertragspartei 

einzusetzenden Fahrräder. Etwaige Optionen werden gezählt, soweit die 

durch die Option begünstigte Gebietskörperschaft bereits Vertragspartei 

dieser Zweckvereinbarung ist. Wenn für eine Vertragspartei die Anzahl der 

Fahrräder über die Vertragslaufzeit nach einem festen Plan variieren soll 

(z. B. wegen eines Hochlaufplans oder eines „Ausschleichens“ des Leis-

tungsvolumens), zählt die höchstmögliche Zahl an Fahrrädern über die ge-

samte Vertragslaufzeit.  

2. Wenn noch kein Vergabeverfahren eingeleitet wurde, ist die Anzahl der 

Fahrräder gemäß Anlage 1 und Anlage 2 maßgeblich.  

3. Wenn ein nach dieser Zweckvereinbarung vergebener Auftrag unwirksam 

wird und noch kein neues Vergabeverfahren eingeleitet wurde, ist die An-

zahl der Fahrräder maßgeblich, die sich aufgrund des unwirksam gewor-

denen Auftrages nach Nr. 1 ergeben hätte, maßgeblich.  

3. Abschnitt: Das Bikesharing-System 

§ 10 Ausgestaltung des Bikesharing-Systems 

Die Regelungen in diesem Abschnitt geben die wesentlichen Eckpunkte des Bikesharing-

Systems sowie der Ausgestaltung der vertraglichen Beziehungen zum Dienstleister 
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wieder. Die weitere Ausgestaltung im Einzelnen erfolgt nach dem im 5. Abschnitt beschrie-

benen Verfahren, wobei die Vorgaben dieses Abschnitts zu beachten sind.  

§ 11 Inhaltliche Vorgaben an das Bikesharing-Systems 

(1) Das Bikesharing-System soll ein einheitliches System im gesamten Gebiet aller 

Vertragsparteien sein. Die Nutzenden sollen einen einheitlichen Zugang,einheit-

liche Bedingungen und ein einheitliches Design vorfinden. Das System soll ge-

meindeübergreifend nutzbar sein, so dass die Nutzenden überall im zusammen-

hängenden Bediengebiet Fahrräder ausleihen und zurückgeben können.  Es soll 

einheitliche Vorgaben an das Design und die Ausstattung von Stationen geben. 

Lokale Abweichungen bei der Ausgestaltung im Einzelnen sind in begrenztem 

Rahmen zulässig, soweit dies nicht die Einheitlichkeit des Gesamtsystems in-

frage stellt.  

(2) Im Hinblick auf das Leistungsvolumen gilt:  

1. Das Leistungsvolumen entspricht mindestens der Summe der in Anlage 1 

genannten Fahrräder der Basisgebietskörperschaften, die von Anfang an 

Vertragspartei sind. Die Vertragsparteien sollen zudem eine angemessene 

Zu- und Abbestellmöglichkeit erhalten.  

2. Zudem soll bei der Bestimmung des Leistungsvolumens die in Anlage 1 

genannte Anzahl von Fahrrädern derjenigen Basisgebietskörperschaften, 

die erst nach Wirksamwerden der Zweckvereinbarung Vertragspartei wer-

den, berücksichtigt werden. Diese Anzahl dient aber nur als grobe Orien-

tierung, da die finale Anzahl der Fahrräder erst nach der jeweiligen Be-

schlussfassung in den kommunalen Gremien feststeht. Sie darf deshalb 

von den Vertragsparteien aus rechtlichen Gründen oder aus Gründen der 

Wirtschaftlichkeit oder Zweckmäßigkeit im Rahmen der Beschaffung an-

gepasst werden. Soweit möglich soll über Satz 1 hinaus eine Zu- und Ab-

bestellmöglichkeit in angemessenem Rahmen festgelegt werden. Soweit 

zu befürchten steht, dass die jeweiligen Gebietskörperschaften nicht recht-

zeitig Vertragspartei der Zweckvereinbarung werden, gilt für ihre Fahrräder 

Nr. 3. 

3. Soweit möglich, soll eine Zubestellmöglichkeit im Umfang der Summe der 

in Anlage 2 genannten Fahrräder für die Optionsgebietskörperschaften be-

stehen. Diese Anzahl dient aber nur als grobe Orientierung, da die finale 

Anzahl der Fahrräder erst nach der jeweiligen Beschlussfassung in den 

kommunalen Gremien feststeht. Sie darf deshalb von den Vertragspar-

teien aus rechtlichen Gründen oder aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 

oder Zweckmäßigkeit im Rahmen der Beschaffung angepasst werden. 
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Soweit möglich soll über Satz 1 hinaus eine Zu- und Abbestellmöglichkeit 

in angemessenem Rahmen festgelegt werden. 

(3) Soweit Fahrräder, die im Eigentum einer Vertragspartei stehen, im Rahmen des 

Bikesharing-Systems eingesetzt werden, muss auf diesen Fahrrädern ein Hin-

weis auf einen etwaigen Fördergeber angebracht werden und es darf keine Wer-

bung auf den Fahrrädern angebracht werden, soweit etwaige Förderbedingun-

gen dies erfordern und die entsprechende Vertragspartei dies dem Lenkungs-

kreis vor der Entscheidung über die finalisierten Vergabeunterlagen mitgeteilt 

hat.   

§ 12 Vorgaben an die Vertragsbeziehungen gegenüber dem Dienstleister 

(1) Alle Vertragsparteien werden gemeinsam Auftraggeber. 

(2) Die Mitglieder des Lenkungskreises werden bevollmächtigt, gegenüber dem 

Dienstleister Erklärungen mit Wirkung für und gegen alle Vertragsparteien und 

im Namen aller Vertragsparteien abzugeben sowie zu empfangen, um die Ent-

scheidungen, die nach den Vorgaben dieser Zweckvereinbarung (insbesondere 

§ 15, § 16 und § 17) getroffen wurden, umzusetzen. Es wird widerruflich Einzel-

vertretungsmacht erteilt. 

(3) Kosten müssen möglichst weitgehend einzelnen Vertragsparteien zuordenbar 

sein und möglichst direkt mit einzelnen Vertragsparteien abgerechnet werden. 

(4) Die gesamtschuldnerische Haftung ist auszuschließen, soweit die Kosten einzel-

nen Vertragsparteien zuordenbar sind. Soweit eine gesamtschuldnerische Haf-

tung besteht, gilt als Maßstab für den Ausgleich im Innenverhältnis das Verhält-

nis der zum Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs jeder Vertragspartei zuord-

enbaren Fahrräder im System. 

(5) Es soll ein einheitlicher Vertrag zwischen allen Auftraggebern und dem Dienst-

leister geschlossen werden. 

(6) Der Dienstleister soll verpflichtet werden, mit den von den Vertragsparteien be-

stimmten Institutionen im Rahmen der Betriebskoordination (insbesondere MVG 

und MVV) zusammenzuarbeiten. 
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4. Abschnitt: Projektorganisation 

§ 13 Lenkungskreis 

(1) Aufgabe des Lenkungskreises ist es, fachliche Empfehlungen im Zusammen-

hang mit dem Bikesharing-System abzugeben und die gemeinsame Entschei-

dungsfindung im Vorfeld sowie während der Vergabeverfahren und einen ge-

meinsamen Vertragsvollzug sicherzustellen. 

(2) Der Lenkungskreis besteht aus: 

1. LHM; 

2. MVG; 

3. MVV; 

4. einem Vertreter der Landkreise, die Gesellschafter der MVV und Vertrags-

partei dieser Zweckvereinbarung sind (eine gemeinsame Vertretungsper-

son). Der Landrat des Landkreises Ebersberg darf im Namen der Land-

kreise sprechen. Eine einfache Mehrheit der Landkreise, die Gesellschaf-

ter der MVV und Vertragspartei dieser Zweckvereinbarung sind, kann 

durch Erklärung in Textform gegenüber der LHM bestimmen, dass neben 

oder anstelle des Landrates des Landkreises Ebersberg weitere oder an-

dere Personen für sie sprechen dürfen. 

(3) Der Lenkungskreis fasst seine Empfehlungen in Textform ab. Bei Abstimmungen 

hat jedes Mitglied eine Stimme, unabhängig davon, wie viele natürliche Perso-

nen an den Beratungen des Lenkungskreises teilnehmen. Nicht binnen einer an-

gemessenen Frist (regelmäßig zwei Wochen, soweit nicht in dieser Zweckver-

einbarung oder im Empfehlungsvorschlag etwas anderes bestimmt ist) abgege-

bene Stimmen werden nicht gewertet. Umlaufverfahren o. ä., auch per E-Mail, 

sind zulässig. Gesetzliche Formvorschriften bleiben unberührt. 

§ 14 Arbeitsgruppe 

(1) Aufgabe der Arbeitsgruppe ist die fachliche Beratung, insbesondere durch Zuar-

beit gegenüber dem Lenkungskreis.  

(2) Die Arbeitsgruppe besteht aus: 

1. LHM; 

2. MVG; 

3. MVV; 
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4. Landkreis München; 

5. Landkreis Fürstenfeldbruck; 

6. Landkreis Starnberg; 

7. NordAllianz, bestehend aus den Städten Garching bei München und Un-

terschleißheim sowie den Gemeinden Eching, Hallbergmoos, Ismaning, 

Neufahrn bei Freising, Oberschleißheim und Unterföhring a (eine gemein-

same Vertretungsperson). 

(3) Die Arbeitsgruppe fasst ihre Empfehlungen in Textform ab. Sie entscheidet über 

die Empfehlungen einstimmig, sofern nicht etwas anderes in der Zweckverein-

barung bestimmt ist. Bei Abstimmungen hat jedes Mitglied eine Stimme, unab-

hängig davon wie viele natürliche Personen an der Arbeitsgruppe teilnehmen. 

Nicht binnen einer angemessenen Frist (regelmäßig zwei Wochen, soweit nicht 

in dieser Zweckvereinbarung oder im Empfehlungsvorschlag etwas anderes be-

stimmt ist) abgegebene Stimmen werden nicht gewertet und hindern die Emp-

fehlung nicht. Umlaufverfahren o. ä., auch per E-Mail, sind zulässig. Gesetzliche 

Formvorschriften bleiben unberührt.  

5. Abschnitt: Vorbereitung von Vergabeverfahren 

§ 15 Entscheidungsfindung bei der Vorbereitung von Vergabeverfahren 

(1) Im Vorfeld der Vergabebekanntmachung für Vergabeverfahren zur Beschaffung 

der Dienstleistung für das Bikesharing-System (vgl. § 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 2) 

werden Entscheidungen (insb. über die Vergabeunterlagen sowie die Verfah-

rensgestaltung und -einleitung) wie folgt gefällt: 

1. Die Arbeitsgruppe erarbeitet Empfehlungen für den Lenkungskreis, insbe-

sondere Entscheidungsvorschläge sowie Vorschläge für Vergabeunterla-

gen. 

2. Der Lenkungskreis gibt eigene Empfehlungen ab. Wenn die Arbeitsgruppe 

ihm gegenüber eine Empfehlung abgibt, muss der Lenkungskreis darüber 

entscheiden, ob er sich die Empfehlung zu eigen macht. Im Übrigen kann 

er frei eigene Empfehlungen entwickeln. Er entscheidet über seine Emp-

fehlungen, einschließlich einer Empfehlung über die finalen Vergabeunter-

lagen, einstimmig.  

3. Der Lenkungskreis übermittelt seine Empfehlungen sowie die finalisierten 

Vergabeunterlagen an die Vergabestelle. Die Vergabestelle informiert alle 

Vertragsparteien über die anstehende Vergabe und setzte eine 
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angemessene Frist (regelmäßig eine Woche), innerhalb derer die Ver-

tragsparteien den Vergabeunterlagen und sonstigen Empfehlungen zu-

stimmen oder Widerspruch erheben können. Wenn eine Vertragspartei 

keinen rechtzeitigen Widerspruch in Textform gegenüber der Vergabe-

stelle äußert, wird dies als Zustimmung gewertet.  

4. Erhebt eine Vertragspartei Widerspruch, gilt folgendes:  

a. Die widersprechende Vertragspartei wird nicht mehr Auftraggeberin 

des auszuschreibenden Auftrags. Die Beschaffung wird mit den übri-

gen Vertragsparteien fortgeführt. Die widersprechende Vertragspartei 

wird bei der Ausgestaltung der Vergabeunterlagen als Optionsgebiets-

körperschaft behandelt. Die Vergabestelle darf die Vergabeunterlagen 

eigenständig anpassen, wobei die Vorgaben gemäß § 15 Abs.  (1) Nr. 

3 Satz 2 und 3 und Nr. 4 gelten.  

b. Die widersprechenden Vertragspartei darf an Entscheidungen nach 

dieser Zweckvereinbarung bis zur Beendigung eines im Rahmen der 

Ausschreibung erteilten Auftrages, bis zur Aufhebung eines laufenden 

Vergabeverfahrens, bis zu einer Entscheidung zur Nichtdurchführung 

eines Vergabeverfahrens oder bis sie Auftraggeberin nach Buchst. c 

wird, nicht teilnehmen. Bei der Berechnung von Quoren gilt sie solange 

nicht als Vertragspartei. 

c. Soweit die Vergabeunterlagen entsprechende Regelungen vorsehen, 

kann die widersprechende Vertragspartei nach Zuschlagserteilung 

durch Erklärung gegenüber der MVV verlangen, Auftraggeberin zu 

werden. Über die Erklärung setzt die MVV alle Vertragsparteien zeit-

nah in Kenntnis. Wenn die übrigen Vertragsparteien nach dem in § 17 

beschriebenen Verfahren eine anderweitige Entscheidung treffen, gilt 

Satz 1 nicht. Dies ist auch nach der Erklärung gemäß Satz 1 möglich. 

d. Bestehende Kostentragungspflichten bleiben unberührt. 

e. Erhebt die LHM oder erheben so viele Vertragsparteien, dass sie ge-

meinsam mindestens 25 % der Fahrräder abzüglich der Fahrräder der 

LHM, ausmachen, Widerspruch, gilt abweichend vom Vorstehenden, 

dass die Empfehlung des Lenkungskreises abgelehnt ist. 

(2) Wenn im Vorfeld der Vergabebekanntmachung insgesamt so viele Vertragspar-

teien Widerspruch erheben, dass sie gemeinsam mindestens 25 % der Fahrrä-

der gemäß Anlage 1 ausmachen, kann jedes Mitglied des Lenkungskreises 

durch Mitteilung in Textform gegenüber der Vergabestelle bestimmen, dass die 

in Vorbereitung befindliche Beschaffung zu unterbleiben hat.  

(3) Alle Vertragsparteien bevollmächtigen bereits mit Abschluss dieser Zweckver-

einbarung alle zukünftigen Vergabestellen im Sinne dieser Zweckvereinbarung, 

Entscheidungen, die nach den vorstehenden Verfahren getroffen wurden, in 
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ihrem Namen umzusetzen und die Beschaffung entsprechend durchzuführen so-

wie Erklärungen mit Wirkung für und gegen die Vertragsparteien zu empfangen. 

Alle Vertragsparteien verpflichten sich allen anderen Vertragsparteien gegen-

über, Entscheidungen, die nach dem vorstehenden Verfahren beschlossen wur-

den, umzusetzen bzw. deren Umsetzung durch die Vergabestelle zu dulden und 

zu unterstützen. 

6. Abschnitt: Durchführung der Beschaffung des Bikesharing-Systems 

§ 16 Entscheidungsfindung während des Vergabeverfahrens 

(1) Während des Vergabeverfahrens der Dienstleistung für das Bikesharing-System 

(vgl. § 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 2) werden Entscheidungen (insbesondere über Ver-

fahrenshandlungen, Änderungen an den Vergabeunterlagen sowie sonstige 

Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren) wie folgt gefällt: 

1. Die Arbeitsgruppe erarbeitet Empfehlungen für den Lenkungskreis.  

2. Der Lenkungskreis gibt eigene Empfehlungen ab. Wenn die Arbeitsgruppe 

ihm gegenüber eine Empfehlung abgibt, soll der Lenkungskreis darüber 

entscheiden, ob er sich die Empfehlung zu eigen macht, wenn nicht be-

sondere Umstände wie z. B. Eilbedürftigkeit, dagegen sprechen. Im Übri-

gen kann er frei eigene Empfehlungen entwickeln. Er entscheidet über 

seine Empfehlungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 

wobei ein Empfehlungsvorschlag als abgelehnt gilt, wenn die LHM nicht 

zustimmt. Er muss seine Empfehlungen so begründen, dass alle Vertrags-

parteien diese selbst inhaltlich prüfen können.  

3. Der Lenkungskreis übermittelt seine Empfehlungen an die Vergabestelle. 

Die Vergabestelle informiert alle Vertragsparteien über anstehende Maß-

nahmen und Verfahrenshandlungen und setzte eine angemessene Frist 

(regelmäßig zwei Werktage) innerhalb derer die Vertragsparteien den 

Maßnahmen und Handlungen zustimmen oder Widerspruch erheben kön-

nen. Wenn eine Vertragspartei keinen rechtzeitigen Widerspruch in Text-

form gegenüber der Vergabestelle äußert, wird dies als Zustimmung ge-

wertet. Alle Vertragsparteien sind verpflichtet, die von der Vergabestelle 

übermittelten Informationen selbst inhaltlich zu prüfen und das Ergebnis 

der Prüfung zu dokumentieren. 

4. Erhebt eine Vertragspartei Widerspruch, gilt folgendes: 

a. Die widersprechende Vertragspartei wird nicht mehr Auftraggeberin 

des auszuschreibenden Auftrags. Die Beschaffung wird mit den 
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übrigen Vertragsparteien fortgeführt. Die widersprechende Vertrags-

partei wird bei der Ausgestaltung der Vergabeunterlagen als Options-

gebietskörperschaft behandelt. Die Vergabestelle darf die Vergabeun-

terlagen eigenständig anpassen, wobei die Vorgaben gemäß § 15 Abs.  

(1) Nr. 3 Satz 2 und 3 und Nr. 4 gelten.  

b. Die widersprechende Vertragspartei darf an Entscheidungen nach die-

ser Zweckvereinbarung bis zur Beendigung eines im Rahmen der Aus-

schreibung erteilten Auftrages, bis zur Aufhebung eines laufenden 

Vergabeverfahrens, bis zu einer Entscheidung zur Nichtdurchführung 

eines Vergabeverfahrens oder bis sie Auftraggeberin nach Buchst. c 

wird, nicht teilnehmen. Bei der Berechnung von Quoren gilt sie solange 

nicht als Vertragspartei. 

c. Soweit die Vergabeunterlagen entsprechende Regelungen vorsehen, 

kann die widersprechende Vertragspartei nach Zuschlagserteilung 

durch Erklärung gegenüber der MVV verlangen, Auftraggeberin zu 

werden. Über die Erklärung setzt die MVV alle Vertragsparteien zeit-

nah in Kenntnis. Wenn die übrigen Vertragsparteien nach dem in § 17 

beschriebenen Verfahren eine anderweitige Entscheidung treffen, gilt 

Satz 1 nicht. Dies ist auch nach der Erklärung gemäß Satz 1 möglich. 

d. Bestehende Kostentragungspflichten bleiben unberührt. 

(2) Wenn während des Vergabeverfahrens insgesamt so viele Vertragsparteien Wi-

derspruch erheben, dass sie gemeinsam mindestens 25 % der zum Zeitpunkt 

der Vergabebekanntmachung zu beschaffenden Fahrräder ausmachen, kann 

der Lenkungskreis beschließen, dass das Vergabeverfahren aufgehoben wird; 

es gilt Abs. (1). 

(3) Alle Vertragsparteien bevollmächtigen bereits mit Abschluss dieser Zweckver-

einbarung alle zukünftigen Vergabestellen im Sinne dieser Zweckvereinbarung, 

Entscheidungen, die nach den vorstehenden Verfahren getroffen wurden, in ih-

rem Namen umzusetzen und die Beschaffung entsprechend durchzuführen so-

wie Erklärungen mit Wirkung für und gegen die Vertragsparteien zu empfangen. 

Alle Vertragsparteien verpflichten sich allen anderen Vertragsparteien gegen-

über, Entscheidungen, die nach dem vorstehenden Verfahren getroffen wurden, 

umzusetzen bzw. deren Umsetzung durch die Vergabestelle zu dulden und zu 

unterstützen. 
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7. Abschnitt: Nach Zuschlagserteilung 

§ 17 Entscheidungsfindung nach Zuschlagserteilung 

(1) Nach Zuschlagserteilung im Vergabeverfahren der Dienstleistung für das Bike-

sharing-System (vgl. § 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 2) treffen alle Vertragsparteien sol-

che Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Bikesharing-System, die nur 

sie selbst betreffen, eigenständig. 

(2) Soweit Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Bikesharing-System betrof-

fen sind, die mehrere oder alle Vertragsparteien betreffen (z. B. Vertragsände-

rungen, Anpassung von Tarifen, Servicequalitäten o. ä.), gilt: 

1. Die Arbeitsgruppe erarbeitet Empfehlungen für den Lenkungskreis. 

2. Der Lenkungskreis gibt eigene Empfehlungen ab. Wenn die Arbeitsgruppe 

ihm gegenüber eine Empfehlung abgibt, muss der Lenkungskreis darüber 

entscheiden, ob er sich die Empfehlung zu eigen macht. Im Übrigen kann 

er frei eigene Empfehlungen entwickeln. Er entscheidet über seine Emp-

fehlungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wobei ein 

Empfehlungsvorschlag als abgelehnt gilt, wenn die LHM nicht zustimmt.  

3. Der Lenkungskreis übermittelt seine Empfehlungen an die Vergabestelle 

(MVV). Die Vergabestelle informiert alle Vertragsparteien über anstehende 

Maßnahmen und setzte eine angemessene Frist (regelmäßig eine Woche) 

innerhalb derer die Vertragsparteien den Maßnahmen zustimmen oder Wi-

derspruch erheben können. Wenn eine Vertragspartei keinen rechtzeitigen 

Widerspruch in Textform gegenüber der Vergabestelle äußert, wird dies 

als Zustimmung gewertet. 

4. Die Empfehlung ist angenommen, wenn nicht mindestens eine Vertrags-

partei rechtzeitig Widerspruch erhebt. Der Lenkungskreis kann im Falle ei-

nes Widerspruchs eine zweite (ggf. angepasste) Empfehlung abgeben. 

Anschließend wird gemäß Nr. 3 verfahren. 

5. Die zweite Empfehlung gilt als angenommen, wenn nicht so viele Vertrags-

parteien rechtzeitig Widerspruch erheben, dass sie gemeinsam mindes-

tens 25 % der gegenwärtig im System befindlichen Fahrräder (abzüglich 

der Fahrräder der LHM) ausmachen. 

(3) Alle Vertragsparteien bevollmächtigen bereits mit Abschluss dieser Zweckver-

einbarung alle Mitglieder des Lenkungskreises sowie die zukünftigen Vergabe-

stellen, Empfehlungen, die nach den vorstehenden Verfahren angenommen wur-

den, in ihrem Namen umzusetzen und Erklärungen mit Wirkung für und gegen 

die Vertragsparteien entgegenzunehmen. Alle Vertragsparteien verpflichten sich 

allen anderen Vertragsparteien gegenüber, Entscheidungen, die nach dem 



 

 

 

- 20 - 

vorstehenden Verfahren beschlossen wurden, umzusetzen bzw. deren Umset-

zung durch die die Vertragsparteien, die Vertretungspersonen in den Lenkungs-

kreis entsenden, zu dulden und zu unterstützen. 

§ 18 Betriebskoordination  

(1) Die Betriebskoordination umfasst folgende Aufgaben: 

1. Überwachung der Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen des 

Dienstleisters; 

2. Beschaffung und Betrieb eines Datendashboards zur Betriebssteuerung 

und Überwachung des Bikesharing-Systems unter Federführung MVV und 

Beteiligung MVG; das Dashboard steht den Vertragsparteien, der MVV 

und der MVG vollständig zur Verfügung; 

3. Aufbereitung und Bereitstellung sowie ggf. Erhebung von Daten mit Bezug 

zum Bikesharing-System für die Vertragsparteien zur Erfüllung ihrer jewei-

ligen Aufgaben, ggf. unter Nutzung von vom Dienstleister bereitgestellten 

Daten; 

4. Vertretung der Interessen der Vertragsparteien gegenüber dem Dienstleis-

ter; Abstimmungen mit dem Dienstleister zur Leistungserbringung und -

verbesserung im Interesse der Vertragsparteien; 

5. Information und Hilfestellung für die Vertragsparteien; Unterstützung bei 

der Formulierung von Kommunikationsmaßnahmen; 

6. Beantwortung von Anfragen von Nutzenden und Bürger:innen. 

(2) Sonstige Aufgabenzuweisungen nach dieser Zweckvereinbarung bleiben unbe-

rührt. 

8. Abschnitt: Weitere Vorgaben zur Kooperation 

§ 19 Weitere Vorgaben zur Kooperation  

(1) Alle Vertragsparteien sind verpflichtet, gegenüber der LHM und ggf. gegenüber 

der Vergabestelle eine vertretungsberechtigte Ansprechperson zu benennen, die 

für Fragen und Entscheidungen im Hinblick auf diese Zweckvereinbarung zur 

Verfügung steht. Bei Verhinderung sind die Vertragsparteien verpflichtet, für eine 

Vertretung zu sorgen und die E-Mails, die an die Ansprechperson gesendet wer-

den, weiterzuleiten. 
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(1) Vergaberechtliche und kommunalrechtliche Mitwirkungsverbote in Vergabever-

fahren müssen von den Vertragsparteien jeweils selbst geklärt und eingehalten 

werden. Die Vertragsparteien stellen insbesondere sicher, dass niemand an Ent-

scheidungen in Vergabeverfahren mitwirkt, der gemäß § 6 VgV ausgeschlossen 

ist. 

(2) Die Vertragsparteien vereinbaren Verschwiegenheit hinsichtlich aller Umstände 

und Informationen, von denen sie im Rahmen der Vorbereitung und Durchfüh-

rung des Vergabeverfahrens Kenntnis erlangen, soweit sie nicht die jeweilige 

Vertragspartei selbst betreffen. Dies gilt nicht für gesetzliche Mitteilungspflichten 

oder Mitteilungspflichten gegenüber Aufsichtsgremien und -behörden sowie im 

Rahmen einer Beratung durch Rechtsanwält:innen, Steuerberater:innen oder 

Wirtschaftsprüfer:innen. 

(3) Die Vertragsparteien stellen sicher, dass Informationen, die im Rahmen des 

Vergabeverfahrens anfallen, nur denjenigen Mitarbeitenden in dem Umfang zur 

Kenntnis gelangen, wie dies zur ordnungsgemäßen Bearbeitung erforderlich ist. 

(4) Alle Vertragsparteien sind verpflichtet, ihrer vergaberechtlichen Obliegenheit 

nachzukommen und die wesentlichen Entscheidungen in Bezug auf die Vorbe-

reitung und Durchführung von Vergabeverfahren selbst zu treffen. Dies beinhal-

tet eine eigene inhaltliche Prüfung, die von den Vertragsparteien eigenständig 

zu dokumentieren ist. 

(5) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Einhaltung etwaiger für sie geltender 

Förderbestimmungen zu prüfen und abzusichern sowie die Arbeitsgruppe und 

den Lenkungskreis über Anforderungen an die Ausgestaltung und Beschaffung 

des Bikesharing-Systems, die sich aufgrund der Förderbestimmungen ergeben, 

unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Wenn eine Entscheidung nach dieser 

Zweckvereinbarung getroffen werden soll (vgl. § 15, § 16 und § 17), die nicht im 

Einklang mit den Förderbestimmungen steht, ist die betroffene Vertragspartei 

verpflichtet, ihr Widerspruchsrecht gemäß 5. Abschnitt§ 15 Abs. (1) Nr. 3 Satz 2, 

§ 16 Abs. (1) Nr. 3 Satz 2 und § 17 (2) Nr. 3 Satz 2 und Nr. 4 Satz 3 auszuüben. 

Bei einem Verstoß gegen die vorgenannten Verpflichtungen zur Prüfung und Ab-

sicherung der Einhaltung der Förderbestimmungen bzw. zur Ausübung des Wi-

derspruchsrechtes, verzichtet die jeweilige Vertragspartei auf etwaige Forderun-

gen gegenüber den übrigen Vertragsparteien im Zusammenhang mit einer etwa-

igen Verletzung von Förderbestimmungen. 
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9. Abschnitt: MVG Rad, andere Zweckvereinbarungen 

§ 20 MVG Rad, Andere Zweckvereinbarungen 

(1) Soweit auf dem Gebiet einer Vertragspartei ein Angebot des MVG Rades be-

steht, darf dieses Angebot bis zu dem Zeitpunkt bestehen bleiben, in dem das 

Leistungsvolumen des im Rahmen eines nach dieser Zweckvereinbarung verge-

benen Auftrags für einen Bikesharing-Betreiber (§ 8 Abs. (3) Nr. 1 Satz 2) in dem 

betreffenden Gebiet mindestens das Leistungsvolumen nach Anlage 1 bzw. An-

lage 2 für das Gebiet erreicht hat. Die nach Satz 1 betroffenen Vertragsparteien 

können einvernehmlich (bzw. auf dem Gebiet der LHM einseitig die LHM) ent-

scheiden, das Angebot schon vor dem in Satz 1 bestimmten Zeitpunkt zu redu-

zieren oder einzustellen. Bestehende Vereinbarungen das MVG Rad betreffend, 

die nur zwischen Vertragsparteien dieser Zweckvereinbarung getroffen wurden, 

bleiben bestehen, soweit sie das MVG Rad betreffen und dem Zweck dieser 

Zweckvereinbarung nicht zuwiderlaufen; im Übrigen gilt Abs. (4). Nach Einstel-

lung eines Angebots des MVG Rades gemäß Satz 1 bzw. Satz 2 gilt für die be-

troffene Vertragspartei Abs. (5). 

(2) Die „Kooperationsvereinbarung als kommunaler Zusammenschluss: Vereinba-

rung zwischen den Kommunen der NordAllianz zur Errichtung von Radinfrastruk-

tur im Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz durch Radverkehr““ (Anlage 

3; im Folgenden: Kooperationsvereinbarung) zwischen den Städten Garching bei 

München und Unterschleißheim sowie den  Gemeinden Eching, Hallbergmoos, 

Ismaning, Neufahrn bei Freising, Oberschleißheim und Unterföhring vom 

09.11.2022 gilt zwischen ihren Vertragsparteien mit der folgend Maßgabe fort, 

dass bei Widersprüchen die Regelungen der vorliegende Zweckvereinbarung 

den Regelungen der Kooperationsvereinbarung vorgehen; insbesondere gilt: 

1. Die Vorgaben zum Bikesharing-System oder zu den Vertragsbeziehungen 

zum Dienstleister in der Kooperationsvereinbarung sollen vom Lenkungs-

kreis beachtet werden. Die Regelungen dieser Zweckvereinbarung, die 

Empfehlungen des Lenkungskreises sowie die nach den Vorgaben dieser 

Zweckvereinbarung getroffenen Entscheidungen gehen den Bestimmun-

gen der Kooperationsvereinbarung jedoch vor. 

2. Soweit die Aufgabenverteilung der Kooperationsvereinbarung im Wider-

spruch zur Aufgabenverteilung dieser Zweckvereinbarung steht, geht 

diese Zweckvereinbarung vor. Die Vertragsparteien der Kooperationsver-

einbarung können untereinander vereinbaren, dass die Regelung zur Auf-

gabenverteilung der Kooperationsvereinbarung im Innenverhältnis der 

Vertragsparteien der Kooperationsvereinbarung fortgelten. 
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3. Hinsichtlich der Kostenverteilung der Betriebskosten des Pedelecsharings 

und der Verwendung der Einnahmen aus dem Bikesharing-System sowie 

der Kostenverteilung für investive Maßnahmen mit Bezug zum Pedelecs-

haring gehen die Regelungen dieser Zweckvereinbarung den Regelungen 

der Kooperationsvereinbarung vor. Die Vertragsparteien der Kooperati-

onsvereinbarung können untereinander vereinbaren, dass die Regelung 

zur Kostentragung der Kooperationsvereinbarung im Innenverhältnis der 

Vertragsparteien der Kooperationsvereinbarung fortgelten. 

4. Den Vertragsparteien der Kooperationsvereinbarung steht es frei, die Ko-

operationsvereinbarung zu beenden oder zu ändern. Im Falle einer Ände-

rung gehen die Regelungen dieser Zweckvereinbarung den geänderten 

Regelungen der Kooperationsvereinbarung vor. 

Die Vertragsparteien der Kooperationsvereinbarung – nicht aber die sonstigen 

Vertragsparteien dieser Zweckvereinbarung – sind selbst verpflichtet, die Einhal-

tung etwaiger der Kooperationsvereinbarung zugrundeliegender Förderbestim-

mungen sicherzustellen. Wenn nicht alle Vertragsparteien der Kooperationsver-

einbarung Vertragspartei dieser Zweckvereinbarung sind, gelten die oben ge-

nannten Bestimmungen nur im Verhältnis der Vertragsparteien dieser Zweckver-

einbarung; für die Vertragsparteien dieser Zweckvereinbarung, die auch Ver-

tragspartei der Kooperationsvereinbarung sind, gilt insofern Abs. (5). 

(3) Die Zweckvereinbarung zwischen dem Landkreis Fürstenfeldbruck und den 

Städten Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie den Ge-

meinden Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schön-

geising (Anlage 4; im Folgenden: Zweckvereinbarung-FFB), bzw. etwaige 

Zweckvereinbarung die aufgrund einer geänderten Beschlusslage in den betref-

fenden Gremien anstelle der Zweckvereinbarung-FFB abgeschlossen werden, 

kann neben der vorliegenden Zweckvereinbarung mit der Maßgabe gelten, dass 

bei Widersprüchen die Regelungen der vorliegenden Zweckvereinbarung den 

Regelungen der Zweckvereinbarung-FFB vorgehen; insbesondere gilt: 

1. Die Vorgaben zum Bikesharing-System oder zu den Vertragsbeziehungen 

zum Dienstleister in der Zweckvereinbarung-FFB sollen vom Lenkungs-

kreis beachtet werden. Die Regelungen dieser Zweckvereinbarung, die 

Empfehlungen des Lenkungskreises sowie die nach den Vorgaben dieser 

Zweckvereinbarung getroffenen Entscheidungen gehen den Bestimmun-

gen der Zweckvereinbarung-FFB jedoch vor. 

2. Soweit die Aufgabenverteilung der Zweckvereinbarung-FFB im Wider-

spruch zur Aufgabenverteilung dieser Zweckvereinbarung steht, geht 

diese Zweckvereinbarung vor. Die Vertragsparteien der Zweckvereinba-

rung-FFB können untereinander vereinbaren, dass die Regelung zur Auf-

gabenverteilung der Zweckvereinbarung-FFB im Innenverhältnis der Ver-

tragsparteien der Zweckvereinbarung-FFB fortgelten. 
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3. Hinsichtlich der Kostenverteilung und der Abrechnung mit Dienstleistern 

gehen die Regelungen dieser Zweckvereinbarung den Regelungen der 

Zweckvereinbarung-FFB vor. Die Vertragsparteien der Zweckvereinba-

rung-FFB können untereinander vereinbaren, dass die Regelung zur Kos-

tentragung und/oder zur Abrechnung mit dem Dienstleister der Zweckver-

einbarung-FFB im Innenverhältnis der Vertragsparteien der Zweckverein-

barung-FFB fortgelten. 

4. Den Vertragsparteien der Zweckvereinbarung-FFB steht es frei, die 

Zweckvereinbarung-FFB zu beenden oder zu ändern. Im Falle einer Än-

derung gehen die Regelungen dieser Zweckvereinbarung den geänderten 

Regelungen der Zweckvereinbarung-FFB vor. 

Die Vertragsparteien der Zweckvereinbarung-FFB – nicht aber die sonstigen 

Vertragsparteien dieser Zweckvereinbarung – sind selbst verpflichtet, die Einhal-

tung etwaiger der Zweckvereinbarung-FFB zugrundeliegender Förderbestim-

mungen sicherzustellen. Wenn nicht alle Vertragsparteien der Zweckvereinba-

rung-FFB Vertragspartei dieser Zweckvereinbarung sind, gelten die oben ge-

nannten Bestimmungen nur im Verhältnis der Vertragsparteien dieser Zweckver-

einbarung; für die Vertragsparteien dieser Zweckvereinbarung, die auch Ver-

tragspartei der Zweckvereinbarung-FFB sind, gilt insofern Abs. (5). 

(4) Im Fall von weiteren Zweckvereinbarungen, sonstigen Kooperationsformen nach 

dem KommZG oder anderen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Verein-

barungen mit Bezug zum Bikesharing, an denen nur Vertragsparteien dieser 

Zweckvereinbarung beteiligt sind (sonstige Vereinbarungen), gehen die Bestim-

mungen dieser Zweckvereinbarung den Bestimmungen der sonstigen Vereinba-

rungen vor. Dies gilt nicht, soweit die Bestimmungen der sonstigen Vereinbarun-

gen nicht den Betrieb von oder das Marketing für Bikesharing, sondern insbe-

sondere Bikesharing-Stationen oder sonstige Bikesharing-Infrastruktur betref-

fen. 

(5) Unbeschadet Abs. (1) und Abs. (2) sind die Vertragsparteien verpflichtet, beste-

hende Zweckvereinbarungen, die im Widerspruch zu dieser Zweckvereinbarung 

stehen oder ihren Zielen zuwiderlaufen, unverzüglich anzupassen oder zu been-

den. 
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10. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 21 Anzeige bei der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Vereinbarung ist der Aufsichtsbehörde gemäß Art. 12 Abs. (1) KommZG an-

zuzeigen.  

(2) Die Änderung, Kündigung und Aufhebung der Vereinbarung ist der Aufsichtsbe-

hörde gemäß Art. 14 Abs. (1) KommZG ebenfalls anzuzeigen. Die Vertragspar-

teien verpflichten sich, die Änderung, Kündigung oder Aufhebung der Vereinba-

rung der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

§ 22 Anwendbares Recht 

Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.  

§ 23 Schriftform 

Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Jede Änderung oder Ergänzung, 

einschließlich dieser Bestimmung, bedarf der Schriftform. 

§ 24 Änderungen der zugrundeliegenden Verhältnisse, salvatorische Klausel 

(1) Bei wesentlichen Änderungen der dieser Vereinbarung zugrunde liegenden Ver-

hältnisse ist auf Antrag einer Vertragspartei über eine entsprechende Anpassung 

zu verhandeln.  

(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurch-

führbar sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 

des Vertrags hiervon nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen oder undurch-

führbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung tre-

ten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die 

die Vertragspartner mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung 

verfolgt haben. Gleiches gilt für den Fall, dass die Vertragspartner nachträglich 

feststellen, dass die Vereinbarung lückenhaft ist. 
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§ 25 Anlagenspiegel 

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Zweckvereinbarung: 

Anlage 1 Liste der Basisgebietskörperschaften und der Anzahl der gewünschten Fahr-

räder 

Anlage 2 Liste der Optionsgebietskörperschaften und der Anzahl der gewünschten 

Fahrräder 

Anlage 3 „Kooperationsvereinbarung als kommunaler Zusammenschluss: Vereinba-

rung zwischen den Kommunen der NordAllianz zur Errichtung von Radinfra-

struktur im Rahmen des Förderprogramms „Klimaschutz durch Radverkehr““ 

(im Folgenden: Kooperationsvereinbarung) zwischen den Städten Garching 

bei München und Unterschleißheim sowie den  Gemeinden Eching, Hall-

bergmoos, Ismaning, Neufahrn bei Freising, Oberschleißheim und Unterföh-

ring vom 09.11.2022 

Anlage 4 Entwurf der Zweckvereinbarung zwischen dem Landkreis Fürstenfeldbruck 

und den Städten Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie 

den Gemeinden Grafrath, Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf 

und Schöngeising über das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen 

beim Aufbau und Betrieb eines Netzes von Mobilitäts- und Radstationen so-

wie bei der Beantragung und Abrechnung von Fördermitten im Rahmen die-

ses Vorhabens. 

 

 

 



Anlage 1 Liste der Basisgebietskörperschaften und der Anzahl der 
gewünschten Fahrräder (gem. §3 II Zweckvereinbarung) 
 
Letzte Anpassung: 25.09.2023 (Anlage wird gem.§7 der Zweckvereinbarung regelmäßig 
fortgeschrieben) 

Gemeinde/ 
Stadt/Markt Mechanische Räder Pedelecs 

Landeshauptstadt München 3200 2000 
Geretsried 20 10 
Wolfratshausen 0 10 
Bad Tölz 36* 12* 
Gauting 39* 13* 
Gilching 20 6 
Fürstenfeldbruck 70 0*** 
Germering 80 0*** 
Grafrath 3 0*** 
Gröbenzell 30 0*** 
Landsberied 10 0*** 
Maisach 45 0*** 
Mammendorf 25 0*** 
Olching 50 0*** 
Puchheim 76 0*** 
Schöngeising 6 0*** 
Dachau Stadt 0 120 
Hebertshausen 10* 4* 
Aschheim 28 26 
Aying 14* 5* 
Brunnthal 14* 5* 
Feldkirchen 19* 7* 
Garching 46* 16* 
Gräfelfing 36* 12* 
Grünwald 30* 10* 

Haar 56* 19* 
Hohenbrunn 23* 8* 
Höhenkirchen-Siegertsbrunn 28* 10* 
Ismaning 46* 80* 
Kirchheim-Heimstetten 35  0 
Neubiberg 39* 13* 
Neuried 22* 8* 
Oberschleißheim 31* 10* 
Oberhaching 36* 12* 

Planegg 93  0 
Pullach im Isartal 36  0 
Tau�irchen 47* 16* 

Unterföhring 38 45 
Unterhaching 66* 22* 
Unterschleißheim  0** 57 
Hallbergmoos 0** 30* 



Neufahrn 0** 30* 
Eching 0** 30* 
Holzkirchen 30* 10* 
Weyarn 7* 3* 
Valley 6* 2* 
Otterfing 9* 3* 

 

*Schätzwert beruhend auf der Grundsatzuntersuchung geteilte Mikromobilität 

**Derzeit noch keine genauen Schätzwerte vorhanden   

*** Ggf. Tausch eines noch durch die Gremien zu bes�mmenden Anteils an mechanischen Rädern 
durch Pedelecs 
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ANLAGE 4 

1. Beschlossene Version von 2022 

 

Der 

Landkreis Fürstenfeldbruck 

- vertreten durch den Landrat und nachfolgend als „Landkreis“ bezeichnet - 

 

und 

 

die  

Städte Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie die Gemeinden Grafrath, 

Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schöngeising 

- vertreten durch den jeweiligen Oberbürgermeister bzw. die Erste Bürgermeisterin / den Ersten 

Bürgermeister und nachfolgend jeweils als „Kommune“, zusammen als „Kommunen“ bezeichnet - 

 

- nachfolgend gemeinsam als „Partner“ bezeichnet -  

 

schließen gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KommZG) folgende  

 

ZWECKVEREINBARUNG 

 

Präambel 

Die Partner beabsichtigen in den Kommunen den Aufbau eines Netzes von Mobilitäts- und 
Radstationen mit einheitlichem und in seinem Umfang lokal abgestuftem Verkehrsangebot. Das 
vorgesehene Angebot umfasst insb. Car- und Bikesharing sowie Infrastruktureinrichtungen für den 
Individualradverkehr. Mit dem Aufbau eines solchen Stationsangebotes, das eng mit dem 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vernetzt wird, stellen die Partner allen Menschen, die in 
den Kommunen leben, diese besuchen oder dort arbeiten, ein attraktives Alternativangebot zum 
motorisierten Individualverkehr bereit. So soll ein Beitrag zur verkehrlichen Entlastung und zum 
Klimaschutz geleistet werden. 

Gemäß mobilitätswissenschaftlicher Erkenntnisse ist dabei in Bezug auf Zugang, Nutzung und 
Erscheinungsbild ein einheitliches System erforderlich, damit das vorgesehene Stationsangebot 
angenommen wird und so einen maßgeblichen verkehrlichen Mehrwert erzielt. Die 
flächendeckende Nutzbarkeit der Leih- bzw. Sharingangebote über kommunale Grenzen hinweg, 
deren möglichst unkomplizierte Beauskunftung, Buchung und Abrechnung, ein hoher 
Vernetzungsgrad mit dem bestehenden ÖPNV sowie die Wiedererkennbarkeit der Angebote im 
öffentlichen Raum sind dafür grundlegende Voraussetzungen.  

Zur Umsetzung ihres gemeinsamen Vorhabens beantragen die Partner finanzielle Zuwendungen 
in Form von Fördermitteln. 
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Um die Einheitlichkeit des Systems sowie Fördermittelbeantragung und -abwicklung gewährleisten 
zu können, ist eine Koordination und Bündelung von Aufgaben über eine zentrale Stelle 
erforderlich. Im vorliegenden Fall werden über das Landratsamt Zuständigkeiten beim Landkreis 
als Gesellschafter im regionalen Nahverkehrsverbund MVV (Münchner Verkehrs- und Tarifverbund 
GmbH) konzentriert. Zum Teil werden diese dem Landkreis durch die Kommunen übertragen. 

Um das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen im Rahmen der genannten 
Zuständigkeiten vertraglich zu regeln, wird diese Zweckvereinbarung geschlossen. Die 
Vereinbarung wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune konkretisiert. 

 

§ 1 Gegenstand der Zweckvereinbarung 

(1) Diese Zweckvereinbarung regelt das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen beim 
Aufbau und Betrieb eines Netzes von Mobilitäts- und Radstationen sowie bei der 
Beantragung und Abrechnung von Fördermitteln im Rahmen dieses Vorhabens. 

(2) Im Einzelnen betrifft die Zweckvereinbarung folgende im Rahmen des in § 1 Abs. 1 
genannten Vorhabens anfallende Aufgabenbereiche: 

a) Vergabeverfahren und Beschaffung, 
b) Aufbau von Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur, 
c) Betrieb, 
d) Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
e) Evaluation / Monitoring und 
f) Abwicklung von Förderverfahren. 

(3) Des Weiteren wird die Zusammenarbeit in folgenden den Mobilitäts- und Radstationsaufbau 
und -betrieb betreffenden Bereichen geregelt: 

a) Finanzierung,  
b) Grundstücke, 
c) Eigentum und 
d) Qualitätsstandards. 

(4) Die genannte Mobilitäts- und Radstationsinfrastruktur wird modular abgestuft ausgeführt. An 
allen Mobilitäts- und Radstationen werden mindestens eingerichtet: 

a) Stele, 
b) Bikesharing-Fahrräder mit passenden Abstellmöglichkeiten und 
c) Infrastruktur für den Individualradverkehr gemäß § 1 Abs. 5. 

(5) Die vorgesehene Infrastruktur für den Individualradverkehr kann je nach Kommune und 
Standort folgende Komponenten umfassen: 

a) Radabstellanlagen entsprechend der Empfehlungen des ADFC und der Hinweise 
zum Fahrradparken der FGSV, z. T. mit Überdachung, 

b) Abstellmöglichkeiten für Lastenräder inkl. Beschilderung / Markierung, 
c) abschließbare Fahrradboxen, 
d) Gepäckfächer / Spinde, 
e) Luft- und Reparaturstationen, 
f) E-Lademöglichkeiten. 

(6) Je nach Kommune und Standort können als Stationsangebote hinzukommen:  

a) (E-)Carsharing inkl. Fahrzeug und Stellplatz (ggf. mit Ladestationen), 
b) E-Lastenradsharingräder mit Abstellmöglichkeiten und Ladestationen,  
c) Stellflächen für E-Scooter inkl. Beschilderung / Markierung. 

(7) Der Unterschied zwischen Mobilitäts- und Radstationen liegt darin, dass Mobilitätsstationen 
in unmittelbarer Nähe zu Haltestellen des ÖPNV liegen, Radstationen diese Verknüpfung 
jedoch nicht bieten. 

(8) Eine tabellarische Übersicht der Aufgaben und Zuständigkeiten des Landkreises und der 
Kommunen ist dieser Zweckvereinbarung beigefügt (Anhang 1). 
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(9) Die Zusammenarbeit wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune 
konkretisiert (gemäß Muster in Anhang 2). 

 

§ 2 Aufgaben und Aufgabenübertragung 

(1) Der Landkreis vergibt Liefer- und Dienstleistungsaufträge zur Beschaffung von Mobilitäts- 
und Radstationsinfrastruktur sowie für Kommunikations- und Evaluations- / 
Monitoringarbeiten. Den Betrieb von Mobilitäts- und Radstationsinfrastruktur vergibt der 
Landkreis stellvertretend für die Kommunen. 

(2) Ebenso vergibt und beauftragt der Landkreis durch ihn zur Förderung durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) angemeldete Lieferungen von, 
für den Stationsaufbau notwendigen Materialien und Tiefbau- / Montagearbeiten. Nicht zur 
Förderung angemeldete Tiefbau- und Montagearbeiten werden in der Regel durch die 
kommunalen Bauhöfe in Eigenregie durchgeführt. In letztgenanntem Fall vereinbaren der 
Landkreis und die jeweilige Kommune in einer Ergänzungsvereinbarung eine für die Partner 
praktikable Übernahmeabwicklung von über den Landkreis beschafften, geförderten 
Materialien mit dem kommunalen Bauhof. 

(3) Für Vergabe und Beschaffung von Materialien für den Tiefbau und den Stationsaufbau sowie 
für die Montage durch externe Dienstleister legen die Kommunen dem Landkreis für die 
Veröffentlichung / den Versand vorbereitete Leistungsbeschreibungen gemäß Vergaberecht 
vor. 

(4) Für die Richtigkeit der Angaben zu benötigten Materialien zum Stationsaufbau und für die 
Beauftragung externer Dienstleister sowie für den Inhalt diesbezüglicher 
Leistungsbeschreibungen übernehmen die Kommunen gegenüber dem Landkreis und den 
Auftragnehmern die rechtliche Verantwortung. 

(5) Die Kommunen führen erforderliche Entwurfs- und Ausführungsplanungen zum 
Stationsaufbau eigenverantwortlich durch. Die Kommunen begleiten, prüfen und 
koordinieren die Stationsaufbauarbeiten.  

(6) Eventuell erforderliche Genehmigungen für die Stationserrichtung sind durch die Kommunen 
beizubringen. 

(7) Der Landkreis vergibt und beauftragt Lieferanten von Stationsinfrastruktur sowie Dienstleister 
für die Stationsmontage und für Kommunikation / Evaluation. Die Kommunen beauftragen 
Betrieb und Wartung von Sharingangeboten. Für Reinigung, Winterdienst und 
Verkehrssicherung an Stationen und auf Flächen, auf denen diese sich befinden, sind die 
Kommunen verantwortlich. 

(8) Die zentrale Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit für das Mobilitäts- und Radstationsprojekt 
erfolgt über den Landkreis. Lokale Kommunikationsinhalte der Kommunen sind davon 
unbenommen. Der Landkreis stellt sicher, dass die Kommunen von ihnen finanzierte 
Infrastruktur durch das Aufbringen des eigenen amtlichen Wappens kenntlich machen 
können. Auf Stationsstelen werden Hinweise und Logos von den an der Finanzierung und 
Umsetzung des Projekts Beteiligten (Landkreis, jeweilige Kommune, Fördermittelgeber) 
ermöglicht. 

(9) Der Landkreis organisiert ein Evaluations- und Monitoringverfahren zur Auswertung der 
verkehrlichen Wirkungen der Mobilitäts- und Radstationsangebote. Hierzu strebt der 
Landkreis die Beschaffung anonymisierter Nutzungsdaten der Sharinganbieter an. 
Außerdem sieht er die Beauftragung geeigneter Dienstleister bzw. wissenschaftlicher 
Kooperationspartner für Erhebungen und Auswertungen vor. Die Kommunen unterstützen 
den Landkreis dabei mit den ihnen zur Verfügung stehenden Daten. Auswertungsergebnisse 
erhalten die Partner und der Fördermittelgeber. 

(10) Der Landkreis beantragt Fördermittel und ist Fördermittelempfänger für die Beschaffung und 
Installation von Stelen, Bikesharing-Fahrrädern mit passenden Abstellmöglichkeiten, 
Infrastruktur für den Individualradverkehr, E-Lastenradsharingrädern mit Abstellmöglichkeiten 
und Ladestationen sowie für Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit und Evaluation / 
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Monitoring. Hierzu bilden die Partner zusammen einen sogenannten Kommunalen 
Zusammenschluss, dem der Landkreis im Sinne des Fördermittelgebers vorsteht. 

(11) Für die in § 2 Abs. 10 genannten Elemente und Inhalte stellt der Landkreis einen Antrag auf 
Förderung im Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch Radverkehr“ (Nationale 
Klimaschutzinitiative) des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). 

(12) Der Landkreis übernimmt rechtsverbindlich die Verantwortung für die Umsetzung der im 
Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch Radverkehr“ geförderten Projektinhalte. Er 
wird beim Fördermittelgeber BMWK als Zuwendungsempfänger geführt, tritt als Auftraggeber 
und Rechnungsempfänger für geförderte Projektinhalte auf, legt dem Fördermittelgeber 
Verwendungsnachweise vor, ist insgesamt für die Berichterstattung zur Projektumsetzung 
gegenüber dem Fördermittelgeber verantwortlich, unternimmt stellvertretend für alle Partner 
Dienstreisen zum Zuwendungsgeber und nimmt an Status- sowie Vernetzungstreffen teil. 

(13) Der Landkreis wird auf die Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers BMWK 
durch alle Partner achten. Im Gegenzug unterstützen die Kommunen den Landkreis mit 
ihnen zur Verfügung stehenden Daten und Dokumentationen sowie mit der fristgerechten 
Umsetzung von ihnen im Rahmen dieser Zweckvereinbarung zugewiesenen Aufgaben bei 
der Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers. 

(14) Es gelten sämtliche Nebenbestimmungen des Fördermittelbescheides des BMWK. 

(15) Die Kommunen garantieren die Vollständigkeit und Richtigkeit von Leistungsbeschreibungen 
für Tiefbau- und Montagearbeiten, von Entwurfs- und Ausführungsplanungen, das 
rechtzeitige Beibringen eventuell erforderlicher Genehmigungen sowie die Bereitstellung 
notwendiger, in kommunaler Hand befindlicher Daten für Evaluations- und 
Montoringaufgaben sowie für Nachweispflichten beim Fördermittelgeber. Werden geförderte 
Infrastrukturelemente und Tiefbaumaterialien durch kommunale Bauhöfe verbaut, 
garantieren die Kommunen die gemäß den Fördervorgaben ordnungsgemäße 
Dokumentation der Arbeiten für erforderliche Verwendungsnachweise. Bei Arbeiten durch 
beauftragte Dritte stellt die Kommune die zweck- und vorgabengemäße Durchführung der 
Arbeiten sicher. 

(16) Die Kommunen stellen die für die Stationseinrichtung benötigten Flächen mindestens für die 
Dauer der im Fördermittelbescheid genannten Projektlaufzeit und darauffolgenden 
Zweckbindungsfrist bereit. Die darauf installierte und geförderte Infrastruktur muss zu jeder 
Zeit für die Partner, für Dienstleister sowie Nutzerinnen und Nutzer frei zugänglich sein. 

(17) Des Weiteren halten die Kommunen die Vorgaben des Fördermittelgebers zur Platzierung 
von Hinweisen zur Förderung auf Materialien der Öffentlichkeitsarbeit, auf Bauschildern und 
auf geförderter Infrastruktur sowie weitere Vorgaben im Zusammenhang mit der Förderung 
ein. Der Landkreis stellt den Kommunen die notwendigen, sich aus dem 
Fördermittelbescheid diesbezüglich ergebenden Informationen zur Verfügung. 

 

§ 3 Finanzierung 

(1) Die Finanzierung der gesamten Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur gemäß § 1 sowie 
der zum Aufbau dieser erforderlichen Tiefbau- und Montagearbeiten inkl. der dazu 
notwendigen Materialien übernehmen die Kommunen. 

(2) Die je nach Kommune und Standort zu finanzierende Infrastruktur und zu deren Aufbau 
notwendige Arbeiten sind in den Ergänzungsvereinbarungen aufgeführt. 

(3) Arbeitskosten und Rechnungen für Entwurfs- und Ausführungsplanungen, Bauhofleistungen, 
Betrieb der beschafften Stationsangebote, Wartung, Reinigung und Winterdienst an den 
Stationen sowie eventuell anfallende Gebühren für Genehmigungen und Grunderwerb / 
Gestattung sind durch die Kommunen zu tragen. 

(4) Der Landkreis finanziert Kommunikationsinhalte und die Öffentlichkeitsarbeit für das 
Gesamtprojekt sowie Evaluation / Montoring und notwendige Dienstreisen im Rahmen der 
Abwicklung des Förderverfahrens. 
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(5) Für die förderfähigen Elemente (Stelen, Bikesharing-Fahrräder mit passenden 
Abstellmöglichkeiten, Infrastruktur für den Individualradverkehr und E-Lastenradsharing mit 
Ladestationen) der Mobilitäts- bzw. Radstationen und für den dazugehörigen Tiefbau sowie 
für Montagearbeiten durch Dritte beantragt der Landkreis Fördermittel beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). Der Landkreis begleicht 
Rechnungen für förderfähige Posten gegenüber Lieferanten / Dienstleistern. Hierfür 
beantragt er Fördermittel beim BMWK. Jede Kommune erstattet dem Landkreis den für sie 
anfallenden Eigenbehalt. Der Eigenbehalt entspricht der Differenz zwischen den 
tatsächlichen anteiligen Kosten der Kommune für die für sie beschafften förderfähigen 
Elemente / bestellten Leistungen und der tatsächlich ausgezahlten Fördersumme. Die 
Partner stellen sicher, dass für die durch die Kommunen zu finanzierenden Elemente und 
Leistungen kein finanzielles Defizit beim Landkreis verbleibt. 

(6) Für die durch den Landkreis finanzierten Leistungen (Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
Evaluation / Monitoring und Dienstreisen) übernimmt der Landkreis den nach Abzug der 
Förderung tatsächlich anfallenden Restbetrag. 

(7) Die Partner gewährleisten vollumfängliche Kostentransparenz. 

 

 § 4 Grundstücke 

(1) Die Kommunen stellen die für die Mobilitäts- und Radstationen erforderlichen Grundstücke 
an den durch die Partner gemäß Ergänzungsvereinbarungen vereinbarten Standorten bereit. 

(2) Befinden sich benötigte Flächen nicht im Eigentum der jeweiligen Kommune, so hat die 
Kommune mit den jeweiligen Eigentümern selbstständig zu verhandeln und rechtssichere 
Gestattungs- oder Kaufverträge abzuschließen, um den Stationsaufbau sowie die dauerhafte 
Bereitstellung der Stationsangebote, deren uneingeschränkte Zugänglichkeit für die Partner, 
Dienstleister und Nutzerinnen und Nutzer auf den Flächen zu gewährleisten. Anfallende 
Kosten übernehmen die Kommunen. Befinden sich Flächen, die durch die Partner vorab 
definiert wurden, im Eigentum des Landkreises, so stellt dieser den Kommunen die Flächen 
unentgeltlich zur Verfügung. 

(3) Die Kommunen übernehmen die Verkehrssicherungspflicht, Reinigung und Winterdienst und 
die damit verbundene Haftung für die Stationsflächen und die Flächen, auf denen sich die 
Stationen befinden. 

(4) Die Flächen für Mobilitäts- und Radstationen müssen zu jeder Zeit während des Aufbaus der 
Stationsinfrastruktur für die Partner und für durch sie beauftragte Dritte, während des 
Stationsbetriebs für die Partner, für durch sie beauftragte Dritte sowie für Bürgerinnen und 
Bürger uneingeschränkt zugänglich sein. Sollte ein vollständiger oder teilweiser Rückbau von 
Stationselementen erfolgen, der den Bedarf einzelner Grundstücke obsolet macht, so endet 
nach dem Rückbau auch die Bereitstellungpflicht. Ein solcher Rückbau kann frühestens nach 
Ende der im Fördermittelbescheid des BMWK genannten Zweckbindungsfrist erfolgen. 

(5) Änderungen an den Eigentumsverhältnissen der mithilfe der Zuwendung geförderten 
Investitionen nach Ende der Zweckbindungsfrist sind zustimmungspflichtig. Die Zustimmung 
kann nur durch den Fördermittelgeber erfolgen. Gleiches gilt für Nutzungsänderungen von 
mithilfe der Förderung beschafften Infrastruktureinrichtungen. 

(6) Die Kommunen übernehmen gegenüber dem Landkreis und Dritten die Verantwortung dafür, 
dass die für durch den Landkreis im Rahmen des Projekts ausgeschriebene Leistungen und 
beschaffte Infrastruktur benötigten Grundstücke gemäß § 4 Abs. 3 bis 5 zur Verfügung 
stehen. 

(7) Für Grundstücke von Dritten, auf denen vom BMWK geförderte Infrastruktur errichtet wird, 
sind Absichtserklärungen der Eigentümer für Gestattungsverträge durch die Kommunen 
vorzulegen. Gestattungs- oder Kaufverträge sind durch die Kommunen rechtskräftig 
abzuschließen und spätestens bis zum Ende des Jahres 2022 auf Verlangen dem Landkreis 
sowie dem Fördermittelgeber vorzulegen. 
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(8) Werden außerhalb der Förderung des BMWK Stationen gemäß § 6 ausgebaut oder neu 
eingerichtet, so sind die Kommunen ebenso für die Bereitstellung der benötigten Flächen 
verantwortlich. Die Einhaltung der sich aus der Zweckbindungsfrist des BMWK ergebenden 
Mindestfrist für die Bereitstellung entfällt in diesen Fällen. 

 

§ 5 Eigentum 

(1) Sämtliche Mobilitäts- und Radstationsinfrastrukturen sowie Tiefbaumaterialien verbleiben 
nach Beschaffung, über die gesamte Laufzeit dieser Zweckvereinbarung und darüber 
hinaus, im Eigentum der jeweiligen Kommune.  

(2) Für den Fall, dass bei einer Erweiterung des Stationsnetzes Infrastruktur durch Dritte 
finanziert wird, geht diese nach Aufbau ebenfalls in das Eigentum der jeweiligen Kommune 
über. In diesem Fall gelten die Bestimmungen gemäß § 6, deren Einhaltung die Kommune 
sicherstellt und einfordert. Weitere Bestimmungen für diesen Fall sind in einer gesonderten 
Vereinbarung vertraglich zwischen Kommune und Dritten zu regeln. 

 

§ 6 Qualitätsstandards 

(1) Für eine für Nutzerinnen und Nutzer dauerhaft hindernisarme und unkomplizierte 
Zugänglichkeit von Stationsangeboten sowie zu deren flächendeckender Bereitstellung ist 
von den Partnern auf die Einhaltung von konsistenten Qualitätsstandards zu achten. 

(2) Gemäß den Qualitätsstandards dürfen die einheitlichen, durch den Landkreis beschafften 
Stelen für Mobilitäts- und Radstationen nur an den jeweils in den Ergänzungsvereinbarungen 
beschriebenen Standorten verwendet werden. Das Stelendesign sowie die in diesem 
Rahmen festgelegten Stations- und Angebotsnamen und -bezeichnungen sind innerhalb des 
gesamten Verbundraums des Münchner Verkehrs- und Tarifverbundes (MVV) abgestimmt. 

(3) Eine darüber hinausreichende Verwendung der Stelen sowie die Nutzung anderer 
verbundweit abgestimmter Gestaltungs- und Kommunikationsinhalte und von Auskunfts- und 
Buchungskanälen des MVV (z. B. im Rahmen der lokalen Erweiterung des Mobilitäts- und 
Radstationsnetzes) bedürfen stets der schriftlichen Anhörung und Zustimmung des 
Landkreises als Gesellschafter des MVV. 

(4) Stelen mit MVV-abgestimmtem Design dürfen nur an Stationen angebracht werden, die die 
folgenden Anforderungen erfüllen: 

a) Eine Mobilitätsstation umfasst die räumlich eng zusammenliegenden Standorte bzw. 
Haltestellen von mindestens zwei stationsbasierten Sharing-Angeboten oder von 
mindestens einem Verkehrsmittel des ÖPNV und einem stationsbasierten Sharing-
Angebot. Sharing-Angebote umfassen in diesem Zusammenhang die durch Anbieter 
organisierte Bereitstellung von durch die Nutzerinnen und Nutzer selbstständig 
bedienbaren und auch kurzzeitig anmietbaren Verkehrsmitteln (z. B. Carsharing, 
Bikesharing, Lastenradsharing, E-Scootersharing). Stationsbasiert bedeutet, dass die 
Fahrzeuge vor Ort einen reservierten Stellplatz (mit oder ohne Anlehn- oder 
Befestigungsvorrichtungen) haben, zu dem sie durch die Nutzerinnen und Nutzer 
oder durch die Anbieter gebracht werden. Es muss eine von Anbieterseite garantierte 
regelmäßige Bestückung des Standortes mit entsprechenden Fahrzeugen 
gewährleistet sein. Eine reservierte Stellfläche, bei der ein dauerhaftes Fehlen von 
Sharing-Fahrzeugen nicht ausgeschlossen werden kann, kann zwar Teil einer 
Mobilitätsstation sein. Sie entspricht dem Mindeststandard aber nicht, wenn sie 
zusammen mit nur einem anderen, die Mindestanforderungen erfüllenden Angebot 
besteht. Die bereitgestellten Sharing-Angebote müssen darüber hinaus jederzeit für 
Nutzerinnen und Nutzer zur Verfügung stehen. Eine regelmäßige, mindestens 
zeitweise Reservierung der Fahrzeuge durch einen der Partner oder durch 
Unternehmen, Vereine o. ä. und damit ein teilweiser Nutzungsausschluss der 
Öffentlichkeit ist bei Sharing-Angeboten im Sinne dieser Vereinbarung nicht zulässig. 
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Verkehrsmittel des ÖPNV umfassen Bedienformen im Sinne des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG). 

b) Eine Radstation umfasst ein stationsbasiertes Bikesharing-Angebot im Sinne der 
Sharing-Definition in § 6 Abs. 4 a) ohne räumlich enge Verknüpfung zu einem 
zusätzlichen Sharing-Angebot oder zum ÖPNV. 

c) Die Erweiterung des Stationsnetzes durch andere Sharing-Stationen (z. B. 
Carsharing-Stationen, Lastenradstationen) ohne Vernetzung mit anderen Sharing-
Angeboten oder dem ÖPNV ist möglich. Sollen solche Stationen in die gemeinsame 
Systematik (Corporate Design und Hintergrundsysteme des MVV für Auskunft und 
Buchung) aufgenommen werden, bedarf es der schriftlichen Zustimmung des 
Landkreises in seiner Funktion als Gesellschafter des MVV. 

(5) Alle an Mobilitäts- und Sharingstationen bereitgestellten Angebote sind, was Beauskunftung, 
Routing, Buchung und Ticketing angeht, möglichst tiefgehend in die entsprechenden Kanäle 
des MVV zu integrieren. Die Partner optimieren diesen Bereich stetig weiter. 

(6) Erfüllen einzelne Stationen die in § 6 Abs. 4 genannten Kriterien nicht, so ist an diesen die 
Installation und Verwendung der einheitlichen und verbundweit abgestimmten Stele nicht 
zulässig. Entfällt an einer Station, z. B. nach Ende der Zweckbindungsfrist der Förderung, ein 
Angebot, das die Mindestanforderung für die entsprechende Stationskategorie bedingt, so 
hat mit einer Frist von drei Monaten ein Rückbau der Stele zu erfolgen. Erfüllt die betreffende 
Station zwar nicht mehr die Mindestanforderungen der auf der Stele aufgeführten 
Stationskategorie, jedoch die Anforderungen eines anderen Stationstyps, so ist, nach 
Prüfung durch MVV und Landkreis eine Anpassung der Informationen auf der Stele (z. B. 
durch Umfolierung) möglich. Die Kosten für Rückbau oder Anpassung von Stelen trägt die 
jeweilige Kommune. 

 

§ 7 Ergänzungsvereinbarungen 

Diese Zweckvereinbarung wird für jede einzelne Kommune durch eine Ergänzungsvereinbarung 
gemäß Muster in Anlage 2 konkretisiert. 

 

§ 8 Haftung 

Die gegenseitige Haftung der Partner richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 

§ 9 Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung treten mit Unterzeichnung durch die Partner in Kraft 
und gelten unbefristet, mindestens jedoch für die im Zuwendungsbescheid des 
Fördermittelgebers BMWK festgelegte Projektlaufzeit zuzüglich der dort aufgeführten 
Zweckbindungsfrist. Die Zweckvereinbarung steht unter dem Vorbehalt einer ggf. 
erforderlichen Genehmigung der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Diese Vereinbarung kann durch Erklärung eines der Partner mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Abschluss eines Kalenderjahres, frühestens jedoch nach Ende der im 
Zuwendungsbescheid des Fördermittelgebers BMWK festgelegten Zweckbindungsfrist, 
ordentlich gekündigt werden. Für die fortlaufende Bereitstellung und den Betrieb von im 
Rahmen der Zweckvereinbarung beschaffter Infrastruktur gelten weiterhin die Bestimmungen 
aus § 6 dieser Vereinbarung. 

(3) Erfolgt gemäß § 9 Abs. 2 eine Kündigung eines der Partner, so bleibt die Gültigkeit der 
Zweckvereinbarung für die übrigen, nicht kündigenden Partner davon unberührt. 

(4) Abweichend von § 9 Abs. 2 kann diese Vereinbarung bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
(z. B. letztverbindlicher Bescheid des BMWK mit vollständiger Versagung von Fördermitteln) 
gemäß Art. 14 Abs. 3 Satz 2 KommZG fristlos gekündigt werden. Etwaige sich aus der 
Kündigung ergebende Forderungen Dritter sind durch den kündigenden Partner zu erfüllen. 
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Dies betrifft ausdrücklich auch Forderungen Dritter gegenüber anderen, nicht kündigenden 
Partnern. 

(5) Die Kündigung der Zweckvereinbarung bedarf der Schriftform. 

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag sowie Anhang 1 werden in elffacher Ausfertigung erstellt. Je ein Original 
verbleibt bei jedem Partner. Die einzelnen Ergänzungsvereinbarungen werden in zweifacher 
Ausfertigung erstellt, wobei jeweils der Landkreis und die betroffene Kommune eine 
Ausfertigung erhalten. 

(2) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. Nebenabreden 
bestehen nicht. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, oder sollte 
der Vertrag Regelungslücken enthalten, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Regelungen des Vertrages nicht berührt. Die Partner verpflichten sich dazu, unwirksame 
Bestimmungen, sofern diese nicht ersatzlos entfallen können, oder Regelungslücken durch 
solche Regelungen zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des ursprünglich Gewollten im 
rechtlich zulässigen Umfang möglichst nahekommen und sachgerecht sind. 

(4) Sollten bei der Durchführung dieses Vertrages ergänzende Bestimmungen notwendig 
werden, verpflichten sich die Partner, Vereinbarungen in dem Sinne zu treffen, wie sie bei 
Abschluss des Vertrages getroffen worden wären. 

(5) Diese Zweckvereinbarung unterliegt ausschließlich deutschem Recht. Als Gerichtsstand für 
Rechtsstreitigkeiten, die aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung entstehen, 
wird Fürstenfeldbruck festgelegt. 

 

Für den Landkreis Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Thomas Karmasin, Landrat 

 

Für die Stadt Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Erich Raff, Oberbürgermeister 
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Für die Stadt Germering: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andreas Haas, Oberbürgermeister 

 

Für die Gemeinde Grafrath: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Markus Kennerknecht, Erster Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Gröbenzell: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Martin Schäfer, Erster Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Landsberied: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andrea Schweitzer, Erste Bürgermeisterin 

 

Für die Gemeinde Maisach: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Hans Seidl, Erster Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Mammendorf: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Josef Heckl, Erster Bürgermeister 

 

Für die Stadt Olching: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andreas Magg, Erster Bürgermeister 

 

Für die Stadt Puchheim: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Norbert Seidl, Erster Bürgermeister 

 

Für die Gemeinde Schöngeising: 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Thomas Totzauer, Erster Bürgermeister 
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2. Aktualisierte Version für Beschlüsse 2023 

Der 

Landkreis Fürstenfeldbruck 

- vertreten durch den Landrat und nachfolgend als „Landkreis“ bezeichnet - 

 

und 

 

die  

Städte Fürstenfeldbruck, Germering, Olching und Puchheim sowie die Gemeinden Grafrath, 

Gröbenzell, Landsberied, Maisach, Mammendorf und Schöngeising 

- vertreten durch den jeweiligen Oberbürgermeister bzw. die Erste Bürgermeisterin / den Ersten 

Bürgermeister und nachfolgend jeweils als „Kommune“, zusammen als „Kommunen“ bezeichnet - 

 

- nachfolgend gemeinsam als „Partner“ bezeichnet -  

 

schließen gemäß Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 

(KommZG) folgende  

 

ZWECKVEREINBARUNG 

über den Aufbau und Betrieb von Mobilitäts- / Radstationen im Landkreis Fürstenfeldbruck 

 

Präambel 

Die Partner beabsichtigen in den Kommunen den Aufbau eines Netzes von Mobilitäts- und 
Radstationen (auch als Mobilitäts- und Radpunkte bezeichnet) mit einheitlichem und in seinem 
Umfang lokal abgestuftem Verkehrsangebot. Das vorgesehene Angebot umfasst insb. 
Sharingangebote (z. B. Bike- und Carsharing) sowie Infrastruktureinrichtungen für den 
Individualradverkehr. Mit dem Aufbau eines solchen Stationsangebotes, das eng mit dem 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vernetzt wird, stellen die Partner allen Menschen, die in 
den Kommunen leben, diese besuchen oder dort arbeiten, ein attraktives Alternativangebot zum 
motorisierten Individualverkehr bereit. So soll ein Beitrag zur verkehrlichen Entlastung und zum 
Klimaschutz geleistet werden. 

Gemäß mobilitätswissenschaftlicher Erkenntnisse ist dabei in Bezug auf Zugang, Nutzung und 
Erscheinungsbild ein einheitliches System erforderlich, damit das vorgesehene Stationsangebot 
angenommen wird und so einen maßgeblichen verkehrlichen Mehrwert erzielt. Die 
flächendeckende Nutzbarkeit der Leih- bzw. Sharingangebote über kommunale Grenzen hinweg, 
deren möglichst unkomplizierte Beauskunftung, Buchung und Abrechnung, ein hoher 
Vernetzungsgrad mit dem bestehenden ÖPNV sowie die Wiedererkennbarkeit der Angebote im 
öffentlichen Raum sind dafür grundlegende Voraussetzungen.  

Zur Umsetzung ihres gemeinsamen Vorhabens beantragen die Partner finanzielle Zuwendungen 
in Form von Fördermitteln. 

Um die Einheitlichkeit des Systems sowie Fördermittelbeantragung und -abwicklung gewährleisten 
zu können, ist eine Koordination und Bündelung von Aufgaben über eine zentrale Stelle 
erforderlich. Im vorliegenden Fall werden über das Landratsamt Zuständigkeiten beim Landkreis 
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als Gesellschafter im regionalen Nahverkehrsverbund MVV (Münchner Verkehrs- und Tarifverbund 
GmbH) konzentriert. Zum Teil werden diese dem Landkreis durch die Kommunen übertragen. 

Um das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen im Rahmen der genannten 
Zuständigkeiten vertraglich zu regeln, wird diese Zweckvereinbarung geschlossen. Die 
Vereinbarung wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune konkretisiert. 

 

§ 1 Gegenstand der Zweckvereinbarung 

(10) Diese Zweckvereinbarung regelt das Verhältnis zwischen Landkreis und Kommunen beim 
Aufbau und Betrieb eines Netzes von Mobilitäts- und Radstationen sowie bei der 
Beantragung und Abrechnung von Fördermitteln im Rahmen dieses Vorhabens. 

(11) Im Einzelnen betrifft die Zweckvereinbarung folgende im Rahmen des in § 1 Abs. 1 
genannten Vorhabens anfallende Aufgabenbereiche: 

a) Vergabeverfahren und Beschaffung, 
b) Aufbau von Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur, 
c) Betrieb, 
d) Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
e) Evaluation / Monitoring und 
f) Abwicklung von Förderverfahren. 

(12) Des Weiteren wird die Zusammenarbeit in folgenden, den Mobilitäts- und Radstationsaufbau 
und -betrieb betreffenden Bereichen geregelt: 

a) Finanzierung,  
b) Grundstücke, 
c) Eigentum und 
d) Qualitätsstandards. 

(13) Die genannte Mobilitäts- und Radstationsinfrastruktur wird modular abgestuft ausgeführt. An 
allen Mobilitäts- und Radstationen werden mindestens eingerichtet: 

a) Stele, 
b) Bikesharing-Fahrräder mit passenden Abstellmöglichkeiten 

(14) Je nach Kommune und Standort kann die in § 1 Abs. 4 genannte Ausstattung um eines / 
mehrere der folgenden Angebote ergänzt werden: 

a) E-Lastenradsharingräder mit Abstellmöglichkeiten / Ladestationen,  
b) Radabstellanlagen entsprechend der Empfehlungen des ADFC und der Hinweise 

zum Fahrradparken der FGSV, z. T. mit Überdachung, 
c) Abstellmöglichkeiten für Lastenräder inkl. Beschilderung / Markierung, 
d) abschließbare Fahrradboxen, 
e) Gepäckfächer / Spinde, 
f) Luft- und Reparaturstationen, 
g) E-Lademöglichkeiten. 

(15) Je nach Kommune und Standort können die genannten Infrastrukturelemente 
räumlich-verkehrlich verknüpft werden mit:  

a) (E-)Carsharing inkl. Fahrzeug und Stellplatz (ggf. mit Ladestationen), 
b) Stellflächen für E-Scooter inkl. Beschilderung / Markierung. 

(16) Der Unterschied zwischen Mobilitäts- und Radstationen liegt darin, dass Mobilitätsstationen 
in unmittelbarer Nähe zu Haltestellen des ÖPNV liegen, Radstationen diese Verknüpfung 
jedoch nicht bieten. 

(17) Eine tabellarische Übersicht der Aufgaben und Zuständigkeiten des Landkreises und der 
Kommunen ist dieser Zweckvereinbarung beigefügt (Anhang 1). 

(18) Die Zusammenarbeit wird durch eine Ergänzungsvereinbarung für jede einzelne Kommune 
konkretisiert. 
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§ 2 Aufgaben und Aufgabenübertragung 

(18) Der Landkreis vergibt Liefer- und Dienstleistungsaufträge zur Beschaffung von Mobilitäts- 
und Radstationsinfrastruktur sowie für Kommunikations- und Evaluations- / 
Monitoringarbeiten. Den Betrieb eines E-Lastenradsharingsystems vergibt der Landkreis 
stellvertretend für die gemäß der jeweiligen Ergänzungsvereinbarung betroffene Kommune. 
Für die Beschaffung von Bikesharing-Fahrrädern und den Betrieb dieser Fahrräder in einem 
verbundweiten Bikesharingsystem bedienen sich die Partner des Münchner Verkehrs- und 
Tarifverbundes (MVV) als Vergabestelle. 

(19) Ebenso vergibt und beauftragt der Landkreis durch ihn zur Förderung durch das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) angemeldete Lieferungen von, 
für den Stationsaufbau notwendigen Materialien und Tiefbau- / Montagearbeiten. Nicht zur 
Förderung angemeldete Tiefbau- und Montagearbeiten werden in der Regel durch die 
kommunalen Bauhöfe in Eigenregie durchgeführt. In letztgenanntem Fall vereinbaren der 
Landkreis und die jeweilige Kommune eine für die Partner praktikable Übernahmeabwicklung 
von über den Landkreis beschafften, geförderten Materialien mit dem kommunalen Bauhof. 

(20) Für Vergabe und Beschaffung von Materialien für den Tiefbau und den Stationsaufbau sowie 
für die Montage durch externe Dienstleister legen die Kommunen dem Landkreis für die 
Veröffentlichung / den Versand vorbereitete Leistungsbeschreibungen gemäß Vergaberecht 
vor. 

(21) Für die Richtigkeit der Angaben zu benötigten Materialien zum Stationsaufbau und für die 
Beauftragung externer Dienstleister sowie für den Inhalt diesbezüglicher 
Leistungsbeschreibungen übernehmen die Kommunen gegenüber dem Landkreis und den 
Auftragnehmern die rechtliche Verantwortung. 

(22) Die Kommunen führen erforderliche Entwurfs- und Ausführungsplanungen zum 
Stationsaufbau eigenverantwortlich durch. Die Kommunen begleiten, prüfen und 
koordinieren die Stationsaufbauarbeiten.  

(23) Eventuell erforderliche Genehmigungen für die Stationserrichtung sind durch die Kommunen 
beizubringen. 

(24) Der Landkreis vergibt und beauftragt Lieferanten von Stationsinfrastruktur sowie Dienstleister 
für die Stationsmontage und für Kommunikation / Evaluation. Verträge über Betrieb und 
Wartung von Sharingangeboten kommen zwischen Kommunen und Auftragnehmern 
zustande. Für Reinigung, Winterdienst und Verkehrssicherung an Stationen und auf Flächen, 
auf denen diese sich befinden, sind die Kommunen verantwortlich. 

(25) Die zentrale Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit für das Mobilitäts- und Radstationsprojekt 
erfolgt über den Landkreis. Lokale Kommunikationsinhalte der Kommunen sind davon 
unbenommen. Der Landkreis stellt sicher, dass die Kommunen von ihnen finanzierte 
Infrastruktur durch das Aufbringen des eigenen amtlichen Wappens kenntlich machen 
können. Auf durch das BMWK geförderten Stationselementen werden Hinweise und Logos 
von den an der Finanzierung und Umsetzung des Projekts Beteiligten (Landkreis, jeweilige 
Kommune, Fördermittelgeber) ermöglicht. 

(26) Der Landkreis organisiert ein Evaluations- und Monitoringverfahren zur Auswertung der 
verkehrlichen Wirkungen der Mobilitäts- und Radstationsangebote. Hierzu strebt der 
Landkreis die Beschaffung anonymisierter Nutzungsdaten der Sharinganbieter an. 
Außerdem sieht er die Beauftragung geeigneter Dienstleister bzw. wissenschaftlicher 
Kooperationspartner für Erhebungen und Auswertungen vor. Die Kommunen unterstützen 
den Landkreis dabei mit den ihnen zur Verfügung stehenden Daten. Auswertungsergebnisse 
erhalten die Partner und der Fördermittelgeber. 

(27) Der Landkreis beantragt Fördermittel und ist Fördermittelempfänger für die Beschaffung und 
Installation von Stelen, Bikesharing-Fahrrädern mit passenden Abstellmöglichkeiten, 
Infrastruktur für den Individualradverkehr, E-Lastenradsharingrädern mit Abstellmöglichkeiten 
und Ladestationen sowie für vorbereitende Bauarbeiten, Kommunikation / 
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Öffentlichkeitsarbeit und Evaluation / Monitoring. Hierzu bilden die Partner zusammen einen 
sogenannten Kommunalen Zusammenschluss, dem der Landkreis im Sinne des 
Fördermittelgebers vorsteht. 

(28) Für die in § 2 Abs. 10 genannten Elemente und Inhalte stellt der Landkreis einen Antrag auf 
Förderung im Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch Radverkehr“ (Nationale 
Klimaschutzinitiative) des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). 

(29) Der Landkreis übernimmt rechtsverbindlich die Verantwortung für die Umsetzung der im 
Rahmen des Förderaufrufes „Klimaschutz durch Radverkehr“ geförderten Projektinhalte. Er 
wird beim Fördermittelgeber BMWK als Zuwendungsempfänger geführt, tritt als Auftraggeber 
und Rechnungsempfänger für geförderte Projektinhalte auf, legt dem Fördermittelgeber 
Verwendungsnachweise vor, ist insgesamt für die Berichterstattung zur Projektumsetzung 
gegenüber dem Fördermittelgeber verantwortlich, unternimmt stellvertretend für alle Partner 
Dienstreisen zum Zuwendungsgeber und nimmt an Status- sowie Vernetzungstreffen teil. 

(30) Der Landkreis wird auf die Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers BMWK 
durch alle Partner achten. Im Gegenzug unterstützen die Kommunen den Landkreis mit 
ihnen zur Verfügung stehenden Daten und Dokumentationen sowie mit der fristgerechten 
Umsetzung von ihnen im Rahmen dieser Zweckvereinbarung zugewiesenen Aufgaben bei 
der Einhaltung der Bestimmungen des Fördermittelgebers. 

(31) Es gelten sämtliche Nebenbestimmungen des Fördermittelbescheides des BMWK. 

(32) Die Kommunen garantieren die Vollständigkeit und Richtigkeit von Leistungsbeschreibungen 
für Tiefbau- und Montagearbeiten, von Entwurfs- und Ausführungsplanungen, das 
rechtzeitige Beibringen eventuell erforderlicher Genehmigungen sowie die Bereitstellung 
notwendiger, in kommunaler Hand befindlicher Daten für Evaluations- und 
Montoringaufgaben sowie für Nachweispflichten beim Fördermittelgeber. Werden geförderte 
Infrastrukturelemente und Tiefbaumaterialien durch kommunale Bauhöfe verbaut, 
garantieren die Kommunen die gemäß den Fördervorgaben ordnungsgemäße 
Dokumentation der Arbeiten für erforderliche Verwendungsnachweise. Bei Arbeiten durch 
beauftragte Dritte stellt die Kommune die zweck- und vorgabengemäße Durchführung der 
Arbeiten sicher. 

(33) Die Kommunen stellen die für die Stationseinrichtung benötigten Flächen mindestens bis 
zum Ende der im Fördermittelbescheid genannten Zweckbindungsfrist bereit. Die darauf 
installierte und geförderte Infrastruktur muss zu jeder Zeit für die Partner, für Dienstleister 
sowie Nutzerinnen und Nutzer frei zugänglich sein. 

(34) Des Weiteren halten die Kommunen die Vorgaben des Fördermittelgebers zur Platzierung 
von Hinweisen zur Förderung auf Materialien der Öffentlichkeitsarbeit, auf Bauschildern und 
auf geförderter Infrastruktur sowie weitere Vorgaben im Zusammenhang mit der Förderung 
ein. Der Landkreis stellt den Kommunen die notwendigen, sich aus dem 
Fördermittelbescheid diesbezüglich ergebenden Informationen zur Verfügung. 

 

§ 3 Finanzierung 

(8) Die Finanzierung der gesamten Mobilitäts- bzw. Radstationsinfrastruktur gemäß § 1 sowie 
der zum Aufbau dieser erforderlichen Tiefbau- und Montagearbeiten inkl. der dazu 
notwendigen Materialien übernehmen die Kommunen. 

(9) Näheres zu der je nach Kommune und Standort zu finanzierenden Infrastruktur und zu deren 
Aufbau ist den Ergänzungsvereinbarungen zu entnehmen. 

(10) Arbeitskosten und Rechnungen für Entwurfs- und Ausführungsplanungen, Bauhofleistungen, 
Betrieb der beschafften Stationsangebote, Wartung, Reinigung und Winterdienst an den 
Stationen sowie eventuell anfallende Gebühren für Genehmigungen und Grunderwerb / 
Gestattung sind durch die Kommunen zu tragen. 
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(11) Der Landkreis finanziert Kommunikationsinhalte und die Öffentlichkeitsarbeit für das 
Gesamtprojekt sowie Evaluation / Montoring und notwendige Dienstreisen im Rahmen der 
Abwicklung des Förderverfahrens. 

(12) Für die förderfähigen Elemente (Stelen, Bikesharing-Fahrräder mit passenden 
Abstellmöglichkeiten, Infrastruktur für den Individualradverkehr und E-Lastenradsharing mit 
Ladestationen) der Mobilitäts- bzw. Radstationen und für den dazugehörigen Tiefbau sowie 
für Montagearbeiten durch Dritte beantragt der Landkreis Fördermittel beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK). Der Landkreis begleicht 
Rechnungen für förderfähige Posten gegenüber Lieferanten / Dienstleistern. Hierfür 
beantragt er Fördermittel beim BMWK. Jede Kommune erstattet dem Landkreis den für sie 
anfallenden Eigenbehalt. Der Eigenbehalt entspricht der Differenz zwischen den 
tatsächlichen anteiligen Kosten der Kommune für die für sie beschafften förderfähigen 
Elemente / bestellten Leistungen und der tatsächlich ausgezahlten Fördersumme. Die 
Partner stellen sicher, dass für die durch die Kommunen zu finanzierenden Elemente und 
Leistungen kein finanzielles Defizit beim Landkreis verbleibt. 

(13) Für die durch den Landkreis finanzierten Leistungen (Kommunikation / Öffentlichkeitsarbeit, 
Evaluation / Monitoring und Dienstreisen) übernimmt der Landkreis den nach Abzug der 
Förderung tatsächlich anfallenden Restbetrag. 

(14) Die Partner gewährleisten vollumfängliche Kostentransparenz. 

 

 § 4 Grundstücke 

(9) Die Kommunen stellen die für die Mobilitäts- und Radstationen erforderlichen Grundstücke 
an den durch die Partner vereinbarten Standorten bereit. 

(10) Befinden sich benötigte Flächen nicht im Eigentum der jeweiligen Kommune, so hat die 
Kommune mit den jeweiligen Eigentümern selbstständig zu verhandeln und rechtssichere 
Gestattungs- oder Kaufverträge abzuschließen, um den Stationsaufbau sowie die dauerhafte 
Bereitstellung der Stationsangebote, deren uneingeschränkte Zugänglichkeit für die Partner, 
Dienstleister und Nutzerinnen und Nutzer auf den Flächen zu gewährleisten. Anfallende 
Kosten übernehmen die Kommunen. Befinden sich Flächen, die durch die Partner vorab 
definiert wurden, im Eigentum des Landkreises, so stellt dieser den Kommunen die Flächen 
unentgeltlich zur Verfügung. 

(11) Die Kommunen übernehmen die Verkehrssicherungspflicht, Reinigung und Winterdienst und 
die damit verbundene Haftung für die Stationsflächen und die Flächen, auf denen sich die 
Stationen befinden. 

(12) Die Flächen für Mobilitäts- und Radstationen müssen zu jeder Zeit während des Aufbaus der 
Stationsinfrastruktur für die Partner und für durch sie beauftragte Dritte, während des 
Stationsbetriebs für die Partner, für durch sie beauftragte Dritte sowie für Bürgerinnen und 
Bürger uneingeschränkt zugänglich sein. Sollte ein vollständiger oder teilweiser Rückbau von 
Stationselementen erfolgen, der den Bedarf einzelner Grundstücke obsolet macht, so endet 
nach dem Rückbau auch die Bereitstellungpflicht. Ein solcher Rückbau kann frühestens nach 
Ende der im Fördermittelbescheid des BMWK genannten Zweckbindungsfrist erfolgen. 

(13) Änderungen an den Eigentumsverhältnissen der mithilfe der Zuwendung geförderten 
Investitionen nach Ende der Zweckbindungsfrist sind zustimmungspflichtig. Die Zustimmung 
kann nur durch den Fördermittelgeber erfolgen. Gleiches gilt für Nutzungsänderungen von 
mithilfe der Förderung beschafften Infrastruktureinrichtungen. 

(14) Die Kommunen übernehmen gegenüber dem Landkreis und Dritten die Verantwortung dafür, 
dass die für im Rahmen des Projekts ausgeschriebene Leistungen und beschaffte 
Infrastruktur benötigten Grundstücke gemäß § 4 Abs. 3 bis 5 zur Verfügung stehen. 

(15) Für Grundstücke von Dritten, auf denen vom BMWK geförderte Infrastruktur errichtet wird, 
sind Absichtserklärungen der Eigentümer für Gestattungsverträge durch die Kommunen 
vorzulegen. Gestattungs- oder Kaufverträge sind durch die Kommunen rechtskräftig 
abzuschließen und auf Verlangen dem Landkreis sowie dem Fördermittelgeber vorzulegen. 
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(16) Werden außerhalb der Förderung des BMWK Stationen gemäß § 6 ausgebaut oder neu 
eingerichtet, so sind die Kommunen ebenso für die Bereitstellung der benötigten Flächen 
verantwortlich. Die Einhaltung der sich aus der Zweckbindungsfrist des BMWK ergebenden 
Mindestfrist für die Bereitstellung entfällt in diesen Fällen. 

 

§ 5 Eigentum 

(3) Sämtliche Mobilitäts- und Radstationsinfrastrukturen sowie Tiefbaumaterialien verbleiben 
nach Beschaffung, über die gesamte Laufzeit dieser Zweckvereinbarung und darüber 
hinaus, im Eigentum der jeweiligen Kommune. Es sind die Nebenbestimmungen des 
Förderbescheides zu beachten. 

(4) Für den Fall, dass bei einer Erweiterung des Stationsnetzes Infrastruktur durch Dritte 
finanziert wird, geht diese nach Aufbau ebenfalls in das Eigentum der jeweiligen Kommune 
über. In diesem Fall gelten die Bestimmungen gemäß § 6, deren Einhaltung die Kommune 
sicherstellt und einfordert. Weitere Bestimmungen für diesen Fall sind in einer gesonderten 
Vereinbarung vertraglich zwischen Kommune und Dritten zu regeln. 

 

§ 6 Qualitätsstandards 

(7) Für eine für Nutzerinnen und Nutzer dauerhaft hindernisarme und unkomplizierte 
Zugänglichkeit von Stationsangeboten sowie zu deren flächendeckender Bereitstellung ist 
von den Partnern auf die Einhaltung von konsistenten Qualitätsstandards zu achten. 

(8) Gemäß den Qualitätsstandards dürfen die einheitlichen, durch den Landkreis beschafften 
Stelen für Mobilitäts- und Radstationen nur an den jeweils in den Anhängen der 
Ergänzungsvereinbarungen beschriebenen Standorten verwendet werden. Das Stelendesign 
sowie die in diesem Rahmen festgelegten Stations- und Angebotsnamen und -
bezeichnungen sind innerhalb des gesamten Verbundraums des Münchner Verkehrs- und 
Tarifverbundes (MVV) abgestimmt. 

(9) Eine darüber hinausreichende Verwendung der Stelen sowie die Nutzung anderer 
verbundweit abgestimmter Gestaltungs- und Kommunikationsinhalte und von Auskunfts- und 
Buchungskanälen des MVV (z. B. im Rahmen der lokalen Erweiterung des Mobilitäts- und 
Radstationsnetzes) bedürfen stets der schriftlichen Anhörung und Zustimmung des 
Landkreises als Gesellschafter des MVV. 

(10) Stelen mit MVV-abgestimmtem Design dürfen nur an Stationen angebracht werden, die die 
folgenden Anforderungen erfüllen: 

a) Eine Mobilitätsstation umfasst die räumlich eng zusammenliegenden Standorte bzw. 
Haltestellen von mindestens zwei stationsbasierten Sharing-Angeboten oder von 
mindestens einem Verkehrsmittel des ÖPNV und einem stationsbasierten Sharing-
Angebot. Sharing-Angebote umfassen in diesem Zusammenhang die durch Anbieter 
organisierte Bereitstellung von durch die Nutzerinnen und Nutzer selbstständig 
bedienbaren und auch kurzzeitig anmietbaren Verkehrsmitteln (z. B. Carsharing, 
Bikesharing, Lastenradsharing, E-Scootersharing). Stationsbasiert bedeutet, dass die 
Fahrzeuge vor Ort einen reservierten Stellplatz (mit oder ohne Anlehn- oder 
Befestigungsvorrichtungen) haben, zu dem sie durch die Nutzerinnen und Nutzer 
oder durch die Anbieter gebracht werden. Es muss eine von Anbieterseite garantierte 
regelmäßige Bestückung des Standortes mit entsprechenden Fahrzeugen 
gewährleistet sein. Eine reservierte Stellfläche, bei der ein dauerhaftes Fehlen von 
Sharing-Fahrzeugen nicht ausgeschlossen werden kann, kann zwar Teil einer 
Mobilitätsstation sein. Sie entspricht dem Mindeststandard aber nicht, wenn sie 
zusammen mit nur einem anderen, die Mindestanforderungen erfüllenden Angebot 
besteht. Die bereitgestellten Sharing-Angebote müssen darüber hinaus jederzeit für 
Nutzerinnen und Nutzer zur Verfügung stehen. Eine regelmäßige, mindestens 
zeitweise Reservierung der Fahrzeuge durch einen der Partner oder durch 
Unternehmen, Vereine o. ä. und damit ein teilweiser Nutzungsausschluss der 
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Öffentlichkeit ist bei Sharing-Angeboten im Sinne dieser Vereinbarung nicht zulässig. 
Verkehrsmittel des ÖPNV umfassen Bedienformen im Sinne des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG). 

b) Eine Radstation umfasst ein stationsbasiertes Bikesharing-Angebot im Sinne der 
Sharing-Definition in § 6 Abs. 4 a) ohne räumlich enge Verknüpfung zu einem 
zusätzlichen Sharing-Angebot oder zum ÖPNV. 

c) Die Erweiterung des Stationsnetzes durch andere Sharing-Stationen (z. B. 
Carsharing-Stationen, Lastenradstationen) ohne Vernetzung mit anderen Sharing-
Angeboten oder dem ÖPNV ist möglich. Sollen solche Stationen in die gemeinsame 
Systematik (Corporate Design und Hintergrundsysteme des MVV für Auskunft und 
Buchung) aufgenommen werden, bedarf es der schriftlichen Zustimmung des 
Landkreises in seiner Funktion als Gesellschafter des MVV. 

(11) Alle an Mobilitäts- und Sharingstationen bereitgestellten Angebote sind, was Beauskunftung, 
Routing, Buchung und Ticketing angeht, möglichst tiefgehend in die entsprechenden Kanäle 
des MVV zu integrieren. Die Partner optimieren diesen Bereich stetig weiter. 

(12) Erfüllen einzelne Stationen die in § 6 Abs. 4 genannten Kriterien nicht, so ist an diesen die 
Installation und Verwendung der einheitlichen und verbundweit abgestimmten Stele nicht 
zulässig. Entfällt an einer Station, z. B. nach Ende der Zweckbindungsfrist der Förderung, ein 
Angebot, das die Mindestanforderung für die entsprechende Stationskategorie bedingt, so 
hat mit einer Frist von drei Monaten ein Rückbau der Stele zu erfolgen. Erfüllt die betreffende 
Station zwar nicht mehr die Mindestanforderungen der auf der Stele aufgeführten 
Stationskategorie, jedoch die Anforderungen eines anderen Stationstyps, so ist, nach 
Prüfung durch MVV und Landkreis eine Anpassung der Informationen auf der Stele (z. B. 
durch Umfolierung) möglich. Die Kosten für Rückbau oder Anpassung von Stelen trägt die 
jeweilige Kommune. 

 

§ 7 Ergänzungsvereinbarungen 

Diese Zweckvereinbarung wird für jede einzelne Kommune durch eine Ergänzungsvereinbarung 
konkretisiert. 

 

§ 8 Haftung 

Die gegenseitige Haftung der Partner richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

 

§ 9 Inkrafttreten und Kündigung 

(6) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung treten mit Unterzeichnung durch die Partner in Kraft 
und gelten unbefristet, mindestens jedoch bis zum im Zuwendungsbescheid des 
Fördermittelgebers BMWK festgelegten Ende der Zweckbindungsfrist. Die 
Zweckvereinbarung steht unter dem Vorbehalt einer ggf. erforderlichen Genehmigung der 
zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde. 

(7) Diese Vereinbarung kann durch Erklärung eines der Partner mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Abschluss eines Kalenderjahres, frühestens jedoch nach Ende der im 
Zuwendungsbescheid des Fördermittelgebers BMWK festgelegten Zweckbindungsfrist, 
ordentlich gekündigt werden. Für die fortlaufende Bereitstellung und den Betrieb von im 
Rahmen der Zweckvereinbarung beschaffter Infrastruktur gelten weiterhin die Bestimmungen 
aus § 6 dieser Vereinbarung. 

(8) Erfolgt gemäß § 9 Abs. 2 eine Kündigung eines der Partner, so bleibt die Gültigkeit der 
Zweckvereinbarung für die übrigen, nicht kündigenden Partner davon unberührt. 

(9) Abweichend von § 9 Abs. 2 kann diese Vereinbarung bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
(z. B. letztverbindlicher Bescheid des BMWK mit vollständiger Versagung von Fördermitteln) 
gemäß Art. 14 Abs. 3 Satz 2 KommZG fristlos gekündigt werden. Etwaige sich aus der 
Kündigung ergebende Forderungen Dritter sind durch den kündigenden Partner zu erfüllen. 
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Dies betrifft ausdrücklich auch Forderungen Dritter gegenüber anderen, nicht kündigenden 
Partnern. 

(10) Die Kündigung der Zweckvereinbarung bedarf der Schriftform. 

 

§ 10 Schlussbestimmungen 

(6) Dieser Vertrag sowie Anhang 1 werden in elffacher Ausfertigung erstellt. Je ein Original 
verbleibt bei jedem Partner. Die einzelnen Ergänzungsvereinbarungen werden in zweifacher 
Ausfertigung erstellt, wobei jeweils der Landkreis und die betroffene Kommune eine 
Ausfertigung erhalten. 

(7) Vertragsänderungen oder -ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. Nebenabreden 
bestehen nicht. 

(8) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, oder sollte 
der Vertrag Regelungslücken enthalten, so wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Regelungen des Vertrages nicht berührt. Die Partner verpflichten sich dazu, unwirksame 
Bestimmungen, sofern diese nicht ersatzlos entfallen können, oder Regelungslücken durch 
solche Regelungen zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des ursprünglich Gewollten im 
rechtlich zulässigen Umfang möglichst nahekommen und sachgerecht sind. 

(9) Sollten bei der Durchführung dieses Vertrages ergänzende Bestimmungen notwendig 
werden, verpflichten sich die Partner, Vereinbarungen in dem Sinne zu treffen, wie sie bei 
Abschluss des Vertrages getroffen worden wären. 

(10) Diese Zweckvereinbarung unterliegt ausschließlich deutschem Recht. Als Gerichtsstand für 
Rechtsstreitigkeiten, die aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung entstehen, 
wird Fürstenfeldbruck festgelegt. 
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Unterschriften 

Für den Landkreis Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Thomas Karmasin, Landrat 
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Für die Stadt Fürstenfeldbruck: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Christian Götz, Oberbürgermeister 
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Für die Stadt Germering: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andreas Haas, Oberbürgermeister 
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Für die Gemeinde Grafrath: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Markus Kennerknecht, Erster Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Gröbenzell: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Martin Schäfer, Erster Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Landsberied: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andrea Schweitzer, Erste Bürgermeisterin 
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Für die Gemeinde Maisach: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Hans Seidl, Erster Bürgermeister 



 
 

Seite 26 von 29 
 

Für die Gemeinde Mammendorf: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Josef Heckl, Erster Bürgermeister 



 
 

Seite 27 von 29 
 

Für die Stadt Olching: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Andreas Magg, Erster Bürgermeister 
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Für die Stadt Puchheim: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Norbert Seidl, Erster Bürgermeister 
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Für die Gemeinde Schöngeising: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Ort, Datum  Thomas Totzauer, Erster Bürgermeister 
 

 






